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			Buch

			»Das ist die Drecksarbeit, die Israel macht für uns alle.« Mit seinen Äußerungen zum israelischen Angriff auf die Islamische Republik Iran im Juni 2025 solidarisierte sich Bundeskanzler Merz klar mit der Regierung Netanjahu. Auch der US-Angriff auf die Produktionsstätten des iranischen Atomprogramms wenige Tage später stieß auf die Zustimmung der Bundesregierung.

			Nahostexperte Michael Lüders wirft einen kritischen Blick auf vermeintliche Wahrheiten im Nahen Osten und stellt wichtige Fragen: Greift der Iran tatsächlich nach der Atombombe? Welchen Anteil trägt der Westen an der Gründung der Islamischen Republik 1979? Ist der von Israel und den USA angestrebte Sturz des Regimes im Iran realistisch, und was käme danach? Was geschieht im Gazastreifen?

			Dabei wird klar: Im Nahen Osten offenbart sich die große Heuchelei und eine gefährliche Kurzsichtigkeit westlicher Außenpolitik. Wenn wir nicht zum politischen Realismus zurückkehren, kann sich der Konflikt in der Region zum Flächenbrand ausbreiten – mit unabsehbaren Folgen auch für Europa und Deutschland. Das Must-read für alle, die das komplexe Machtgefüge im Nahen Osten verstehen wollen!

			Autor

			Michael Lüders studierte Politik- und Islamwissenschaften in Berlin und Damaskus und war lange Jahre Nahostkorrespondent der Hamburger Wochenzeitung DIE ZEIT. Er war Präsident der Deutsch-Arabischen Gesellschaft in Nachfolge des verstorbenen Peter Scholl-Latour und Mitglied im Afghanistan-Untersuchungsausschuss des Deutschen Bundestags. Auf YouTube äußert sich Michael Lüders regelmäßig zu aktuellen politischen Themen. Zuletzt erschienen von ihm bei Goldmann die SPIEGEL-Bestseller Moral über alles? und Krieg ohne Ende?.

			www.michael-lueders.de

			YouTube: @michaelluders1787

			Außerdem von Michael Lüders im Programm

			Moral über alles? Warum sich Werte und nationale Interessen selten vertragen

			Krieg ohne Ende? Warum wir für Frieden im Nahen Osten unsere Haltung zu Israel ändern müssen
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			Für meinen Sohn Marlon

			Wirf den Blick weg, dann gewinnst Du freie Sicht.

		

	
		
			

			»Wenn alle das Gleiche denken, 
denkt keiner richtig.«

			Georg Christoph Lichtenberg

			»Mut ist die Tugend, 
die für Gerechtigkeit eintritt.«

			Cicero

			»Untergehenden Völkern 
verschwindet meist das Maß.«

			Adalbert Stifter

			»Man muss die Tatsachen kennen, 
bevor man sie verdrehen kann.«

			Mark Twain

			»Besser mit Klugen in die Hölle 
als mit Narren ins Paradies.«

			Bulgarisches Sprichwort
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			Narren regieren die Welt: 
Zur Einführung

			Man gewöhnt sich an das Sterben, an die Bilder – vordergründig. Der Gazastreifen liegt in Trümmern, die Menschen verhungern. Das Massensterben folgt einem Plan, die Palästinenser müssen verschwinden. Ganz Palästina soll aufgehen in Großisrael. Und es fehlt nicht an noch größeren Plänen. Etwa die Küstenenklave in eine »Riviera des Nahen Ostens« zu verwandeln. Israels Premier Netanjahu schlägt vor, US-Präsident Trump den Friedensnobelpreis zu verleihen. Weil Washington den engen Verbündeten gewähren lässt. Weil beide darin übereinstimmen, den Nahen und Mittleren Osten neu zu formatieren, ihren eigenen Interessen zu unterwerfen. Deswegen der gemeinsame Krieg gegen den Iran.

			Das alles geschieht zeitgleich zu den »Hungerspielen«, bei denen Hunderttausende Walking Dead durch eine Trümmerwüste irren, auf der Suche nach Essbarem. Stets im Visier von Scharfschützen an den wenigen Verteilstellen für Lebensmittel. Mit dem Ziel, sie in die »humanitäre Stadt« in Rafah zu zwingen, die nur zwei Ausgänge kennt: Friedhof oder Exodus. Die Genozid-Forschung ist sich übrigens einig, dass Völkermord stets mit einer beschönigenden Sprache einhergeht. 

			Das angestrebte Großisrael ist ohne »ewigen Krieg«, auch mit den Nachbarstaaten, nicht zu haben. Warum das so ist, erklärt das vorliegende Buch. Iran und Gaza sind die beiden Antipoden jenes imperialen Größenwahns, der die Region bis zur Unkenntlichkeit erschüttern wird. Das zu erkennen, setzt allerdings voraus, die »Bilderwelten« zu erweitern, die unsere Wahrnehmung prägen. So geht es etwa in der Causa Iran nicht wirklich um die Atombombe in den Händen »fanatischer Mullahs«. Vielmehr um Fragen von Macht und Vorherrschaft – wie eigentlich immer auf globaler Ebene, sobald sich rivalisierende wirtschaftliche und imperiale Interessen überkreuzen. Dergleichen Einsichten sind offenkundig nicht Teil des politischen oder medialen Mainstreams und gerade deswegen erhellend.

			Es ist fast schon eine kulturelle Leistung, nicht wohlfeiler Propaganda zu erliegen. Dazu gehört auch das Messen mit zweierlei Maß. Den Angriff Russlands auf die Ukraine zu Recht als völkerrechtswidrig zu geißeln, denjenigen Israels und der USA auf den Iran dagegen für ebenso rechtmäßig wie geboten zu halten, zeugt von Heuchelei. Und nicht zuletzt gehört auch die Instrumentalisierung des Völkerrechts dazu, das offenbar nur dann etwas gilt, wenn es als politische Waffe gegen Widersacher von Nutzen ist. Der angestrebte Regimewechsel in Teheran ist erst einmal vertagt. Aufgeschoben ist aber nicht aufgehoben. Der nächste Waffengang ist nicht eine Frage des Ob, sondern des Wann.

			Der von der israelischen Führung zu verantwortende Massenmord im Gazastreifen, die systematische Zerstörung der Lebensgrundlagen, zunehmend auch der Palästinenser im Westjordanland, sind für sich genommen bereits Menschheitsverbrechen. Die keinesfalls durch den Großangriff der Hamas auf Südisrael am 7. Oktober 2023 zu rechtfertigen sind. Um »Terrorbekämpfung« geht es längst nicht mehr. Das erkennen zunehmend auch westliche Staaten, bislang Verbündete Israels, und ziehen die Notbremse. Immerhin beruht das eigene Selbstbild wesentlich auf der Annahme, besser wohl Fiktion, man stehe weltweit für Freiheit, Demokratie und Menschenrechte.

			Die uneingeschränkte Solidarität mit dem jüdischen Staat löst sich zunehmend in Luft auf – abgesehen von den USA.

			Selbst in Deutschland, dem zweitwichtigsten Verbündeten Tel Avivs, erlebt die vielbeschworene »Staatsräson« ihre Götterdämmerung. Insbesondere abzulesen an der Entscheidung von Kanzler Friedrich Merz im August 2025, die Waffenlieferungen an Israel teilweise auszusetzen. Militärisch wird das die Regierung Netanjahu nicht ausbremsen, den Amerikanern sei Dank, doch ist diese Entscheidung auf symbolischer Ebene eine für hiesige Verhältnisse nicht zu unterschätzende Zäsur. Allen voran in den Reihen von CDU und CSU hat sie großen Unmut ausgelöst. Phantomschmerzen, die sich verlässlich einstellen, sobald verinnerlichte Glaubensgewissheiten nicht mehr gelten sollen: Israel, die einzige Demokratie im Nahen Osten. Die jüngere deutsche Geschichte. Das Wunder der Versöhnung und so weiter.

			Doch lässt sich ein Völkermord in der Gegenwart nicht durch einen anderen in der Vergangenheit beschönigen oder relativieren. Ganz gleich, wer ihn begeht: Es gilt, die eigene Stimme lautstark zu erheben und alles zu tun, um ihn zu beenden. Nicht erst morgen, sondern heute. Wer im Gazastreifen keine Hungersnot zu erkennen vermag oder Fotos von bis auf das Skelett abgemagerten Kleinkindern unter Verweis auf »Vorerkrankungen« als propagandistisch abtut, dem wäre zu anderen Zeiten eine glänzende Laufbahn beschieden gewesen.

			Das vorliegende Buch sucht Zusammenhänge aufzuzeigen, die üblicherweise nicht im Fokus stehen, für ein Verständnis des größeren Ganzen aber unerlässlich sind. Doch will es ebenso denen eine Handreichung sein, die angesichts des mörderischen Unrechts in der Region fast verzweifeln und sich diesem Land zunehmend entfremden. Auch wegen der zahlreichen polizeilichen und juristischen Keulen rund um den »israelbezogenen Antisemitismus«. Der Völkermord im Gazastreifen wird die »Erinnerungskultur« in diesem Jahrhundert weltweit prägen. Wer schweigt, macht sich mitschuldig. Ebenso diejenigen, die dafür die Waffen liefern oder dessen Urhebern als Sprachrohr dienen. Sie sind die willigen Vollstrecker und Hintermänner der nahezu täglich eskalierenden »Drecksarbeit«.

			Möge dieses Buch Halt und Empfehlung sein, wo Menschen als Menschen denken und handeln, nicht als Marionetten der Macht.

		

	
		
			»Bilderwelten« im Iran: Wie die Amerikaner dem Schah zum Thron verhalfen

			»Bilderwelten«, die kollektiven, identitätsstiftenden Versuche, eine gegebene Wirklichkeit so zu erklären, dass der Einzelne sich darin wiederzufinden vermag, prägen auch die politische und mediale Wahrnehmung unserer und anderer Kulturen. »Bilderwelten« sind nicht statisch, sie unterliegen wechselnden Moden, Idealen, Interessen. Die »Guten« von heute können die »Bösen« von morgen sein und umgekehrt. So war beispielsweise Saddam Hussein aus westlicher Sicht ein »Guter«, solange er, maßgeblich unterstützt von den USA, Krieg gegen den Iran führte (1980–1988), nicht zuletzt mit dem Ziel, die aus der iranischen Revolution hervorgegangene Islamische Republik zu schwächen. In Ungnade fiel er erst, als er 1990 Kuweit überfiel, gewissermaßen eine US-Tankstelle. Damit hatte der irakische Diktator eine rote Linie überschritten und avancierte in kürzester Zeit zum »zweiten Hitler«, der brutal sein eigenes Volk unterdrückt – was zuvor niemanden ernsthaft interessiert hatte, jedenfalls nicht in westlichen Regierungskreisen. Ganz im Gegenteil: Das Giftgas, das Saddam Hussein an der iranischen Front einsetzte und 1988 auch gegen aufständische Kurden im eigenen Land, wurde aus den USA, aus Frankreich und (West-)Deutschland geliefert.

			Dergleichen »Bilderwelten« zielgerichtet zu steuern und zu lenken, sie in den Dienst übergeordneter Interessen zu stellen, ist die wesentliche Aufgabe von Propaganda, neudeutsch: Öffentlichkeitsarbeit. Dazu gehört auch das politisch-mediale Framing globaler Konflikte, die fast schon normative Festlegung von »gut« und »böse«. Aus dieser, der »offiziellen« westlichen Perspektive, ist beispielsweise der Angriff Russlands auf die Ukraine im höchsten Maß verbrecherisch, derjenige Israels auf den Iran hingegen Ausdruck legitimer Selbstverteidigung (»Präventivkrieg«).

			Den wenigsten ist bewusst, dass sich kollektive Identitäten wesentlich aus der mentalen Ablehnung des Unbekannten speisen. Das betrifft heute, in westlichen Gesellschaften, insbesondere den Islam und Muslime – zu anderen Zeiten waren es Juden. Sigmund Freud zufolge ist der zentrale Mechanismus bei der Entstehung des Fremden die Projektion. Aus »Bilderwelten« werden Feindbilder, die wiederum die legitimatorische Grundlage zur Durchsetzung machtpolitischer Ansprüche bilden, etwa in Gestalt von Kolonialismus und Imperialismus. Die Versklavung ganzer Völker, die Eroberung und Ausbeutung anderer Länder und Kulturen ist immer mit der Dämonisierung der Unterworfenen einhergegangen, die entweder als minderwertig oder als bedrohlich galten.

			Imperiale Mächte sind nie darum verlegen, den Einsatz eigener Gewalt bis hin zu Massenmord und Terror schönzureden, um sie zu rechtfertigen. Früher gerne dargestellt, neudeutsch: geframed, als zivilisatorische Mission, White Man’s Burden, als selbst auferlegte Bürde des weißen Mannes. Mit dem Ziel, den Wilden, Primitiven und Minderwertigen, kurz: den entrechteten Einheimischen mit Bibel und Kreuz den himmlischen Weg zu weisen. Es galt, die nunmehr herrschende Ordnung als vermeintlich gottgewollt in den Köpfen und Herzen der überwiegend Zwangsbekehrten zu verankern – parallel zu Mord und Totschlag. Heute sind die »Bilderwelten« vielschichtiger: Die »regelbasierte Ordnung« gehört ebenso dazu wie etwa die Propagierung von Demokratie und Menschenrechten, in deren Namen, verstärkt seit 9/11, das Projekt Regimewechsel betrieben wird, von Libyen bis nach Afghanistan.

			Kolonialisierung bedeutet zweierlei: die Ausbeutung natürlicher Ressourcen und Arbeitskräfte vor Ort sowie die Einbindung regionaler Wirtschaftsstrukturen in das jeweilige Empire. Bis 1900 hatte eine kleine, aus Europa eingefallene Minderheit die Herrschaft über den größten Teil des Globus erlangt und zwang auch den hauptsächlich agrarisch geprägten islamischen und asiatischen Gesellschaften die Imperative einer kapitalistisch geprägten Wirtschaftsdynamik auf, unter Einbeziehung von Militärstützpunkten und Kanonenbooten. Sofern einheimische Eliten versuchten, die Modernisierung ihrer Länder nach europäischem Vorbild voranzutreiben, landeten sie, mit Ausnahme Japans, beinahe zwangsläufig in der Schuldenfalle.

			Ein Paradebeispiel dafür ist das Osmanische Reich. Die auf Verwestlichung bedachten osmanischen Sultane und Minister investierten etwa in Infrastruktur und die Modernisierung der Armee. Zur Finanzierung nahmen sie Kredite bei europäischen Banken auf, die in Konstantinopel (1930 offiziell in Istanbul umbenannt) seit dem frühen 19. Jahrhundert wie Pilze aus dem Boden schossen. Es dauerte nur wenige Jahrzehnte, bis die Hohe Pforte vor dem Staatsbankrott stand. Um weitere Kredite zu erhalten, musste sie den Europäern unter anderem sogenannte Handelskapitulationen gewähren. Das bedeutete, dass deren Kaufleuten erhebliche Steuervorteile gegenüber einheimischen Konkurrenten eingeräumt wurden. Vielfach zahlten die Fremden gar keine Steuern mehr. Gleichzeitig erhielten westliche Ausländer, maßgeblich Briten, Franzosen und Russen, einen weitreichenden Schutz vor Strafverfolgung seitens osmanischer Behörden. Diese Ungleichbehandlung führte wiederholt zu Aufständen und Protesten der einheimischen Bevölkerung. Vor diesem Hintergrund erwuchs in den 1830er Jahren die Reformbewegung der Jungosmanen – Vorläufer der Jungtürken, aus denen wiederum Atatürks Nationalbewegung und, 1923, die moderne Türkei hervorgegangen sind. Alles hängt mit allem zusammen.

			Dergleichen Zusammenhänge zu kennen, ist Voraussetzung dafür, eigene, westlich-europäische »Bilderwelten« auf den Prüfstand zu stellen. Der radikale Islamismus der Gegenwart beispielsweise, bis hin zu Al-Qaida und dem »Islamischen Staat«, kann nur gedeihen in Gesellschaften, die zuvor ganz oder in Teilen zerstört worden sind, wie verstärkt nach 9/11 geschehen, insbesondere in Afghanistan und im Irak. Der Selbstwahrnehmung westlicher Werteorientierung stehen mehr als zwei Jahrhunderte gegenüber, in denen große Gebiete der Welt durch ebenjenen Westen unterworfen worden sind. Das löst Gegenreaktionen aus, die sich seit geraumer Zeit auch in Form islamistischen Terrors oder als Gewalt im Namen des Islam entladen. Die koloniale und (neo-)imperiale Politik ist, wohlgemerkt, nicht der einzige Grund für das insgesamt wenig gedeihliche Erscheinungsbild des arabisch-islamischen Raumes – wohl aber ein wesentlicher. Andere Faktoren kommen hinzu, darunter Klientelismus und Vetternwirtschaft, Korruption und Inkompetenz seitens der jeweiligen Machteliten oder die fehlende gesellschaftliche Pluralität in einem sozialen Umfeld, in dem sich moderne und vormoderne, feudale und kapitalistische Lebenswelten überlagern.

			Tabak und Revolte

			Anders als sein osmanischer Nachbar war der Iran zunächst von europäischen Übergriffen verschont geblieben. Auch deswegen, weil es im Land zu dem Zeitpunkt keine zur Kapitalakkumulation geeigneten Rohstoffe wie etwa Baumwolle gab – das dortige Erdöl wurde erst in den 1890er Jahren entdeckt. (Der Baumwollanbau war, neben dem Bau des Suezkanals und somit der Sicherung des Seeweges in die Kronkolonie Indien, das zentrale Motiv für Großbritannien, Ägypten zu unterwerfen: zum Nutzen der Textilindustrie im englischen Lancashire.) Ausländische Investoren begannen sich erst in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts für den Iran zu interessieren. Die Zünfte und der Basar bestimmten weiterhin das Leben in den Städten und auf dem Land, im Bündnis mit dem schiitischen Klerus. Noch war der Rhythmus des sozialen und wirtschaftlichen Lebens nicht vom vordringenden Kapitalismus zerstört worden, der sich vor allem für den Außenhandel und individuelle Eigentumsrechte interessierte. Ähnlich dem Sultan der Osmanen verstand auch der Schah Persiens unter Modernisierung in erster Linie die Modernisierung des Überwachungs- und Herrschaftsapparates sowie der Armee.

			Die überaus wirkmächtige schiitische Geistlichkeit verfolgte den allmählichen Zustrom von Ungläubigen in den Bereich der Wirtschaft mit großem Unbehagen. Seit den 1870er Jahren lag fast der gesamte Im- und Export in den Händen von Russland und Großbritannien, die beide um Macht und Einfluss im Iran wetteiferten. Vor allem die Briten kontrollierten in der Region um Isfahan den Anbau von Opium, das sie anschließend äußerst profitabel in China verkauften. Gleichzeitig führten ihre telegrafischen Überseeleitungen in Richtung Indien über iranisches Gebiet.

			Um das massive Staatsdefizit aufzufangen, verkaufte Schah Naser ad-Din profitable Konzessionen an europäische Finanziers – obwohl er damit wissentlich den Weg in die Abhängigkeit beschritt, wie vor ihm das Osmanische Reich. 1891 gewährte er dem britischen Major und Geschäftsmann Gerald F. Talbot ein auf 50 Jahre angelegtes Monopol für den Kauf, Verkauf und Export von Tabak, eines der wichtigsten Handelsgüter. Daraufhin entwickelten sich im Untergrund Geheimgesellschaften, die wütende Proteste und Massendemonstrationen in mehreren Städten organisierten – durchaus vergleichbar den Unruhen, die der iranischen Revolution 1979 vorangingen. Auch Frauen beteiligten sich daran.

			Dieser Aufruhr, als Tabak-Revolte 1891/92 in die Geschichte eingegangen, markiert den Beginn des iranischen Widerstandes gegen die westliche Expansion im eigenen Land und bewirkte die Politisierung einflussreicher Strömungen innerhalb der traditionell eher quietistisch eingestellten Geistlichkeit. Schiitische Kleriker wurden zu Wortführern der antikolonialen Bewegung und somit zu Widersachern erst der Briten, später der USA. Schah Naser ad-Din, vollkommen überrascht von den Entwicklungen, die er selbst ausgelöst hatte, kapitulierte vor dieser Allianz aus Meinungsführern, Geistlichen und Kaufleuten und widerrief die Konzession.

			Jamal ad-Din al-Afghani, der führende muslimische Intellektuelle jener Zeit, hielt sich damals im Iran auf und war ein wichtiger Ideengeber der Proteste. Er beklagte, wie es der indische Autor Pankaj Mishra zusammenfasst, »dass die britische Presse iranische Demonstranten als religiöse Fanatiker darstellte, obwohl es sich in Wirklichkeit um den berechtigen Wunsch nach Reformen und einem Gesetzbuch handelte. Er verwies auf die einseitige Berichterstattung der Nachrichtenagentur Reuters (die sich natürlich im Besitz eines britischen Staatsbürgers befand, der immer noch über Banklizenzen und Schürfrechte im Iran verfügte).«[1] Ob gestern oder heute: Wer sich gegen westliches Dominanzstreben zur Wehr setzt, wird zum Gegner oder Feind.

			Es versteht sich von selbst, dass die »Bilderwelten« in nichtwestlichen Kulturen und Gesellschaften in der Regel ganz andere sind als die bei uns vorherrschenden. Die vermeintliche »Werteorientierung« westlicher Politik beispielsweise vermögen die wenigsten dort wahrzunehmen, wo es eine lange Geschichte kolonialer oder imperialer Unterwerfung und Ausbeutung gegeben hat. Das hat unmittelbare Auswirkungen auf geopolitische Gegebenheiten in der Gegenwart und erklärt wesentlich, warum sich kaum ein Land des Globalen Südens an den westlichen Sanktionen gegen Russland beteiligt, auch das Votum eines »unprovozierten russischen Angriffskrieges auf die Ukraine« nicht teilt. Gesellschaftliche Traumata oder prägende Erfahrungen können Generationen überdauern und sind aus gegebenem Anlass, wie wir noch ausführlich sehen werden, vor allem im Iran mehr als präsent. Die Tabak-Revolte 1891/92 war da lediglich der Auftakt, und sie ist bis heute im kollektiven Gedächtnis vieler Iraner präsent, etwa in Gestalt von Volksliedern.

			Revolutionsführer Ayatollah Khomeini greift die leidvollen Erfahrungen Irans mit zunächst britischem, dann US-amerikanischem Dominanzstreben in seinem Traktat Der islamische Staat wiederholt auf. An einer Stelle heißt es: »Ich war in Hamadan (eine Stadt im Westen Irans, ML). Einer der gelehrten Geistlichen, der nicht mehr die Kleidung der Geistlichen trug, aber seinen Charakter nicht verloren hatte, zeigte mir ein großes Blatt, auf dem mit Rotstift etwas eingezeichnet war. Wie er erzählte, markierten die roten Zeichen die Bodenschätze Irans, die von ausländischen Experten entdeckt worden waren: … Gold, Kupfer, Erdöl … Sie haben auch die Mentalität unserer Menschen studiert; und sie kamen zu dem Schluss, dass der einzige Faktor, der sie daran hindert, ihre Pläne zu verwirklichen, die einzige Barriere, der Islam und die Geistlichkeit sind.«[2]

			Nach dem Ersten Weltkrieg und dem Untergang des Osmanischen Reiches wetteiferten die Kolonialmächte Großbritannien und Frankreich um Macht und Einfluss im Nahen Osten. Bereits 1916 hatten London und Paris in dem nach ihren Unterhändlern benannten, geheimen Sykes-Picot-Abkommen die Region untereinander aufgeteilt. Die Franzosen erhielten den Libanon und Syrien, die Briten Palästina, Transjordanien (das heutige Jordanien) und den Irak. Die Grenzen ihrer Einflusssphären wurden dabei mit dem Lineal gezogen und haben die heutigen Landesgrenzen weitgehend vorbestimmt – ohne jede Rücksprache mit der einheimischen Bevölkerung. Die Araber wurden somit um ihre Unabhängigkeit betrogen, die nachfolgenden, wiederholten Aufstände niedergeschlagen.

			Die Briten verfolgten dabei drei strategische Ziele: den Zugriff auf die Erdölreserven im Irak und im Iran (da waren sie weitsichtiger als die Franzosen), die Kontrolle Palästinas als Pufferzone des Suezkanals und die Sicherung aller See- und Landverbindungen nach Indien. Die geostrategische Bedeutung Palästinas führte 1917 zur Balfour-Deklaration, in der die britische Regierung den Juden »eine nationale Heimstätte« in Palästina versprach: Teile und herrsche. Diese Deklaration, benannt nach dem damaligen Außenminister, war der erste Schritt zur Gründung Israels 1948.

			Der Mann des Jahres

			Nach dem Zweiten Weltkrieg verlagerte sich das geopolitische Kräftemessen in die Golfregion, wo die weltweit größten Erdöl- und Erdgasvorkommen lagern. Lange vor deren Entdeckung hatten die Briten bereits in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts auf der arabischen Seite des Persischen Golfs Fuß gefasst – damals bekannt als »Piratenküste«. Bis Ende der 1940er Jahre blieben sie der maßgebliche Hegemon unter den dortigen Stammesführern. Dabei ging es wesentlich, auch in der damals bitterarmen, aber verkehrstechnisch günstig gelegenen Golfregion, um die für London alles entscheidende Kontrolle sämtlicher Verkehrswege nach Indien über Land und zur See.

			Die während des Zweiten Weltkrieges geschlossene strategische Allianz zwischen den USA und Saudi-Arabien – Washington sorgt für die Sicherheit des Landes, im Gegenzug erhalten die USA saudisches Erdöl zu Vorzugsbedingungen – änderte die Machtverhältnisse. Spätestens mit dem Suezkrieg 1956 hatten die USA Großbritannien als regionale Hegemonialmacht endgültig abgelöst. London, Paris und Tel Aviv hatten als Reaktion auf Präsident Gamal Abdel Nassers Verstaatlichung des Suezkanals Ägypten angegriffen, mussten den Krieg aber nach Intervention Washingtons beenden. Es war dies das erste und bislang letzte Mal, dass sich die USA offen gegen die Interessen Israels stellten. Während Frankreich daraufhin seine (neo-)kolonialen Ambitionen auf Algerien und das französische Westafrika fokussierte (Indochina ging 1954 verloren) und sich strategisch aus dem Nahen Osten zurückzog (auch wenn sich Paris bis heute als »Schutzmacht« der christlichen Maroniten im Libanon versteht), ging Großbritannien einen anderen Weg. Nach 1945 erfand sich London neu, zusätzlich motiviert durch das Suez-Debakel: als verlässlicher Juniorpartner der USA in globalen Konflikten – auch bei militärischen Einsätzen.

			Angefangen mit dem Iran. Die Briten besaßen das Monopol auf die iranische Erdölförderung seit deren Anfängen 1909. Aus der Anglo-Persian Oil Company, APOC, wurde 1935 die Anglo-Iranian Oil Company, AIOC, 1953 schließlich British Petroleum, BP. Bis zum Zweiten Weltkrieg waren etwa 800 Millionen Pfund Sterling Gewinn nach Großbritannien geflossen, während der Iran lediglich 105 Millionen Pfund erhielt. Premierminister Winston Churchill bezeichnete die AIOC als einen »Preis aus einem Märchenland, jenseits unserer kühnsten Träume«. Gleichzeitig herrschte in der Ölförderstadt Abadan am Persischen Golf, de facto eine britische Kolonie, ein Apartheid-Regime. »Nicht für Iraner«, hieß es etwa an Trinkwasserbrunnen. Die schlechten Arbeitsbedingungen führten immer wieder zu Protesten und Streiks, die gewaltsam niedergeschlagen wurden. Ende der 1940er Jahre formierte sich der politische Protest. Eine Gruppe von Parlamentariern forderte, die Explorationsverträge mit Großbritannien neu auszuhandeln. Ihr Wortführer war der in Frankreich und der Schweiz ausgebildete Rechtsanwalt Mohammed Mossadegh. Um die britische Vorherrschaft zu beenden und die Autokratie des Schahs zu bekämpfen, gründeten er und seine Mitstreiter die Nationale Front. Unter anderem forderten sie Pressefreiheit, freie Wahlen ohne Wahlfälschungen und eine konstitutionelle Monarchie.

			

			Der Schah: 1921 hatte Reza Khan, ein Offizier der Kosakenbrigade, ursprünglich eine Elitetruppe aus russischen und ukrainischen Reiterverbänden im Sold Teherans, die seit 1796 herrschende Qadscharen-Dynastie gestürzt, sich selbst 1926 zum »Schah« (»König«) krönen lassen und damit die Pahlevi-Dynastie begründet. »Pahlevi«, ein anderes Wort für Mittelpersisch, war die Sprache des Sassanidenreichs, des zweiten persischen Großreichs der Antike (224–641). 1941 wurde er wegen seiner Sympathien für Nazi-Deutschland zum Rücktritt und ins Exil nach Südafrika gezwungen. Sein Sohn Mohammed Reza beerbte ihn als Schah und blieb es bis zur Iranischen Revolution 1979.

			Mithilfe des Schahs und dessen loyaler Gefolgschaft, die aufgrund von Wahlmanipulationen im Parlament stark vertreten war, suchten die Briten den politischen Aufstieg der Nationalen Front zu verhindern. Dennoch wurde sie bei den Parlamentswahlen 1950 eine der stärksten Parteien und unterbreitete der AIOC einen Vorschlag zur angemesseneren Aufteilung der Erdöleinnahmen. Die aber lehnte Verhandlungen ab, woraufhin es landesweit zu Protesten und Streiks kam. Weite Teile der Bevölkerung verlangten nunmehr die Verstaatlichung der Erdölindustrie. Die Nationale Front, die sich von Großbritannien provoziert fühlte, schloss sich dieser Forderung an, wie auch ein Großteil der einflussreichen Geistlichen.

			Im März 1951 wurde Mohammed Mossadegh Premierminister, noch im selben Monat machte die neue Regierung ihre Ankündigung wahr und nationalisierte die iranische Erdölindustrie. Die britische Regierung war empört – keineswegs hatte sie die Absicht, diese Entscheidung lediglich zur Kenntnis zu nehmen: Rund 90 Prozent des damals in Westeuropa gehandelten Erdöls stammten aus der Raffinerie in Abadan. Die US-Regierung unter Präsident Harry S. Truman vertrat anfangs eine vorsichtige Linie gegenüber Mossadegh und hoffte, das bröckelnde britische Empire auch im Iran als Hegemonialmacht beerben zu können. Entsprechend löste die Verstaatlichung in Washington zunächst keine größeren Irritationen aus. Das US-Magazin Time kürte Mossadegh 1951 gar zum »Man of the Year« und sah in ihm einen mutigen Reformer.

			Doch hatten Premierminister Churchill und sein Außenminister Anthony Eden längst den Entschluss gefasst, Mossadegh zu stürzen. Dafür aber waren sie zwingend auf die Unterstützung Washingtons angewiesen – ähnlich wie später die israelische Führung bei ihrem »Präventivkrieg« gegen den Iran. Zu einem Kurswechsel in der US-Politik kam es jedoch erst 1953, nach Amtsübernahme des republikanischen Präsidenten Dwight D. Eisenhower. Zu jener Zeit erlebten die antikommunistische Hysterie und die Paranoia des Kalten Kriegs ihren ersten Höhepunkt, auch abzulesen am McCarthyismus. Hatte der Demokrat Truman noch gewarnt, eine gewaltsame Lösung des Irankonfliktes würde »eine Katastrophe nach sich ziehen«, sahen die Republikaner in Mossadegh in erster Linie einen »Kommunisten« und Parteigänger der Sowjetunion und in der Verstaatlichung einen gefährlichen Präzedenzfall. Entsprechend zeigte sich die neue Regierung für Londons Putschpläne empfänglich. Mehr noch, die Amerikaner übernahmen selbst die Federführung. Die »Drecksarbeit«, so Bundeskanzler Friedrich Merz in heutigem Kontext, erledigten dabei die CIA und der britische Auslandsgeheimdienst MI6.

			Der Staatsstreich gegen den demokratisch gewählten Premierminister Mossadegh war minutiös geplant und über Monate vorbereitet worden. Nichts hatten die CIA (Codewort: »Operation TPAJAX« – TP bezieht sich auf deren Länderkennung für den Iran, AJAX auf ein bekanntes Reinigungsmittel) und der MI6 (»Operation Boot«, deutsch: Rauswurf) dem Zufall überlassen. Erst auf den Tag genau 60 Jahre nach dem erfolgten Putsch, am 19. August 2013, stellte das National Security Archive der George-Washington-Universität in der US-Hauptstadt die unter dem »Freedom of Information Act« erlangten, damaligen CIA-Dokumente ins Internet, soweit sie nicht weiterhin als »streng geheim« unter Verschluss gehalten werden. Die umfangreiche Lektüre ist beeindruckend, weil sie von bemerkenswerter Kaltschnäuzigkeit, aber auch von beängstigender Professionalität zeugt. Im Zuge der Veröffentlichung sah sich die CIA veranlasst, erstmals öffentlich anzuerkennen, dass der US-Geheimdienst maßgeblich am damaligen Staatsstreich beteiligt war.[3] Präsident Barack Obama hatte dies bereits 2009 in einer Grundsatzrede an die islamische Welt in Kairo eingeräumt, womit er nach dem verheerenden Irak-Krieg 2003 (erfolglos) ein neues Kapitel in den Beziehungen der USA zu der Region aufzuschlagen suchte: »Mitten im Kalten Krieg spielten die Vereinigten Staaten eine Rolle beim Sturz einer demokratisch gewählten iranischen Regierung.« Ein Satz nur, bewusst vage, doch wird sich Obama, anders als sein Nachfolger Donald Trump, darüber im Klaren gewesen sein, dass der Putsch vom 19. August 1953 bis heute weit über den Iran hinaus tief im kollektiven Gedächtnis verankert ist.

			»Gerissen und provokant«

			In Großbritannien ist die Beteiligung an diesem Staatsstreich offiziell bis heute kein Thema. In den 1970er Jahren überredeten ranghohe britische Beamte Washington, keine Dokumente zu veröffentlichen, die für London »überaus peinlich« wären. Einzig Justizminister Jack Straw räumte 2009 ein, als Reaktion auf Obamas Rede, dass es im 20. Jahrhundert »viele Einmischungen« Großbritanniens in iranische Angelegenheiten gegeben habe. Die Veröffentlichungen des National Security Archive kommentierte das Außenministerium in London mit den Worten, man könne eine Beteiligung am Putsch »weder bestätigen noch dementieren«.[4]

			Der Putsch 1953 zeigt ein Grundmuster, das die USA und ihre Verbündeten bis heute bei angestrebten oder erhofften Regimewechseln anwenden: die Dämonisierung des Gegners im Vorfeld der eigenen Operation. Der britische Außenminister Eden verglich Mossadegh wiederholt mit Hitler. Dieser Vergleich ist noch immer überaus beliebt und ereilte den ägyptischen Präsidenten Nasser, der 1956 den Suezkanal verstaatlichte, ebenso wie zuletzt den russischen Präsidenten Putin oder den iranischen Revolutionsführer Khamanai. Eines der 2013 veröffentlichten CIA-Dokumente beschreibt Mossadegh in einer Sprache, die sich später fast wortgleich gegenüber Diktatoren wie Saddam Hussein, Muammar al-Gaddafi oder Baschar al-Assad wiederfindet, als »unberechenbar, irre, gerissen, provokant … Einer der gefährlichsten Führer, mit denen wir es je zu tun hatten.« Er habe das iranische Volk gegen die Briten aufgehetzt, indem er sie als »böse« bezeichnet habe: »Er und Millionen seiner Landsleute glauben, dass Großbritannien ihr Land seit Jahrhunderten für britische Interessen missbraucht.«

			Die Schlüsselfigur des Umsturzes im Iran war der CIA-Mann Kermit »Kim« Roosevelt, ein Enkel des vormaligen US-Präsidenten Theodore Roosevelt. »Kim« war ein wichtiger Vertreter der »Arabisten«, die damals im US-Außenministerium sehr einflussreich waren, nach einigen Jahren aber von der entstehenden Israel-Lobby verdrängt wurden. Gleichzeitig galt er als romantisierender Orient-Liebhaber. Das hinderte den Harvard-Absolventen allerdings nicht daran, als Mastermind eine historische Zäsur einzuleiten, die bis heute fortwirkt. Erfinden musste der Präsidenten-Enkel den Ablauf des Putsches nicht – er kopierte jenen des ersten CIA-Putsches überhaupt, 1949 in Damaskus. Da tatsächlich alles mit allem zusammenhängt, sei hier ein kurzer Blick auf die »Gefechtslage« damals in Syrien erlaubt.

			Im Zuge der Unabhängigkeit der arabischen Staaten nach dem Zweiten Weltkrieg entstand in den jeweiligen Ländern eine neue Machtelite aus den Reihen des Militärs, des Offizierskorps und der Generalität. So auch in Syrien, das 1946 von Frankreich unabhängig wurde und nunmehr seine Armee aufbaute. Bereits drei Jahre später, 1949, erfolgte dort der erste Putsch in der arabischen Welt, orchestriert von der CIA. Er war gleichzeitig der Auftakt einer ganzen Reihe von Staatsstreichen und rotierenden Regierungen, bis 1970 Hafis al-Assad die Macht an sich riss und 2000 von seinem Sohn Baschar beerbt wurde. Da die Militärs zunächst kaum über eine soziale Machtbasis verfügten, wurden deren Machtkämpfe gerne über Umsturzversuche ausgetragen. Gleichzeitig begannen die USA, die Region nach ihren eigenen Vorstellungen zu gestalten. Dabei ging es vor allem um Erdöl, die Sicherheit Israels und den Kalten Krieg. Direkt und indirekt mischten sie sich in die innenpolitischen Verhältnisse im Nahen und Mittleren Osten ein und entdeckten ihrerseits den Putsch als Mittel zum Zweck.

			Seinen Anfang nahm diese Entwicklung in Syrien. 1947 hatte die Arabisch-Amerikanische Ölgesellschaft ARAMCO mit dem Bau einer transarabischen Erdöl-Pipeline von Saudi-Arabien in die libanesische Hafenstadt Sidon begonnen. Nach der Staatsgründung Israels im Jahr darauf musste diese TAPLINE jedoch einen nicht geplanten Umweg über die syrischen Golanhöhen nehmen. Und damit begann der Showdown. Der demokratisch gewählte Präsident Schukri al-Quwatli und die Mehrheit der Parlamentsabgeordneten weigerten sich, dem Pipeline-Bau auf syrischem Gebiet zuzustimmen. Der Grund waren die gewalttätigen Proteste gegen die USA und Israel, die im November 1948 Damaskus erschüttert hatten. Die Vertreibung von mehr als 750000 Palästinensern aus ihrer Heimat im Zuge der Staatsgründung Israels empörte die Menschen, die Flüchtlinge untergruben überdies die ohnehin schwachen arabischen Volkswirtschaften.

			Da der Pipeline-Bau auf solche Befindlichkeiten keine Rücksicht nehmen konnte, entsandte die CIA zwei Agenten nach Damaskus, die sich Ian Fleming nicht besser hätte ausdenken können. Der eine, Stephen Meade, war eine Figur wie aus einem James-Bond-Film: athletisch, gutaussehend, von grenzenloser Skrupellosigkeit. Der andere, Miles Copeland, war ein Multitalent: Trompeter bei Glenn Miller, Geschäftsmann und eben Agent. Nach seinem Ausscheiden aus der CIA schrieb er eine autobiografisch gefärbte Darstellung amerikanischer Spionage im Nahen Osten: Das Spiel der Nationen. Über die Amoralität von Machtpolitik (The Game of Nations. The Amorality of Power Politics, New York 1970). Und er entwarf ein gleichnamiges Spiel, in dem es keine Sieger oder Besiegten gibt, nur Überlebende – ein Visionär?

			Mindestens sechsmal traf sich Meade im November und Dezember 1948 mit Generalstabschef Husni Zaim, »um die Möglichkeiten einer von der Armee unterstützten Diktatur zu erörtern«, wie es in einem freigegebenen CIA-Dokument heißt. Der Kurde Zaim, übergewichtig und aufgedunsen, »ein Diktatorentyp wie aus einer Bananenrepublik«, sei »ein Vollidiot, der nicht mal den Verstand eines französischen Korporals hat«. Aber: »Er ist ganz klar antisowjetisch eingestellt.« Und, besser noch: Er hatte keine Einwände gegen die Pipeline.[5]

			Inmitten einer schweren Staatskrise und anhaltender Proteste der Bevölkerung ging Zaims Coup unter der Regie von Copeland und Meade, logistisch und finanziell vorbereitet von der CIA, in der Nacht zum 30. März 1949 nahezu unblutig über die Bühne. Eine Armeeeinheit nahm den Präsidenten gefangen, eine andere den Premierminister, eine dritte übernahm Radio Damaskus, eine vierte das Polizei-Hauptquartier, eine fünfte das der paramilitärischen Gendarmerie, eine sechste schließlich die Telefon-Schaltzentrale. Copeland schreibt in seinem Buch, dass diese präzise Operation zum Vorbild amerikanischer Regimewechsel in anderen Ländern der Dritten Welt wurde: »In den folgenden zwei Jahrzehnten gehörten dieser Putsch und seine Abläufe zum Ausbildungsprogramm von CIA-Agenten.« Entsprechend folgte der Staatsstreich in Teheran 1953 weitgehend dem Ablauf, wie er sich zuvor in Damaskus bewährt hatte – ebenso, ein Jahr später, der Coup 1954 in Guatemala.

			Hirnlose machen mobil

			Doch ließ sich Kermit Roosevelt nicht lumpen und setzte noch einen drauf: Er verteilte Geldsummen in Millionenhöhe an die Getreuen des Schahs, vor allem aber kaufte er die Gefolgschaft von Soldaten und Straßengesindel. Sie sorgten für den notwendigen Gewaltpegel auf den Straßen, wie er zur Durchführung eines Regimewechsels hilfreich ist. Dutzende Journalisten erhielten Geld, damit sie Mossadegh als Agenten der Sowjetunion anschwärzten.

			Die CIA unterteilte den entscheidenden Tag, den 19. August 1953, in vier operative Phasen:

			»Phase I: Die große Demonstration. 6.00 Uhr bis 10.30 Uhr.« Vier »Banden aus Raufbolden«, bestehend aus mehreren Hundert Männern, eine unter Führung eines Gangsters mit Namen Schaban Dschafari Bimuch (»Schaban der Hirnlose«), marschieren ins Basarviertel Teherans und verbreiten Angst und Schrecken.

			»Phase II: Bewaffnete Kräfte und Undercover-Agenten greifen ein. 10.00 Uhr bis 15.00 Uhr.«

			Das Innen- sowie das Außenministerium werden besetzt, ebenso weitere Regierungsgebäude. Mossadegh nahestehende Zeitungsverlage werden angegriffen und in Brand gesetzt, schließlich werden auch verschiedene Parteizentralen, das Rathaus, das Telegrafenamt, die Hauptquartiere von Polizei und Militärpolizei besetzt.

			»Phase III: Panzer riegeln das Stadtzentrum ab. 5.00 Uhr bis 14.30 Uhr.«

			»Phase IV: Die Ziele werden erreicht. 14.00 Uhr bis 19.00 Uhr.«

			

			14.00 Uhr bis 16.00 Uhr: Radio Teheran wird übernommen.

			16.00 Uhr bis 17.00 Uhr: Zahedi, der neue Premierminister und Schah-Vertraute, hält eine Rede an die Nation, von Radio Teheran ausgestrahlt.

			14.00 Uhr bis 19.00 Uhr: Mossadeghs Haus ist umstellt.

			19.00 Uhr: Mossadegh »gelingt die Flucht«.

			Der letzte Eintrag bedeutet, dass Mossadegh Gelegenheit gegeben wurde zu »fliehen«, um ihn anschließend als Feigling darzustellen. Später wurde er in einem Schauprozess zu drei Jahren Gefängnis verurteilt und bis zu seinem Lebensende 1967 unter Hausarrest gestellt.

			Mossadegh ist sicher die tragischste Figur in diesem Drama: Er war ein überzeugter Anhänger des Parlamentarismus, ein Bewunderer Mahatma Gandhis, Abraham Lincolns und der amerikanischen Demokratie. Heute hieße es wohl: Er teilte die westlichen Werte. Was ihm allerdings nichts nutzte, im Gegenteil. Drei Tage zuvor, am 16. August 1953, vereitelten seine Anhänger einen ersten Putschversuch. Mossadegh machte sofort die ihm verhasste britische Regierung dafür verantwortlich. Doch wollte er nicht glauben, dass auch die Amerikaner involviert sein könnten. So groß war seine Naivität, dass er ausgerechnet den amerikanischen Botschafter um Unterstützung bat. Der riet ihm, für Ruhe und Ordnung zu sorgen, was er auch tat, indem er die nach dem gescheiterten Putsch von der Tudeh-Partei, den Kommunisten, organisierten Proteste für illegal erklärte und der Polizei auftrug, sie zu beenden.

			Nach dem Staatsstreich kehrte Schah Mohammed Reza Pahlevi aus seinem kurzzeitigen italienischen Exil zurück, die Nationale Front und die Tudeh-Partei wurden verboten, zwei Minister hingerichtet, ebenso zahlreiche Kommunisten. »Ich verdanke meinen Thron Gott, meinem Volk, meiner Armee – und Ihnen«, sagte der Schah zu Kermit Roosevelt.[6] In den folgenden 26 Jahren bis zur Revolution spürte Washington die Dankbarkeit des Schahs, der von nun an faktisch als Alleinherrscher agierte, deutlich mehr als die iranische Bevölkerung. Er machte aus dem Iran einen amerikanischen Militärstützpunkt an der Südgrenze der Sowjetunion und den wichtigsten Verbündeten Israels in der Region. Teheran wurde zum Polizisten Washingtons: Das Schah-Regime sollte nationalistische und linke Bewegungen in der gesamten islamischen Welt eindämmen helfen. Ein internationales Erdölkonsortium wurde gegründet, zum Nutzen amerikanischer Explorationsgesellschaften, die 40 Prozent der Anteile hielten, ebenso viele wie BP. Der neue Vertrag sicherte, eine bittere Ironie, dem Iran die Hälfte der Öleinnahmen zu, deutlich mehr als bisher, deutlich mehr als je seitens der Nationalen Front von AIOC gefordert.

			Der Schah setzte auf eine von oben betriebene Modernisierung des Landes, deren Nutznießer allerdings vorwiegend die dünne Oberschicht und ausländische Unternehmen waren. Zunehmend beruhte die Herrschaft des Schahs auf seinem gefürchteten Geheimdienst SAVAK, der maßgeblich von der CIA und dem israelischen Auslandsgeheimdienst Mossad ausgebildet wurde. Der Basar, das traditionelle Rückgrat der iranischen Wirtschaft, und der Klerus entwickelten sich in den 1970er Jahren zu Hochburgen der Opposition unter Führung des charismatischen Ayatollah Khomeini, der erst aus dem irakischen Exil, später aus Paris, den Widerstand anführte und lenkte, bis zur Revolution 1979.

			Erst der Putsch, dann die Revolution

			Die wenigsten Historiker bezweifeln, dass die Islamische Revolution und die Machtübernahme Khomeinis die späte Antwort auf den Putsch von 1953 war: eine extreme, zeitversetzte Gegenreaktion. Die amerikanisch-britische Anmaßung hatte die Anfänge einer erfolgversprechenden, parlamentarischen Demokratie brutal beendet und gegen die Diktatur des Schahs eingetauscht, der im Westen als verlässlicher Partner galt, im Innern aber jeden Ansatz einer zivilgesellschaftlichen Entwicklung blockierte – bis die Religion, der Islam, zum maßgeblichen Sammelbecken der Unzufriedenen wurde, stärker als die Macht des SAVAK. Die Fokussierung des Schahs auf Großprojekte, darunter seit 1957 die Atompolitik, änderte nichts daran, dass die große Mehrheit der Bevölkerung weiterhin in Armut und Elend lebte, vor allem auf dem Land und in den wachsenden Slums der Großstädte. Auch deswegen gelang es ihm nicht, seine Popularität zu steigern. Oberschicht und Geheimdienst – diese Machtbasis erwies sich als zu dünn.

			Ohne Putsch 1953 keine Islamische Revolution 1979 – von dieser Einsicht ist die politische Führung der USA noch immer weit entfernt, wie die von Präsident Trump angeordnete Bombardierung der Atomanlagen Irans im Juni 2025 einmal mehr unterstreicht. Auch sie wird nicht dazu beitragen, das Land zu »demokratisieren«. Ganz im Gegenteil zementiert sie bestehende Machtverhältnisse. Überspitzt gesagt haben die Amerikaner erst die Grundlagen für die Islamische Republik geschaffen und sorgen seither dafür, dass sich deren Laufzeit regelmäßig verlängert, wie wir noch sehen werden.

			Aber wer denkt heute noch in historischen oder kausalen Zusammenhängen? Die Vorstellung, dass unterdrückte Völker amerikanische und westliche Politik oft genug verabscheuen, wenn nicht hassen, ist den meisten Amerikanern und Europäern fremd. Die demütigende, 444 Tage währende, zunächst studentische Geiselnahme amerikanischer Botschaftsangehöriger in Teheran von 1979 bis 1981 erscheint den Machteliten in den USA noch immer als der eigentliche Skandal, nicht jedoch der Putsch von 1953, der die Lunte entfachte für die Explosion eine Generation später.

			Die Frage nach Ursache und Wirkung ist unbequem. Einfacher erscheint es, »fanatische Mullahs« oder den Islam für jene historische Zäsur verantwortlich zu machen, die Khomeini markiert. Parolen wie »Tod Amerika« oder »Tod Israel« erscheinen aus dieser Perspektive als Ausdruck unversöhnlicher Feindschaft, verankert in der Religion, nicht als Quittung für die langjährige Unterstützung der Schah-Diktatur. Dass dergleichen Parolen längst hohl wirken und seitens der politischen Führung nach Kräften instrumentalisiert werden, ist offenkundig, widerlegt aber nicht die unerfreuliche Wahrheit: Ohne den Sturz Mossadeghs keine Islamische Republik.

			Kurz nach seiner Amtseinführung 1953, ein halbes Jahr vor dem Putsch im Iran, stellte Präsident Eisenhower im Nationalen Sicherheitsrat die Frage, warum die meisten Menschen außerhalb der westlichen Hemisphäre die Politik der USA ablehnten. Die Antwort hätte ihm die CIA geben können: Als Blowback bezeichnet sie das Phänomen, dass Geheimoperationen in anderen Ländern wie ein Bumerang auf ihre Urheber zurückfallen können.

			Der Putsch 1953 und die Inthronisierung des Schahs war der Sündenfall schlechthin, und er wirkt bis heute nach, weit über den Iran hinaus. Seit Khomeini gilt das Land als Feind des Westens, löste der Islam schrittweise den Kommunismus als bevorzugtes Feindbild in hiesigen Gesellschaften ab. Seit Khomeini verfolgen die USA und mit ihnen die Europäer, Israel und die arabischen Golfstaaten mit wechselnder Intensität und in unterschiedlichen Konstellationen offen und verdeckt das Ziel, den Iran als regionalen Akteur einzuhegen und zu schwächen, nach Möglichkeit einen Regimewechsel herbeizuführen. Es versteht sich von selbst, dass die rücksichtslose Machtkonsolidierung in den ersten Jahren der Islamischen Republik, in deren Verlauf Zehntausende Regimegegner liquidiert wurden, kaum dazu beitrug, dass die Mullahs, die neuen Machthaber, als Sympathieträger galten und gelten. Gleiches gilt für die bis heute andauernden innenpolitischen Repressionen bis hin zur Kleiderverordnung für Frauen und eine nicht allein vom Westen, sondern auch in den Nachbarstaaten oft genug als aggressiv empfundene Außenpolitik.

			Nicht zu vergessen: Der islamische Fundamentalismus erlebte als Folge der Iranischen Revolution seinen Durchbruch, auf Kosten säkularer, nationalistischer und prowestlicher Strömungen und Parteien, von Marokko bis Indonesien. Dabei spielte es keine Rolle, dass der Iran ein schiitisches Land ist, die große Mehrheit der Muslime aber aus Sunniten besteht. Für den politischen Islam wurde Khomeini zum Big Bang. Fast möchte man ironisch anmerken: Mit freundlichen Empfehlungen von CIA und MI6, in memoriam Kermit »Kim« Roosevelt junior (1916–2000).

			Macht und Koran

			Die Iranische Revolution, die 1979 den Schah stürzte, wäre kaum vorstellbar ohne ihren spirituellen Führer Ayatollah Khomeini. Der einst zurückgezogen im religiösen Seminar der Stadt Qom, südlich von Teheran, lebende Kleriker geriet in den 1960er Jahren in Konflikt mit dem Schah und entging seiner Verhaftung, indem er in die irakische Stadt Nadschaf übersiedelte, eine theologische Hochburg der Schiiten wie auch Qom. Dort nahm er seine Lehrtätigkeit wieder auf und wurde zur religiösen Leitfigur der wachsenden Protestbewegung gegen das Schah-Regime, zunächst im Milieu der Kleriker und Basarhändler. 1978 wurde er auf Druck des Schahs aus dem Irak ausgewiesen und zog in die Nähe von Paris. Auf Kassetten und Videos gelangten seine Botschaften in den Iran, wo er mittlerweile in fast allen Schichten der Bevölkerung geradezu kultisch verehrt wurde.

			Doch der vermeintliche Messias entpuppte sich schnell als skrupelloser Machiavellist, der unmittelbar nach der Flucht des Schahs im Februar 1979 begann, eine islamistische Diktatur zu errichten. Innerhalb weniger Jahre gelang es ihm, die verschiedenen und sehr heterogenen Bewegungen und politischen Kräfte, die sich gegen den Schah erhoben hatten, darunter die einflussreichen Kommunisten, gegeneinander auszuspielen und nacheinander aus dem Weg zu räumen.

			Die Gefolgsleute Khomeinis, gut vernetzt im Umfeld der Moscheen und religiösen Einrichtungen, zerschlugen alle gesellschaftlichen Bewegungen, Parteien, Gewerkschaften, Frauenverbände, Stadtteilkomitees und Schuras, islamische Räte, auch mit Hilfe von Massenhinrichtungen. Frauenrechte wurden systematisch beschnitten, seit 1980 sind Frauen im Iran gesetzlich verpflichtet, ein Kopftuch zu tragen. Neben den Frauen gerieten verstärkt auch die Autonomiebewegungen in verschiedenen Provinzen ins Visier, insbesondere in den zum Iran gehörenden Teilen Kurdistans und Aserbaidschans.

			Den wenigsten ist bewusst, dass der Iran ein Vielvölkerstaat ist. Die Perser stellen – je nach Quelle – mit 40 bis 60 Prozent der Bevölkerung die größte, aber längst nicht die einzige große Bevölkerungsgruppe. Die einwohnerstärksten Minderheiten entfallen auf Aserbaidschaner und Kurden. Der Iran ist darüber hinaus nach Israel das Land mit den meisten Juden im Nahen und Mittleren Osten, ihre Zahl liegt bei etwa 10000.

			Zügig schuf sich Khomeini seine eigene Machtbasis, indem er als Erstes den Staatsapparat unter seine Kontrolle brachte. Schon einen Monat nach dem Sturz des Schahs konnten die Iraner über eine neue Verfassung abstimmen, die ihnen aber lediglich ermöglichte, sich für oder wider die »Islamische Republik Iran« auszusprechen. Da für den Fall einer Ablehnung die alte monarchistische Verfassung in Kraft geblieben wäre, stimmte die Mehrheit mit Ja. Die neue Verfassung entwarfen in der Folgezeit allein Kleriker. Deren Kern ist der Glaubenssatz Khomeinis, die Mullahs, die obersten Interpreten von Recht und Gesetz, seien nicht dem Volk Rechenschaft schuldig, sondern allein Gott, am Tag des Jüngsten Gerichtes. Diese auch unter schiitischen Theologen höchst umstrittene Verbindung von Macht und Koran (der juristische Fachbegriff lautet velayat-e faqih, Herrschaft der religiösen Gelehrten) ist das ideologische Fundament der Islamischen Republik. Politische Opposition steht somit tendenziell im Ruch der Gotteslästerung.

			Bis zu seinem Tod 1989 war Khomeini der höchste religiöse Amtsträger, genannt »Revolutionsführer«. Die ebenfalls geläufige Bezeichnung Ayatollah (gelegentlich auch Groß-Ayatollah) ist ein Ehrentitel im zwölferschiitischen Islam und bedeutet »Zeichen« oder »Ebenbild« Gottes. Vereinfacht gesagt unterscheiden sich Schiiten und Sunniten in der Frage, wer berechtigt gewesen sei, die Nachfolge des Propheten Mohammed anzutreten. Aus schiitischer Sicht war das erst der vierte seiner Nachfolger, Ali, der Vetter und Schwiegersohn Mohammeds. Dessen Anhänger nannten sich Schi’at Ali, sinngemäß »von der Art« Alis, Parteigänger Alis. Ihnen zufolge sind dessen rechtmäßige Nachfolger wiederum diejenigen seiner Söhne und Sohnessöhne, welche die Voraussetzungen erfüllten, um das Amt des Imams zu bekleiden, des Spiritus Rector. Nach Auffassung der Mehrheitsströmung der Zwölferschiiten ist der zwölfte Imam »in die Verborgenheit entrückt«, um am Tag des Jüngsten Gerichtes als Mahdi, als Erlöser, wiederzukehren. Es gibt Minderheitenströmungen, darunter die Zaiditen oder Fünferschiiten, die vor allem im nördlichen Jemen beheimatet sind. Aus ihren Reihen entstammen die Ansar Allah, die Partisanen Gottes, bei uns besser bekannt als »Huthi-Rebellen«. Ihnen zufolge ist nicht der zwölfte, sondern bereits der fünfte Imam »entrückt«. Es liegt auf der Hand, dass dergleichen theologische Grundsatzfragen immer auch einhergehen mit machtpolitischen Ansprüchen und Gegensätzen.

			Alis Söhne Hassan und Hussein gelten als zweiter und dritter Imam, also als Menschen mit göttlichen Eigenschaften. Hassan wurde von sunnitischen Widersachern vergiftet, Hussein starb in der Schlacht von Kerbela im heutigen Irak, im Jahr 680, im Kampf gegen eine sunnitische Übermacht. (Die Begriffe Schiiten und Sunniten gab es damals allerdings noch nicht.) Die Schlacht von Kerbela gilt als »Urknall« des Schiitentums und liefert gewissermaßen das theologische Grundgerüst schiitischen Glaubens: Obwohl man die Wahrheit und das Recht auf der eigenen Seite wähnte, wurden die frühen Schiiten von einer sunnitischen Übermacht niedergemetzelt und fanden den Märtyrertod – allen voran Hussein, der »Herr der Märtyrer«. Wie kann es aber sein, dass der Irrglaube und das Unrecht über den wahren Glauben obsiegen? Und warum haben damals die Rechtgläubigen nicht in ausreichender Zahl Hussein beigestanden, in diesem entscheidenden, prägenden, existenztiellen Kampf?

			Muharram ist der erste Monat im islamischen Kalender. Für Schiiten ist er der Trauermonat, in dem sie des Martyriums Husseins mit einer zehntägigen Trauerzeremonie gedenken, die am »Zehnten« (Tag), »Aschura«, ihren Höhepunkt findet. Sie versteht sich als gemeinschaftliches Erinnern und als Buße für das damalige Versäumnis und »Versagen«. Dazu gehört, dass sich Abertausende Menschen, Männer wie Frauen, in den Moscheen einfinden, beten, in religiöse Gesänge einstimmen, hemmungslos miteinander schluchzen und weinen. Andere, ausschließlich Männer, versammeln sich ebenfalls zu Tausenden in der Öffentlichkeit, sämtlich in Schwarz gekleidet, und schlagen mit den Fäusten rhythmisch auf die (entblößte) Brust, dabei abwechselnd etwa »Oh Ali!« und »Oh Hussein!« skandierend. Wächter achten darauf, dass die kollektive Ekstase in geordneten Bahnen verläuft. In extremen Fällen geißeln sich Gläubige mit mehrendigen Peitschen, an deren Spitzen Rasierklingen befestigt sind.

			

			Ohnmacht und Verrat

			Der »Wesenskern« des Schiitentums ist die glaubensgewisse, verinnerlichte Erfahrung von Ohnmacht, Verrat und Ungerechtigkeit in epochalem Ausmaß. Das nachzuvollziehen ist hilfreich, um iranische Politik verstehen und einordnen zu können. Ob Regimeanhänger oder nicht, viele, wenn nicht die meisten Iraner fühlen sich vom Westen brüskiert, missverstanden und im Stich gelassen. Die Causa Mossadegh ist dabei eine prägende, aber beileibe nicht die einzige Episode. Als Beispiel mag der folgende Passus aus einer Rede von Revolutionsführer Khamanai dienen, des Nachfolgers Khomeinis seit dessen Tod 1989. Er hielt sie 2007, als das Verhältnis zum Westen infolge des Atomstreits und der aggressiven Rhetorik des damaligen Präsidenten Mahmud Ahmadinedschad einen seiner vielen Tiefpunkte erreicht hatte:

			»Warum … sollten wir (gegenüber dem Westen, ML) eine feindselige Haltung einnehmen? Stehen wir mit der Welt im Krieg? Nein, darum geht es nicht. Wir meinen, dass die Welt uns etwas schuldet. Nach der Kolonialpolitik der kolonialen Welt ist man uns etwas schuldig. Was unsere Diskussion mit dem Rest der Welt über die Stellung der Frauen betrifft, ist uns die Welt etwas schuldig. Was die Frage, interne Konflikte im Iran zu provozieren und mit verschiedenen Waffen zu versehen, betrifft, ist uns die Welt eine Antwort schuldig. Auch bezüglich des Problems der Ausbreitung von Atomwaffen, chemischen Waffen und biologischen Waffen schuldet uns die Welt etwas.«[7]

			Interne Konflikte: Khamanai spielt darauf an, dass aus Sicht Teherans westliche Akteure, allen voran die USA und Israel, ethnische Minderheiten im Iran, darunter Araber an der Grenze zum Irak und Belutschen an der Grenze zu Pakistan, mit Waffen und Geld versorgen, um Spannungen zu schüren. Mit »Atomwaffen« bezieht er sich auf die Nuklearmacht Israel, im Krieg Iraks gegen den Iran (1980–1988) setzte Saddam Hussein an der Front unter anderem Giftgas ein.

			Auch im Atomstreit fühlte sich der Iran wiederholt betrogen, wie wir noch sehen werden – und nicht zu Unrecht. So befanden sich Teheran und Washington unter Vermittlung Omans gerade in Verhandlungen über das iranische Atomprogramm, als Israel am 13. Juni 2025 den Iran mit Raketen angriff – angeblich, weil das Land kurz vor dem Bau einer Bombe stand. Des Weiteren bombardierten die USA neun Tage später, Verhandlungen hin oder her, die drei großen nuklearen Anlagen des Landes. Ohnmacht, Verrat, Ungerechtigkeit: für viele Schiiten ein weiteres Déjà-vu.

			Der Revolutionsführer ist der mächtigste Mann im Staat, nicht der jeweilige Präsident. Der Revolutionsführer wird von einem 86-köpfigen Expertenrat auf Lebenszeit gewählt, vergleichbar dem Papst. Dieser Rat wird alle acht Jahre vom Volk gewählt, wobei der Wächterrat genau darauf achtet, dass alle »Experten« den Normen der Kleriker-Kaste genügen. Dieser Wächterrat wiederum besteht aus sechs Geistlichen und sechs »weltlichen Juristen«. Die Geistlichen werden vom Revolutionsführer ernannt, die Juristen von den Obersten Richtern, die ihr Amt ebenfalls dem Revolutionsführer verdanken. Der Wächterrat ist neben dem Revolutionsführer das höchste exekutive Organ. Er kann alle vom Parlament verabschiedeten Gesetze als »unislamisch« ablehnen, ebenso wie auch alle Kandidaten, die sich für das Parlament oder für das Amt des Staatspräsidenten aufstellen lassen wollen.

			Iranische Politik ist ein feines Beziehungsgeflecht aus Seilschaften und Netzwerken, die für westliche Beobachter kaum zu durchschauen sind. Diesen Hintergrund muss kennen, wer sie einzuordnen sucht.

			Rivalisierende Machtzentren prägten von Anfang an das Bild der Islamischen Republik. Die drei maßgeblichen Säulen sind die unter Khomeini aufgestellte »Islamische Revolutionsgarde« (Pasdaran, im Englischen meist als IRGC abgekürzt), der Klerus und die Basarhändler. Das politische System ist hybrid: In Teilen demokratisch gewählte Einrichtungen überlagern sich mit theokratischen Strukturen. Im Parlament gibt es keine Parteien, vielmehr lose Bündnisse, die sich je nach Interessenlage zusammenfinden. Bisweilen unter klangvollen Namen, etwa »Bewegung der kämpfenden Geistlichen«. Die Strukturen der Islamischen Republik haben sich dabei als sowohl reformresistent wie auch flexibel erwiesen. Das erscheint widersprüchlich, doch sind Ideologie und Pragmatismus innerhalb des politischen Systems gleichermaßen vertreten. Im Wettstreit zwischen liberaler gesinnten Kräften hier und konservativen Gruppen dort, innerhalb wie außerhalb des Parlaments, haben sich in den meisten Fällen zunächst die Hardliner durchgesetzt. Setzen sie aber zu sehr auf Konfrontation, hat der Revolutionsführer oft genug für eine Kurskorrektur gesorgt – hinter den Kulissen. Iranische Präsidenten beispielsweise entfallen abwechselnd auf Hardliner und Reformer, wobei die Grenzen zwischen beiden Lagern fließend verlaufen. Dessen ungeachtet weisen die Lebenswelten der jüngeren Iraner, die Hälfte der Bevölkerung ist keine 35 Jahre alt, mit denen der Nomenklatur kaum noch Berührungspunkte auf, abzulesen unter anderem an der niedrigen Wahlbeteiligung.

			Warum aber dieses Nebeneinander von Theokratie und demokratischen Ansätzen? Khomeini musste dem Umstand Rechnung tragen, dass die Iranische Revolution von fast allen Gesellschaftsschichten getragen wurde. Und auf deren Verlangen nach Mitsprache musste er in Teilen Rücksicht nehmen, ungeachtet aller Repression. Der Vollständigkeit halber sei erwähnt, dass sich die politischen Verhältnisse im Iran, so unbefriedigend sie sein mögen, deutlich pluralistischer darstellen als unter den Familiendynastien der arabischen Staaten auf der anderen Seite des Persischen Golfs. Wieso steht der Iran gleichwohl deutlich mehr im Fokus westlicher Kritik in Sachen fehlender Freiheiten und Menschenrechte? Weil das Land, anders als die arabischen Golfstaaten, ein geopolitischer Widersacher des Westens ist, namentlich der USA und Israels.

			Im Iran ist die Wirtschaft teilweise privat organisiert, allen voran der Basar, teilweise jedoch auch staatlich gelenkt. Der staatlich kontrollierte Teil liegt maßgeblich in den Händen der Revolutionsgarde. Sie ist die militärische Elitetruppe und gleichzeitig, in ihrer zivilen Variante, der größte Investor und Arbeitgeber – bekannt für Vetternwirtschaft und Korruption. Diese für unsere Verhältnisse ungewohnte »Partnerschaft« von Militär und Wirtschaft ist allerdings im Nahen und Mittleren Osten weitverbreitet, so auch in Ägypten oder Pakistan.

			Anders gesagt: Die Revolutionsgarde kontrolliert das mit weitem Abstand größte wirtschaftliche Imperium im Land. Wer aus bescheidenen sozialen Verhältnissen kommt und eine berufliche Perspektive oder auch nur einen Broterwerb für sich und seine Familie sucht, der liegt bei der Revolutionsgarde genau richtig. Denn gleichzeitig unterhält sie eine Myriade religiöser Stiftungen (Bonjads), die als eine Art soziales Sicherungssystem dienen und den »Armen und Entrechteten«, wie sie im Iran genannt werden, dem Prekariat, das Überleben sichern.

			Dessen ungeachtet verfolgt die Islamische Republik seit ihren Anfängen einen deutlich staatskapitalistisch geprägten Wirtschaftskurs. Mit dem Ergebnis, dass eine zahlenmäßig kleine Elite, meist aus dem Umfeld des Machtapparates, über enormen Wohlstand verfügt, ohne soziale Gerechtigkeit anzustreben. Das enge Geflecht aus Militär und Wirtschaft erklärt darüber hinaus, warum Protestbewegungen, ob im Iran oder in Ägypten, in Algerien oder im Irak, einen sehr, sehr schweren Stand haben. Es gibt schlichtweg zu viele Nutznießer der bestehenden Ordnung.

			

			Mit eiserner Faust?

			Nach dem Tod der 22-jährigen Studentin Mahsa Amini im Gewahrsam der Religionspolizei im September 2022 – angeblich hatte sie ihr gesetzlich vorgeschriebenes Kopftuch zu leger getragen – kam es landesweit zu spontanen Massenprotesten Zehntausender Menschen aller Altersgruppen und sozialen Schichten. Sie setzten sich bis in den Winter fort und wurden meist unter Einsatz brutaler Gewalt beendet, Hunderte Demonstranten und Regimegegner wurden zu langjährigen Gefängnisstrafen, mehrere gar zum Tod verurteilt. Es war beileibe nicht die erste Protestbewegung seit der Revolution 1979, wohl aber die langlebigste und »weiblichste«. Der Tod der Studentin war der Auslöser, Ursache der Revolte waren die schwierige Wirtschaftslage, fehlende Freiheiten, der Überdruss an einer erstarrten Theokratie ungeachtet der fortschreitenden Säkularisierung in der Gesellschaft – ein Großteil der Iraner lehnt das Junktim aus Politik und Religion ab. Die Machthaber sind sich darüber durchaus im Klaren – äußerlich daran zu ermessen, dass in Teheran etwa der Gebetsruf faktisch abgeschafft wurde.

			Unter dem Slogan »Frau, Leben, Freiheit« solidarisierten sich Exil-Iranerinnen und -Iraner, aber auch hiesige gesellschaftliche Gruppen mit der Protestbewegung. Berlin wie auch Brüssel taten, was sie am besten können: Sie verhängten weitere Sanktionen gegen den Iran. Vordergründig wegen der Menschenrechtslage, tatsächlich eher aus machtpolitischen Erwägungen – ein Regimewechsel sollte her. Israels Premier Benjamin Netanjahu machte der längst abgeflauten Bewegung endgültig den Garaus, als er sich nach dem völkerrechtswidrigen Angriff Israels auf den Iran am 13. Juni 2025 an die dortige Bevölkerung wandte, die Freundschaft zwischen beiden Ländern hervorhob und die Iraner aufforderte, sich auch im Namen von »Frau, Leben, Freiheit« gegen das Regime zu erheben. Damit hat er der Bewegung endgültig den Todesstoß versetzt. Wer sich jetzt noch darauf beruft, ist bestenfalls ein nützlicher Idiot der israelischen Führung.

			Nichts gedeiht in westlichen Regierungs- und zivilgesellschaftlichen Kreisen besser als die Forderung nach einem Ende des »Mullah-Regimes«. Exil-Iraner werden nicht müde zu betonen, dass quasi die gesamte Bevölkerung dessen Ende herbeisehne und die Macht in Teheran auf tönernen Füßen ruhe. Der Sturz des Diktators Baschar al-Assad im Dezember 2024 in Syrien zeige, dass es nur weiterer Sanktionen und einer tatkräftigen Unterstützung der Opposition bedürfe, dann werde auch im Iran die Freiheit obsiegen.

			Sachlich ist festzuhalten, dass dergleichen Wunschdenken oder fragwürdige Analogien gegebene Realitäten nicht außer Kraft setzen. Innerhalb des Iran gibt es, bislang jedenfalls, keine politische oder militärische Kraft, die in der Lage wäre, die bestehende Ordnung ernsthaft zu erschüttern. Unzufriedenheit bis hin zu Massenprotesten reicht dafür nicht aus, und eine weitere Revolution zeichnet sich nicht ab. Die iranische Opposition im Ausland ist heillos zerstritten und ohne nennenswerten Rückhalt vor Ort. Der in Los Angeles lebende Sohn des gestürzten Schahs, der gleichnamige Mohammed Reza Pahlevi, empfiehlt sich seit dem israelischen »Präventivkrieg« verstärkt als politische Alternative, doch sind die überwiegend in Kalifornien angesiedelten Royalisten im Iran selbst ähnlich relevant wie hierzulande etwa die »Reichsbürger«. Das Rad der Geschichte lässt sich nicht zurückdrehen.

			Auch die Volksmudschahedin bringen sich erneut in Stellung, eine obskure, (ursprünglich) stalinistische Truppe mit geschätzt 3000 Anhängern. In Europa hatten sie ihren Hauptsitz in Albanien, bis sie 2023 dort ausgewiesen wurden. In den USA firmieren sie als Nationaler Widerstandsrat und werden, vorsichtig formuliert, von interessierter Seite finanziert. Im Iran sind die Volksmudschahedin verhasst, weil sie einst aufseiten Saddam Husseins kämpften. Zahlreiche Terroranschläge im Land werden ihnen zugeschrieben, und sie stehen im Verdacht, eng mit CIA und Mossad zu kooperieren, als Kundschafter und Kollaborateure.

			Nein, die Zukunft des Iran dürfte bis auf Weiteres von der Revolutionsgarde geprägt werden. Sie ist längst das eigentliche Machtzentrum und überragt sowohl den Klerus als auch den Basar. Ihr Aufstieg begann im irakisch-iranischen Krieg der 1980er Jahre, als ihre Elitetruppen bedeutende Erfolge an der Front erzielten. Der damit einhergehende Heldennimbus schuf die Legitimation, um sukzessive den staatlich kontrollierten Teil der Wirtschaft in weiten Teilen zu übernehmen. Zwar wurde die Revolutionsgarde auf diese Weise zur tragenden Säule der Islamischen Republik, doch ist ihre Führungsebene nicht notwendigerweise ein Bannerträger des religiösen Establishments. Weniger aus ideologischen, sondern eher aus machtpolitischen Gründen: Die Mullahs sind in vielerlei Hinsicht deren Konkurrenz. Vieles spricht dafür, dass die Revolutionsgarde nach dem Tod des mittlerweile 86-jährigen Revolutionsführers Khamanai die Entmachtung des Klerus weiter vorantreiben wird. Nicht um das System der Islamischen Republik an sich infrage zu stellen, nicht offiziell jedenfalls, wohl aber um die Machtbefugnisse eines künftigen Revolutionsführers zu beschränken. Zu erwarten wäre in dem Fall, dass sich der Iran weniger religiös denn vielmehr nationalistisch orientiert, ähnlich beispielsweise der Islamischen Republik Pakistan. Innenpolitisch könnte das den Verzicht auf die rigorosen Bekleidungsvorschriften und größere individuelle wie kulturelle Freiheiten bedeuten – eine Entwicklung vergleichbar der in Saudi-Arabien unter Mohammed Bin Salman. Eiserne Faust, aber in Glacé-Handschuhen.

			Doch noch einmal zurück zu der nicht unerheblichen Frage, warum es im Iran ungeachtet der großen Unzufriedenheit keine relevante Oppositionsbewegung gibt. Ein weiterer, wenn nicht entscheidender Grund sind die nach der Revolution 1979 von den USA eingeführten Wirtschaftssanktionen, die als Antwort auf das iranische Atomprogramm in den 2000er Jahren massiv und regelmäßig ausgeweitet wurden. Wie nicht anders zu erwarten, haben sich die Europäer diesen Sanktionen nach und nach angeschlossen. Mit dem Ergebnis, dass die vielfach westlich orientierten städtischen Mittelschichten, der potenzielle Träger eines politischen Wandels, über den Umweg von Inflation und Arbeitslosigkeit umfassend verarmt und sozial abgestiegen sind – vor allem Beamte und Festangestellte. Wer heute im Iran finanziell gut gestellt oder gar reich ist, der ist Teil des bestehenden Systems (oder profitiert davon) und hat wenig Anlass zur Revolte. Die weniger Privilegierten, erst recht die »Armen und Entrechteten«, arrangieren sich, versuchen, über die Runden zu kommen. Da sehr viele Iraner hochgebildet sind, wissen sie auch, dass vom Westen initiierte Regimewechsel, propagiert als »Demokratisierung«, für die jeweilige Bevölkerung bislang stets auf eine Tragödie hinausgelaufen sind – im Irak ebenso wie etwa in Afghanistan oder Libyen.

		


		
			Macht und Vorherrschaft im Nahen Osten: Wer will wen »vernichten«?

			Khomeini machte den Antiamerikanismus zu einem festen Bestandteil seiner politischen Rhetorik, ebenso den Antizionismus: Die USA waren nunmehr »der große Satan«, Israel »der kleine Satan«. Mit dieser instrumentellen Dämonisierung, im wahrsten Sinn des Wortes, festigte Khomeini seinen Ruf als Kämpfer wider den Imperialismus auch in der arabischen Welt, wo der politische Islam seit dem verlorenen Sechstagekrieg 1967 gegen Israel ebenfalls im Aufwind war. Damit beschritt Teheran den einsamen Weg des Widerstandes gegen den westlichen Way of Life, vor allem aber gegen amerikanische »Werte«.

			Dessen ungeachtet empfinden viele Iraner Sympathien für Europa und die USA, auch Respekt, mehr als sonst in der Region üblich, doch hegen sie gleichzeitig eine große Abneigung gegenüber allen Versuchen, ihnen von außen einen Willen aufzuzwingen. Die iranische Identität verdankt sich maßgeblich der eigenen, jahrtausendealten Geschichte, die viele Iraner zu der Selbstwahrnehmung veranlasst, kulturell einzigartig und bedeutsam zu sein. Umso schmerzlicher trifft sie die Gewissheit, zu oft gedemütigt worden zu sein – erst vom Kolonialismus, dann von westlichen Mächten und Israel.

			Die oft donnernde Rhetorik wider die USA und Israel verkürzt sich hierzulande oft genug auf die Formel, das »Mullah-Regime« wolle den jüdischen Staat »vernichten«. So rechtfertigte beispielsweise Kanzleramtschef Thorsten Frei (CDU) den Angriff Israels auf den Iran im Juni 2025 mit dem Hinweis, es sei das »staatspolitische Ziel« des Iran, Israel zu »vernichten«. Vor diesem Hintergrund müsse man alles beurteilen.[8] Fast wortgleich äußerte sich Verteidigungsminister Boris Pistorius (SPD). Solche Aussagen sind »griffig« und emotional wirkmächtig, ignorieren aber das Völkerrecht ebenso wie die Faktenlage.

			Der antizionistische und antiisraelische Duktus iranischer Politik dient der Eigenlegitimation, doch gibt es kein »staatspolitisches Ziel«, Israel zu »vernichten«. Befragt man hiesige Auguren, auf welche Quellen sie ihre Annahme stützen, werden sie meist sehr schmallippig. Im Zweifel berufen sie sich auf Präsident Mahmud Ahmadinedschad (2005–2013), der 2010 zunächst von englischsprachigen, dann auch deutschen Nachrichtenagenturen mit den Worten zitiert wurde, Israel müsse von der Landkarte radiert werden (»Israel must be wiped off the map«). Allerdings hat er diesen Satz nie gesagt; er ist falsch übersetzt worden, wie sowohl die Islamwissenschaftlerin Katajun Amirpur nachgewiesen hat[9] als auch der Übersetzungsdienst des Deutschen Bundestages.[10] Stattdessen sagte er: »Das (israelische, ML) Besatzerregime muss Geschichte werden.«

			Ahmadinedschad hat mit seiner durchaus missverständlichen Rhetorik den Gegenspielern Irans eine Steilvorlage geliefert. Der damalige israelische Premierminister Ehud Olmert behauptete gar, der iranische Präsident verlange »die vollständige Zerstörung und Vernichtung des jüdischen Volkes«, und schlug den Bogen zur angeblichen nuklearen Bedrohung Israels durch den Iran. Sein Nachfolger Netanjahu machte daraus ein propagandistisches Mantra und warf nicht zuletzt bei seinen Auftritten vor der Vollversammlung der Vereinten Nationen dem Iran regelmäßig vor, einen »nuklearen Holocaust« vorzubereiten.

			Es brauchte nicht lange, bis Politik und Medien im Westen nahezu einhellig überzeugt waren, die iranische Führung wolle Israel mit Hilfe seines Atomprogramms »vernichten«. Entsprechend hat sich dieser Tropus verselbständigt und reicht heute aus, einen Angriffskrieg zu rechtfertigen – wohlgemerkt nicht vonseiten des Iran auf Israel, sondern umgekehrt. Bemerkenswert ist auch, dass aggressive iranische Rhetorik im Westen mit Nachdruck angeprangert wird, nicht aber israelische Rhetorik. Auch dann nicht, wenn sie unmissverständliche Ansagen zur realen »Vernichtung« der Palästinenser im Gazastreifen enthält.

			Um Missverständnissen vorzubeugen: Es geht nicht darum, provozierende Aussagen iranischer Politiker, an denen es nicht mangelt, schönzureden. Revolutionsführer Khamanai hat sich wiederholt sehr ähnlich wie Ahmadinedschad geäußert. Am Tag des israelischen Angriffs, am 13. Juni 2025, erklärte er, man werde Israel nunmehr »zerstören«. Dergleichen Rhetorik, zumal in solchem Kontext, rechtfertigt aber nicht die Annahme, die iranische Führung plane einen »nuklearen Holocaust«. Wer das behauptet, betreibt seinerseits Demagogie. Die Hardliner in Teheran halten Israel für einen Unrechtsstaat ohne Legitimation. Ihr Ziel ist nicht die »Vernichtung« Israels, sondern ein neu zu schaffender Staat »Palästina« ohne jüdische Vorherrschaft über Araber und Muslime.[11] Dieser Anspruch ist aus israelischer Sicht ohne Zweifel indiskutabel und mag als Bedrohung empfunden werden, ist aber kein Aufruf zum Genozid. Besagtes Ziel suchen »die Mullahs« zu erreichen, indem sie etwa Hamas und Hisbollah unterstützen – was allerdings mehr noch aus geopolitischen Gründen geschieht, wie wir im Folgenden sehen werden.

			Beste Feinde

			Die politische und mediale Wahrnehmung des Iran ist im Westen eindeutig negativ und selten von Sachlichkeit geprägt. Das Land ist die einzige verbliebene Regionalmacht im Nahen und Mittleren Osten, die sich offen gegen westliche und israelische Hegemonieansprüche stellt. Somit fällt das Land in die Kategorie »Böse«, was sich auch in Ausdrücken wie »Mullah-Regime« oder »Terrorsponsor« niederschlägt. Der westliche Hang zu binärem Denken, für uns oder gegen uns, westlich-säkular gegen religiös-fanatisch, hat seit Bestehen der Islamischen Republik immer wieder zu Fehleinschätzungen der dortigen Entwicklung geführt. Wer jede Demonstration gegen die Regierung als Vorbote eines Regimewechsels deutet, liegt falsch. Die politischen und gesellschaftlichen Verhältnisse im Iran sind außerordentlich vielschichtig und widersprüchlich, vor allem aber unterliegen sie einem steten Wandel. In den Worten der Autorin Charlotte Wiedemann: »Das System hält sich wie ein Perpetuum mobile in einem geheimnisvollen Gleichgewicht der Kräfte; diese Konstruktion gewinnt (…) eine gewisse Stabilität unter anderem daraus, dass Vorschriften und Sittenregeln massenhaft verletzt werden. So hat in einem verwickelten und langsamen Prozess der neue Iran sein Gesicht gewonnen: Er ist pragmatischer, weiblicher, nationaler und weniger religiös als der Iran der ersten Revolutionsjahre.«[12]

			Hinzu kommt, dass nichts ist, wie es scheint. Geopolitische Interessen, Intrigen und Scharaden sind einer breiteren Öffentlichkeit kaum bekannt. Wären sie es, geriete die »Öffentlichkeitsarbeit« maßgeblicher Stellen durchaus in Verlegenheit. Fangen wir an mit dem bereits angesprochenen Krieg des Irak gegen den Iran (1980–1988), ein Paradebeispiel angeblicher westlicher Werteorientierung mit erstaunlichen Begleiterscheinungen: vor allem mit Blick auf den »freundschaftlichen« Umgang Israels mit dem Iran, der so gar nicht zu der offiziösen Rhetorik rund um »Vernichtung« passt.

			1979 hatte sich im Irak Saddam Hussein an die Macht geputscht, ein alter Bekannter der CIA seit 1959.[13] Der amerikanische Verbündete hatte im September 1980 dem Iran den Krieg erklärt, in der irrigen Annahme, der Nachbar sei durch die Revolution geschwächt. Vor allem wollte er die ölreiche iranische Grenzregion Khusistan erobern. Die USA und Saudi-Arabien begannen umgehend mit Waffenlieferungen an Saddam Hussein und bewahrten ihn auch mit Hilfe der Geheimdienste vor einer 1982 drohenden Niederlage. Stattdessen endete der Krieg, der einer Million Menschen das Leben kosten sollte, erst 1988 entlang der alten Grenzen. Washington verkaufte aber auch Waffen an den Iran. Das Kalkül war offenbar, den Krieg in die Länge zu ziehen, zum Nutzen der Rüstungsindustrie. Außerdem kam dieses Doppelspiel den Verbündeten der USA in der Region zugute, Israel und Saudi-Arabien. Beider Rivalen, der Irak und der Iran, waren erst einmal mit sich selbst beschäftigt.

			Jenseits aller Feindbildrhetorik haben sich die USA und Israel den neuen Verhältnissen im Iran mit bemerkenswerter Geschwindigkeit und frei von Berührungsängsten angepasst. Nicht einmal der Abbruch der diplomatischen Beziehungen zu beiden Ländern unter Khomeini beendete den vorherrschenden Pragmatismus. Hinter den Kulissen tätigten die vermeintlichen Todfeinde jahrelang in bestem Einvernehmen miteinander ihre Geschäfte, vor allem Rüstungsdeals.

			Heute, wo man in Israel und anderswo nicht müde wird zu betonen, dass Teheran eine existenzielle Bedrohung für den jüdischen Staat darstelle, wird daran allerdings nur ungern erinnert. Ausgerechnet Israel diente in den 1980er Jahren als eine zentrale Drehscheibe der Waffenlieferungen an die Islamische Republik. Unmittelbar nach Beginn des Krieges stellte sich Tel Aviv auf die Seite Teherans. Laut Aussage des iranischen Waffenhändlers Ahmad Haidari, der im Dienst der Revolutionsgarde stand, kamen etwa 80 Prozent der Waffen, die der Iran unmittelbar nach Kriegsbeginn einkaufte, aus Israel. Zwischen 1980 und 1983 hat Teheran gemäß des Jaffa-Instituts für Strategische Studien an der Universität Tel Aviv für rund 500 Millionen US-Dollar Waffen in Israel eingekauft. Bezahlt wurde überwiegend mit iranischen Öllieferungen.[14] Um die Geschäfte besser zu koordinieren, entstand eigens ein Verbindungsbüro auf Zypern. Ein Großteil der Waffenlieferungen wurde über den Flughafen Larnaca abgewickelt, wo iranische Revolutionsgardisten und israelische Militärs keinerlei Berührungsängste zeigten.

			Die Amerikaner waren informiert und hatten keine Einwände. Ihrerseits erhöhten sie 1982/83 die eigenen Waffenlieferungen in Richtung Teheran massiv, die teils mit israelischer Hilfe in den Iran gelangten. Auch Washington ließ sich die Rüstungsgüter teuer bezahlen. Verhandeln konnten »die Mullahs« kaum. Die iranische Armee kämpfte überwiegend mit Beständen aus der Schahzeit, also mit amerikanischem Kriegsgerät, und war auf den entsprechenden Nachschub angewiesen. Allerdings verhängte der US-Kongress 1984 ein Waffenembargo gegen den Iran: Das Land sei ein Hauptunterstützer des internationalen Terrorismus. Das allerdings focht Präsident Ronald Reagan nicht an; er gab grünes Licht für Umweg-Geschäfte unter Einbeziehung von Drittstaaten.

			Damit nicht genug: Ein Teil der Erlöse dieses nunmehr illegalen Waffenhandels verwendete die Regierung Reagan, um die Contra-Rebellen zu bewaffnen und zu finanzieren, die in Nicaragua gegen die demokratisch gewählte, aber sozialistische Regierung der Sandinisten kämpfte. Auch dies ein klarer Verstoß gegen geltendes Recht, denn der US-Kongress hatte 1982 jede Finanz- und Militärhilfe für die von der CIA unterstützten Rebellen verboten (Boland-Amendment). Um deren Kriegskasse zusätzlich aufzufüllen, hatten die Rebellen offenbar einen Freibrief erhalten, ungestört südamerikanisches Kokain in die USA zu schleusen. Diese »Iran-Contra-Affäre« wurde 1986/87 publik, hatte allerdings keinerlei Konsequenzen auf höchster Ebene – obwohl es der größte innenpolitische Skandal seit Richard Nixon und Watergate war. Alles hängt mit allem zusammen.

			Aus israelischer Sicht folgten die Waffenlieferungen an den Iran einem nüchternen Kalkül. Seit dem Friedensvertrag von Camp David mit Ägypten 1978 gab es nur noch zwei militärisch ernst zu nehmende Gegner Israels auf arabischer Seite, Syrien und den Irak. Insoweit war es folgerichtig, militärisch den Iran zu unterstützen. Ungeachtet der offiziellen Rhetorik vom »großen Satan USA« und dem »kleinen Satan Israel« hielten sich während des Krieges nie weniger als 100 israelische Militärberater und Techniker im Iran auf. Sie lebten in einem sorgfältig bewachten, abgelegenen Camp nördlich von Teheran und blieben selbst nach Kriegsende noch eine Zeit lang vor Ort.[15]

			Ein israelischer Gesinnungswandel setzte erst ein, nachdem Saddam Hussein infolge seiner Kuweit-Invasion 1990 ins Visier der USA geriet. Damit war der Irak angezählt, und die geostrategischen Karten wurden neu gemischt. Kein Geringerer als Jitzchak Rabin verkörpert den Gesinnungswandel. 1987 hatte der damalige Verteidigungsminister noch erklärt: »Iran ist Israels bester Freund, und wir haben nicht die Absicht, unsere Haltung in Bezug auf Teheran zu verändern, weil Khomeinis Regime nicht ewig währen wird.«[16] Fünf Jahre später, 1992, hörte sich das ganz anders an. Rabin, nunmehr Premierminister, schlug einen hinlänglich vertrauten Ton an. Die Islamische Republik sei eine Bedrohung für Israel, die Region und die ganze Welt. Revolutionsführer Khamanai »speit Hass auf die Juden und Israel« und sei ein Holocaust-Leugner.[17]

			Die Partei Gottes

			Dessen ungeachtet geht es im Streit zwischen Tel Aviv und Teheran nur vordergründig um die Sicherheitsbedürfnisse Israels. Der Kern des Konflikts ist ein anderer – es geht um die regionale Vorherrschaft. Der Iran ist das einzige Land im weiten Raum zwischen Marokko und Indien, das die mit großem Abstand stärkste Militärmacht in der Region, das atomar bewaffnete Israel, in dessen »Bewegungsfreiheit« einzuschränken vermag. Nicht weil Teheran den jüdischen Staat »vernichten« wollte oder dazu in der Lage wäre, sondern weil weder die USA noch Israel einen Krieg gegen den Iran riskieren können, ohne dass die Folgen unkalkulierbar wären. Nicht ohne Grund hat US-Präsident Trump den von ihm und Israels Premier Netanjahu gemeinsam vorbereiteten und koordinierten Angriff auf den Iran im Juni 2025 nach zwölf Tagen erst einmal beendet. Beider Annahme, die Islamische Republik ließe sich ähnlich wie zuvor die mit dem Iran verbündeten Milizen in der Region militärisch so weit schwächen, dass im nächsten Schritt der Regimewechsel aufleuchtet, erwies sich als Irrtum. Jedenfalls zog Trump es offenbar vor, die Notbremse zu ziehen.

			Die wichtigste dieser Milizen ist die Hisbollah, die Partei Gottes. Sie ist gleichermaßen politische Partei und Miliz und nach wie vor ein maßgeblicher Machtfaktor im Libanon, ungeachtet ihrer deutlichen Schwächung durch die zweimonatigen Angriffe Israels von September bis November 2024 und der Ermordung ihres Anführers Hassan Nasrallah. Entstanden ist sie 1982 als Reaktion auf den israelischen Einmarsch im Südlibanon, der vom damaligen Verteidigungsminister und späteren Premier Ariel Sharon befehligt wurde und die palästinensische PLO von dort vertrieben hat. Die schiitische Bevölkerung stand der Besatzung zunächst abwartend gegenüber – die Vertreibung der PLO war auch in ihrem Sinn, um nicht ständig in deren Grenzgefechte mit Israel hineingezogen zu werden. Doch die israelischen Militärs gingen, aus welchen Gründen auch immer, gewaltsam gegen schiitische Zivilisten vor. Zehntausende sahen sich zur Flucht nach Beirut gezwungen, wo in kürzester Zeit ein neues Wohnviertel südöstlich des Flughafens entstand, »Dahiyeh« (»Vorort«), heute eine Hochburg der Hisbollah.

			Was dann geschah, war abzusehen: Es formierte sich eine Widerstandsbewegung, eben die Partei Gottes. Nüchtern gesehen war das die Quittung für eine verfehlte israelische Politik, die wie üblich nicht den Ausgleich, den Kompromiss, das Miteinander suchte, sondern allein militärisch denkt und handelt, ohne Augenmaß und ohne Rücksicht auf Verluste. Nach offizieller Lesart Tel Avivs hat der Iran die Hisbollah gegründet, um als Handlanger der »Vernichtung« Israels zu dienen, ebenso wie die Hamas. Diese Sichtweise ist mittlerweile in westlichen Hauptstädten Konsens und gipfelt in der Annahme, Teheran sei Pate und Mastermind des Hamas-Großangriffs auf Israel am 7. Oktober 2023. In der Sache ist das Unfug, als propagandistische Behauptung aber überaus wirkmächtig. Beide, Hamas wie Hisbollah, sind als Reaktion auf israelische Besatzung entstanden, nicht als Ergebnis einer Einflussnahme dunkler Mächte von außen. Diese Einsicht aber gilt als politisch nicht korrekt.

			Die Hisbollah ist eine originär libanesisch-schiitische Bewegung, die großen Rückhalt in der einheimischen Bevölkerung genießt. Auch wenn sie Geburtshilfe aus Teheran erhielt, von dort Waffen und Geld bezieht und dem iranischen Revolutionsführer huldigt, ist sie keineswegs eine iranische Marionette oder fünfte Kolonne. In erster Linie aber war und ist sie, ungeachtet der israelischen Angriffe 2024, angesichts eines vermuteten Arsenals von noch immer Abertausenden Raketen ein für Tel Aviv sehr ernst zu nehmender Gegner.

			Nach 18 Jahren Guerillakampf, der auch den Einsatz von Selbstmordattentätern einschloss, zwang sie die Israelis 2000 zum bedingungslosen Abzug aus dem Südlibanon – die hohen Verluste an Soldaten waren der einheimischen Bevölkerung nicht länger zu vermitteln. Sechs Jahre später, 2006, versuchte das israelische Militär, die Hisbollah mit Hilfe von Luftangriffen und Panzervorstößen in die Schranken zu weisen. Anlass war die Entführung (oder Gefangennahme, je nach Perspektive) von zwei israelischen Soldaten. Mehr als 2000 Libanesen, die meisten von ihnen Zivilisten, bezahlten den Blitzkrieg mit dem Leben. Doch die Hisbollah schlug zurück und beschoss Nordisrael einschließlich der Küstenstadt Haifa mit Raketen. Tausende Israelis flohen in Richtung Süden – weder militärisch noch politisch ein Ruhmesblatt für die israelische Führung.

			Diesen Hintergrund muss man kennen, um zu verstehen, warum der Iran sukzessive zum Feindbild Nummer eins für Israel geworden ist. Schon in den 1990er Jahren drängten israelische Politiker und ihre Unterstützer mit Hilfe des US-Kongresses die Regierung Clinton, die Konfrontation mit Teheran zu suchen. Mit Erfolg, denn bereits 1993 verkündete Präsident Bill Clinton eine neue außenpolitische Doktrin, die des »Dual Containment«, der zweifachen Eingrenzung, nämlich von Irak und Iran. Beide Länder sollten gemäß dieser Doktrin mit Hilfe von Wirtschaftssanktionen geschwächt werden, in der Hoffnung auf einen Regimewechsel. Die Doktrin beruht maßgeblich auf israelischen Vorschlägen[18] und ist von proisraelischen Lobby-Verbänden in Washington forciert worden, namentlich dem American Israel Public Affairs Committee, AIPAC.

			Wie ist dieser bemerkenswerte Gleichklang der US-Politik mit der Israels zu erklären? Das hat zunächst innenpolitische Gründe: die hervorragende Vernetzung besagter Lobby-Verbände, allen voran AIPAC, gegen dessen erklärten Willen kaum ein US-Politiker Karriere macht oder zu bestehen vermag. Auch deswegen nicht, weil AIPAC über beachtliche finanzielle Mittel verfügt und somit Wahlkämpfe beeinflussen kann. Hinzu kommt die Wirkmacht evangelikaler Christen insbesondere in den Reihen der Republikaner, deren bedingungslose Unterstützung Israels einhergeht mit einer messianischen Erlösungshoffnung. Vor allem aber ist den USA wie auch Israel gemein, dass ihre Außenpolitik eindeutig auf ein einziges Ziel ausgerichtet ist: Hegemonie und Vorherrschaft. Im Nahen und Mittleren Osten sind die geostrategischen Ziele beider Länder nahezu deckungsgleich, entsprechend hat Israel dort weitgehend freie Hand, nach Belieben zu agieren. Selbst wenn der jüdische Staat vollkommen enthemmt zuschlägt, bis hin zum Genozid im Gazastreifen, hält sich der US-Kongress mit Kritik zurück, von Sanktionsandrohungen ganz zu schweigen. Der wichtigste Verbündete der USA in der Region ist quasi ein Flugzeugträger zur Durchsetzung amerikanischer Interessen. US-Präsident Joe Biden brachte diesen Zusammenhang 2023 auf seine Weise zum Ausdruck: Gäbe es Israel nicht, müsste man es erfinden.[19]

			Legal, illegal – uns egal

			Es fehlt nicht an imperialen Ansagen US-amerikanischer Präsidenten, Regierungsvertreter oder maßgeblicher Publizisten in Sachen Nahost, doch wird ihre Tragweite in Deutschland meist nicht erfasst oder als »regelbasierte Ordnung« schöngeredet. Ein Beispiel ist die »National Security Directive 54« vom 15. Januar 1991, später aufgegangen in der Bush-Doktrin. (Sie ist wenig mehr als eine Neuformulierung der inhaltsgleichen Carter-Doktrin von 1980.) Am Vorabend des Krieges zur Beendigung der irakischen Besatzung Kuweits erklärte Präsident George H. W. Bush: »Der Zugang zum Öl des Persischen Golfs und die Sicherheit befreundeter Schlüsselstaaten in der Region sind entscheidend für die nationale Sicherheit der USA … Die Vereinigten Staaten halten daran fest, ihre grundlegenden Interessen in der Region zu verteidigen, notfalls mit militärischer Gewalt, gegen jede Macht, deren Interessen den unseren schaden.«[20] An dieser Haltung hat sich bis heute nichts geändert. Zwar sind die USA aufgrund des Frackings längst nicht mehr auf Erdölimporte angewiesen, doch rechnet sich diese extrem umweltschädliche Explorationsmethode nur bei hohen Erdölpreisen. Unabhängig davon wird sich Washington allein deswegen nicht aus dem Nahen und Mittleren Osten zurückziehen, weil in dem Fall Russland oder China in das entstehende Vakuum vorstoßen könnten.

			

			Am 18. Februar 1992 veröffentlichte Paul Wolfowitz, Staatssekretär im US-Verteidigungsministerium und später maßgeblicher »Architekt« des Irak-Krieges 2003, die nach ihm benannte und nicht für die Öffentlichkeit bestimmte Wolfowitz-Doktrin. (Amtlich hieß sie, geradezu Orwell-tauglich, »Defence Planning Guidance«, Ratgeber zur Planung der Verteidigung.) Darin entwarf er eine Strategie, um nach dem Untergang der Sowjetunion die Vormachtstellung der USA als alleinige Weltmacht dauerhaft zu sichern. Sie empfahl eine Politik des Unilateralismus – die USA setzen ihre Interessen nötigenfalls ohne Bündnispartner um und bedienen sich »präventiver militärischer Maßnahmen«, um »potentielle Gefahren, die von anderen Nationen ausgehen, abzuwehren und Diktaturen daran zu hindern, Großmächte zu werden.« Gemeint waren vor allem Russland und die Gegner Israels im Nahen Osten. Das wichtigste geostrategische Ziel der USA sei es demzufolge, eine erneute globale Herausforderung wie seitens der vormaligen Sowjetunion zu verhindern. Washington solle »danach streben, jede feindliche Macht davon abzuhalten, eine Region zu dominieren, deren Ressourcen unter vereinter Kontrolle groß genug wären, um eine globale Supermacht hervorzubringen«. Eine Rückkehr der Ukraine und Weißrusslands (Belarus) in den Einflussbereich Moskaus gelte es daher unbedingt zu verhindern.[21] 

			Letzteres Anliegen erklärt wesentlich, warum Präsident Clinton 1993 jener Osterweiterung der NATO grünes Licht erteilte, wider alle gegenteiligen westlichen Zusagen an Michail Gorbatschow im Zuge der deutschen Wiedervereinigung, die 2022 schlussendlich den Ukraine-Krieg auslöste. (Die politisch korrekte Lesart ist natürlich eine andere: Putin hat unprovoziert die Ukraine überfallen, aus Großmannssucht, imperialen Motiven und der Sorge, die »ukrainische Demokratie« könne auf Russland übergreifen. Darauf an dieser Stelle hinzuweisen, rechtfertigt nicht den russischen Angriff, hilft aber, ihn einzuordnen.)

			

			Wäre die Annahme falsch, dass sich US-Republikaner und Demokraten in ihrem globalen Dominanzstreben möglicherweise in der Rhetorik unterscheiden, nicht aber im Grundsatz? Apropos Unilateralismus: Der wird heute wesentlich Präsident Trump zugeschrieben, hat aber seine Vorgeschichte – siehe Wolfowitz. In der hiesigen Politik wie auch in den Medien, von den handzahmen »Denkfabriken« ganz zu schweigen, werden dergleichen Zusammenhänge vorzugsweise übersehen oder in die Fußnoten verbannt. Sie passen nicht recht ins Bild einer transatlantischen »Wertepartnerschaft« und widersprechen der gefühlt richtigen Linie: Demokraten gut für Europa, weil Transatlantiker, Republikaner vielleicht nicht ganz so gut, weil oft sehr schlicht, Trump ein »Ausreißer«, auf den dann hoffentlich wieder ein »Guter« folgt.

			Nachdem besagte Doktrin an die New York Times geleakt und im März 1992 veröffentlicht worden war, kam es im politischen Washington zu einem Aufschrei – zu offenkundig war der imperialistische Tenor. Daraufhin veranlasste Wolfowitz’ Vorgesetzter, Verteidigungsminister Dick Cheney, unter Mitwirkung seines ranghöchsten Militärs Colin Powell, die Überarbeitung und Abschwächung des ursprünglichen Textes. Das änderte aber nichts daran, dass die ursprüngliche Wolfowitz-Fassung zehn Jahre später weitgehend in der Nationalen Sicherheitsstrategie vom September 2002 aufging, der Blaupause für den Krieg gegen den Irak, auf der Grundlage von »Unilateralismus« und »Prävention«. Dabei spielte es keine Rolle, dass der Vorwurf, der Irak verfüge über »Massenvernichtungswaffen«, eine propagandistische Erfindung war – diese Waffen gab es bekanntlich nicht, was damals schon jeder wissen konnte, der wollte. Doch was zählen Fakten, wo es um Meinung und Machtpolitik geht?

			Auch für den Angriff auf den Iran im Juni 2025 war es vollkommen unerheblich, dass es im Land weit und breit keine Atombombe gab – deren Bau zu verhindern war ja der vorgeschobene Grund für den »Präventivkrieg«. Gut orchestrierte »Öffentlichkeitsarbeit« erzielt in den meisten Fällen die erwünschte Wirkung unter den »mündigen Bürgerinnen und Bürgern«, geschuldet nicht zuletzt dem verlässlichen Meinungsmanagement der Leitmedien.

			Und noch ein Dokument ist von grundlegender Bedeutung, um die Konfrontation im Nahen und Mittleren Osten zu verstehen. Dabei geht es um die Strategie des Regimewechsels, die Washington und Tel Aviv seit mehr als 30 Jahren in der Region gemeinsam verfolgen. Es gilt, jeden Machtfaktor auszuschalten, der sich den hegemonialen Ansprüchen der beiden Verbündeten in den Weg stellt. Inhaltlich mag es im Umgang mit den Palästinensern Nuancen geben – in Washington hielt man bis Trumps »Gaza Riviera« 2025 zumindest rhetorisch an der Zweistaatenlösung fest, ähnlich wie seitens der EU. Nicht aber in Israel. Dort geht es ausschließlich um die »Anerkennung« des eigenen »Existenzrechts« ohne Benennung irgendwelcher Landesgrenzen sowie um »Terrorbekämpfung«.

			»Legitim und nobel«

			Das entscheidende Dokument, das diesen Ansatz erstmals konkret ausführt, trägt den Titel A Clean Break. A New Strategy for Securing the Realm (Ein sauberer Bruch. Eine neue Strategie für die Sicherung der Region) – gemeint ist der Nahe und Mittlere Osten. Es entstand 1996 seitens einer »Studiengruppe« mehrerer neokonservativer, proisraelischer Thinktanks in den USA sowie der israelischen Regierung, damals wie heute unter Premier Netanjahu. Die Federführung lag bei Richard Perle, einem ausgewiesenen Falken und Scharfmacher aus dem Umfeld der Neocons. Der Neokonservatismus, der mit George W. Bush 2001 an die Macht gelangte, ist eine in den 1960er Jahren erwachsene, ursprünglich stark antikommunistisch ausgerichtete Bewegung, die Werte wie Freiheit, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit ideologisch instrumentalisiert, um sie als Rammbock machtpolitischer Interessen einzusetzen. Auf diese Weise soll amerikanische Hegemonie weltweit durchgesetzt und verteidigt werden, in Verbindung mit einem so weit wie möglich deregulierten, am Finanzkapital ausgerichteten Wirtschaftssystem.

			Gleichzeitig dienen die Neocons gewissermaßen als ideologische Speerspitze proisraelischer Gruppen in den USA. Die Bezeichnung »Clean Break« bezieht sich auf die Ablehnung der Vereinbarungen von Oslo 1993, die – theoretisch – zur Gründung eines palästinensischen Staates führen sollten. Ikonisch wurde das Foto der feierlichen Unterzeichnung im Garten des Weißen Hauses, auf dem sich PLO-Chef Jassir Arafat und Israels Premier Jitzchak Rabin die Hand reichen, hinter ihnen steht US-Präsident Clinton mit weit ausgebreiteten Armen. Zwei Jahre später, 1995, wurde Rabin von einem jüdischen Siedler ermordet, zur großen Freude der Ultrarechten um Netanjahu, die nie die Absicht hatten, sich an das Abkommen zu halten – im Gegenteil.

			Zur empfohlenen Strategie des »klaren Bruchs« gehört daher an erster Stelle die Unterminierung der Palästinensischen Autonomiebehörde in Ramallah unter der Führung Jassir Arafats. Dem Frieden dienlich sei allein »die bedingungslose Anerkennung unserer (der israelischen, ML) Rechte durch die arabische Seite, ausdrücklich in ihrer jetzigen territorialen Ausdehnung. ›Frieden für Frieden‹ ist eine solide Basis für die Zukunft.« Will heißen: Es kann und wird keinen palästinensischen Staat geben, denn »unser Anspruch auf das Land«, einschließlich der besetzten Gebiete von Westjordanland und Gazastreifen, auf das gesamte Palästina also, wie angeblich in der Bibel verheißen, »ist legitim und nobel«. Was mit den Palästinensern geschehen soll, bleibt offen.

			»Frieden für Frieden«, also die Normalisierung der Beziehungen Israels zu den arabischen Staaten ohne Zugeständnisse in der Palästinafrage, konnte teilweise im September 2020 verwirklicht werden, in der ersten Amtszeit von US-Präsident Trump, im Rahmen des sogenannten »Abraham-Abkommens« (Abraham Accords). Marokko, der Sudan, Bahrein und die Vereinigten Arabischen Emirate erkannten die darin enthaltene »Morgenröte« (Trump) und tauschten Botschafter mit Israel aus.

			A Clean Break ist ein Strategiepapier, das sich ausdrücklich an den Vorstellungen Netanjahus orientierte.[22] Israel, der verlässliche Verbündete der USA, soll demzufolge die alleinige regionale Supermacht werden – mit dem Recht, jederzeit »präventiv« gegen wahrgenommene Bedrohungen und Widersacher vorzugehen. (In den USA wie auch in Israel, teilweise innerhalb der NATO, wird zusätzlich unterschieden zwischen »präventiven« und »präemptiven« Kriegen, doch muss diese propagandistische Feinjustierung zur Legitimierung imperialer Angriffskriege hier nicht weiter interessieren.) Konkret benannt werden Syrien und die Hisbollah, einschließlich des Israel von Washington ausgestellten Freibriefs, Syrien ohne Einschränkung zu bombardieren – wovon Tel Aviv seither ausgiebig Gebrauch macht. Nachfolgende Regierungen in Israel, insbesondere der Dauerregent Netanjahu, wussten und wissen nur zu gut, dass sie ohne nennenswerten Gegenwind aus Washington nach Belieben Palästinenser entrechten, vertreiben und töten können.

			Die Melange aus Wolfowitz und »Clean Break« ist das Fundament für das Projekt Regimewechsel, wie es die USA nach 9/11 zunächst in Afghanistan verfolgten, dann im Irak, in Libyen, in Syrien und jetzt im Iran – mal mit, mal ohne israelische Flankierung. Aber auch für den Krieg, den Israel bereits seit 2007 gegen die Hamas im Gazastreifen führt, mit 6000 palästinensischen Toten bis zum 7. Oktober 2023 – was nicht allein in Deutschland nur einer Minderheit bewusst ist. Doch hat der Großangriff der Hamas auf Israel an jenem Tag seine Vorgeschichte, die hierzulande wenige kennen und noch weniger kennen wollen. Dazu später mehr.

			Selbstverständlich prägen nicht ein Papier oder eine »Doktrin« allein den jeweiligen politischen Zeitgeist. Doch passt das Junktim aus Großisrael-Ideologie und Regimewechsel-Plänen gut in die hegemonialen Bestrebungen Washingtons wie Tel Avivs – damals wie heute. Im Original liest sich das dann, etwa aus der Feder von Michael Ledeen, eines führenden Neocon-Agitators für Regimewechsel, so: »Zunächst müssen wir die Terrorregime hinwegfegen, angefangen mit den Großen Drei: Irak, Iran und Syrien … Stabilität ist eine unwürdige amerikanische Mission, ein Konzept, das in die Irre führt: Wir wollen keine Stabilität im Iran, Irak, in Syrien, im Libanon … Wir wollen, dass sich die Dinge ändern. Die Frage, um die es hier geht, ist nicht ob, sondern wie das Ziel der Destabilisierung zu erreichen ist.«[23]

			Geschrieben 2002, noch immer gültig. Keine Einzelmeinung, wie auch die Aussage von General Wesley Clark, des vormaligen NATO-Oberbefehlshabers in Europa, unterstreicht. Ein hochrangiger Pentagon-Mitarbeiter habe ihm kurz nach den Terroranschlägen des 11. September 2001 eine Liste mit sieben Ländern gezeigt, in denen die USA einen Regimewechsel anstrebten: »Wir fangen an mit dem Irak, dann ziehen wir weiter in Richtung Syrien, Libanon, Libyen, Somalia, Sudan und Iran.« Afghanistan fehlt auf der Liste, die Washington in den Jahren darauf umfassend abgearbeitet hat – mit dem Iran allerdings als last man standing.[24]

			Amerikanische Politik mag sich in der Außendarstellung von Präsident zu Präsident im Tonfall unterscheiden, mal in Watte gepackt, mal als Deal gepriesen, rhetorisch auf die Spitze getrieben unter Donald Trump. Die zugrunde liegende Agenda aber, ob nun Republikaner oder Demokrat, bleibt im Grundsatz stets dieselbe: die Bewahrung und Verteidigung US-amerikanischer Hegemonie ohne Wenn und Aber, auch unter Einsatz militärischer Gewalt. Nicht allein im Nahen und Mittleren Osten, wohlgemerkt. Wer das nicht versteht oder verstehen mag, geblendet von einer Fassaden-Rhetorik rund um Demokratie, Freiheit und Werteorientierung, sei es in Brüssel oder in Berlin, endet als Vasall von Washingtons Gnaden. Oder riskiert, in Stellvertreterkriege der USA hineingezogen zu werden, wie lange Zeit in der Ukraine.

			Vor diesem Hintergrund verwundert nicht, dass der Iran langsam, aber sicher zum Feindbild Nummer eins erst Israels, dann der USA erwuchs. Von »Dual Containment«, der zweifachen Eingrenzung Iraks wie Irans unter Präsident Clinton, 1993 als neue außenpolitische Doktrin verkündet, war bereits die Rede. Als erster US-Präsident gab Clinton darüber hinaus Gelder für Geheimdienstoperationen frei, um die iranische Regierung zu destabilisieren. Mithilfe der Israel-Lobby setzte sich unter Clintons Präsidentschaft (1993–2001) das seither gültige Mantra zur Dämonisierung Teherans durch. Erstens: Der Iran unterstützt Terrorgruppen. Zweitens: Der Iran greift nach der Atombombe. Drittens: Der Iran sucht Israel zu »vernichten«.

			Schweigen ist Gold?

			Ohne die Faktoren Hegemoniestreben und Regimewechsel ist diese konfrontative Haltung kaum zu verstehen. Der Iran, geschwächt vom Irak-Krieg, stellte für Washington keine militärische Bedrohung dar. Akbar Haschemi Rafsandschani, iranischer Präsident von 1989 bis 1997, suchte als Erster, die Beziehungen zu den USA zu verbessern – wie seither alle seine Nachfolger. Doch die Regierung Clinton verhängte 1995 die bis dato schärfsten Wirtschaftssanktionen gegen Teheran. Als Begründung galt damals schon das angebliche iranische Streben nach Atomwaffen, da der Iran sich – in Fortsetzung des von den USA unter dem Schah begonnenen, seit der Revolution aber boykottierten Atomprogramms – um Reaktor- und Nukleartechnologie aus Russland und China bemühte.

			Kurz zuvor hatte die iranische Regierung die Lizenz für die Erschließung der Ölfelder vor der Insel Sirri an den US-Konzern Conoco vergeben – eine freundliche Geste in Richtung Washington. Doch Clinton ließ das Geschäft platzen und erließ eine Verordnung, die es US-Unternehmen untersagte, in den iranischen Erdölsektor zu investieren. Diese Verordnung mündete 1996 in den Iran-Libya Sanctions Act, der zehn Jahre später – Gaddafi war in Washington wieder rehabilitiert (um anschließend erneut in Ungnade zu fallen) – in Iran Sanctions Act umbenannt wurde. Federführend bei der Gesetzesvorlage war erneut AIPAC. Das Gesetz legt eng gefasste Obergrenzen für Investitionen in den iranischen Ölsektor fest – nicht nur für amerikanische, sondern auch für ausländische Firmen, denen bei Zuwiderhandlung juristische Konsequenzen in den USA drohen. Das Gesetz ist mehrfach erweitert worden, über den Ölsektor hinaus, und bis heute in Kraft, ungeachtet des 2015 mit dem Iran geschlossenen internationalen Atomabkommens, das 2018 einseitig von Präsident Trump aufgekündigt wurde.

			Nicht nur unter Rafsandschani, auch unter seinem Nachfolger, dem Reformer Mohammed Khatami (1997–2005), hat sich die iranische Führung wiederholt an Washington gewandt, um die Beziehungen zwischen beiden Ländern zu verbessern. Im Frühjahr 2003 unterbreitete Teheran der US-Regierung ein umfassendes Verhandlungsangebot, auch als Reaktion auf den Irak-Krieg und den von Washington und Tel Aviv erhobenen Vorwurf, der Iran greife nach der Atombombe. Die Kernpunkte dieser »Roadmap«: volle Transparenz und Garantien, dass der Iran nicht den Besitz von Massenvernichtungswaffen anstrebt; entschiedenes Vorgehen gegen alle Terroristen auf iranischem Boden, allen voran Al-Qaida; umfassende Kooperation und Informationsaustausch in allen terrorbezogenen Fragen; »Koordination mit iranischem Einfluss«, um den Irak politisch zu stabilisieren und dort ein demokratisches System zu schaffen, das alle religiösen und ethnischen Gruppen einbezieht; Beendigung jedweder »materiellen Unterstützung« für palästinensische Oppositionsgruppen (Hamas, Islamischer Dschihad etc.), sofern sie von iranischem Boden aus operieren; Druck auf diese Gruppen, keine Anschläge auf Zivilisten in Israel innerhalb der Grenzen von 1967 zu verüben; Anerkennung der Zweistaatenlösung im Konflikt zwischen Israel und den Palästinensern; Transformation der libanesischen Hisbollah in eine rein politische und soziale Organisation.[25]

			Man halte einen Augenblick inne und stelle sich vor, Washington wäre auf diesen Vorschlag eingegangen. Bestünde ernsthaft Zweifel, dass die Region in diesem Fall eine weitaus bessere, friedlichere wäre? Stattdessen machte die Bush-Administration, namentlich Vizepräsident Dick Cheney, dem Schweizer Botschafter in Teheran, Tim Guldimann, Vorwürfe, weil er das Verhandlungsangebot übermittelt hatte.[26] Im Rückblick war es ein schwerwiegender Fehler, auf diese und andere Versöhnungs- oder Kompromissangebote, insbesondere unter Khatami, nicht einzugehen. Seine Reformpolitik ist auch deswegen gescheitert, weil die einzige Antwort der USA auf seinen Vorstoß darin bestand, die Sanktionen zu verschärfen. Damit wurde dem Wahlsieg des Hardliners Ahmadinedschad, seines Nachfolgers (2005–2013), zusätzlich der Weg bereitet. Warum denn Verhandlungsbereitschaft zeigen, wenn sie sich nicht auszahlt? Gleichwohl wandte sich Ahmadinedschad 2006 in einem sechzehnseitigen Brief an US-Präsident Bush und schlug vor, nach »neuen Wegen« zu suchen, sich insbesondere in der Atomfrage zu verständigen. Es war dies der erste direkte Kontakt Teherans mit Washington seit der Revolution. Die dortige Antwort beschränkte sich auf wenig mehr denn ein lautes Schweigen.

			Nach den Anschlägen vom 11. September 2001 verurteilte die iranische Führung die Terrorakte unmissverständlich – nicht allein Khatami, auch Revolutionsführer Khamanai. In den Straßen von Teheran und anderswo im Iran gab es Kerzenmahnwachen für die Opfer. Als die USA kurz darauf militärisch gegen die Taliban in Afghanistan vorgingen, leistete Teheran logistische Hilfe, auch mit geheimdienstlichen Informationen.

			Kurzum: Es hat beileibe nicht an Möglichkeiten gefehlt, ein neues Kapitel in den Beziehungen zwischen Teheran und Washington aufzuschlagen. Doch geht es den USA nicht um Kompromiss und Ausgleich mit dem Iran, sondern um Konfrontation. Allein die Regierung Obama suchte den übergroßen Einfluss der proisraelischen Lobbyverbände zurückzudrängen (ohne Erfolg) und stimmte dem Atomabkommen mit Teheran 2015 zu. Was Obama allerdings nicht daran hinderte, parallel den Cyber-Krieg zur Sabotage des iranischen Atomprogramms zu intensivieren. Von diesem politischen Intermezzo abgesehen, lautet das strategische Ziel Washingtons nach wie vor: Regimewechsel.

			Hinter den Kulissen setzten israelische Politiker, AIPAC und andere proisraelische Lobbygruppen mit Hilfe der Neocons alle Hebel in Bewegung, »um sowohl die Regierung Clinton als auch die Regierung Bush von Verhandlungen mit dem Iran abzuhalten, und sie setzten sich in fast allen Fällen durch.«[27] Das erklärt, warum George W. Bush den Iran im Januar 2002 auf der »Achse des Bösen« verortete, zusammen mit dem Irak und Nordkorea. Einige Monate später wurden noch Kuba, Syrien und Libyen dieser »Achse« hinzugefügt. Besagte Staaten würden den Terrorismus unterstützen und strebten nach »Massenvernichtungswaffen«. Solche Rhetorik – die »Achse des Bösen« wurde später durch den Begriff »Schurkenstaat« ergänzt und abgelöst – dient nicht allein der Dämonisierung, sondern auch, im nächsten Schritt, der Legitimierung von Zwangsmaßnahmen.

			Die Zeichen standen verstärkt auf Sturm, das Konzept der zweifachen Ausgrenzung von Irak und Iran hatte ausgedient. Nunmehr setzten die Neocons unter George W. Bush offensiv auf Regimewechsel, vor allem im Irak, in Syrien und im Iran. Das US-Militär wie auch die Geheimdienste erhielten den Auftrag, feindliche Regierungen in der Region zu stürzen. Der amerikanische Enthüllungsjournalist Seymour Hersh bezeichnet 2006 als »Schlüsseljahr«. Nach dem Sturz Saddam Husseins 2003 geriet der Iran verstärkt ins Visier. Auslöser waren offenbar die sich verschlechternde Sicherheitslage im Irak, die Washington durch die Schwächung Irans zu verbessern hoffte, sowie die Eskalation im Streit um das iranische Atomprogramm nach dem Amtsantritt von Mahmud Ahmadinedschad. Das Ziel: Sabotage auf allen Ebenen, idealerweise ein Regimewechsel in Teheran. Auch Irans Verbündeter Syrien sollte in dem Zusammenhang unter Druck gesetzt werden, nicht zuletzt mit Hilfe einer diskreten Finanzierung syrischer Oppositionsgruppen.[28]

			»Beten von ganzem Herzen«

			Im März 2008 ging Präsident Bush noch einen entscheidenden Schritt weiter. Er unterschrieb ein Dekret, das eine »beispiellose verdeckte Offensive« gegenüber dem Iran einleitete, in enger Kooperation mit Saudi-Arabien. Von Libanon bis Afghanistan wurden daraufhin Geheimaktionen durchgeführt, bis hin zur »Ermordung von Regierungsmitgliedern«. Es gab Anschläge auf Mitarbeiter des Atomprogramms, außerdem entwickelten Amerikaner und Israelis 2009/10 den Computervirus »Stuxnet«, der die Zentrifugen der Urananreicherungsanlage in Natanz ausschalten sollte und damit zeitweilig auch Erfolg hatte. Die Gegner Teherans erhielten Waffen und Geld. Ein Eckstein dieser Strategie blieb auch weiterhin, Syrien zu destabilisieren.[29]

			Zugleich wurden führende amerikanische Neokonservative und Vertreter proisraelischer Lobbygruppen nicht müde zu betonen, welche Gefahr von einem atomar ausgestatteten Iran ausgehe. Im Original liest sich das dann so, etwa in einem Artikel von Norman Podhoretz, der am 1. Juni 2007 im Commentary Magazine erschien, dem intellektuellen Flaggschiff des Neokonservatismus. Podhoretz gilt neben Irving Kristol als »Gottvater« der Neocons. Unter dem Titel »The Case for Bombing Iran« (Warum der Iran bombardiert werden muss) argumentiert er, Teheran könne nur durch die »alternativlose Anwendung von Gewalt« daran gehindert werden, »ein nukleares Arsenal zu entwickeln«. Der Autor unterscheidet dabei ausdrücklich nicht zwischen ziviler oder militärischer Nutzung der Atomkraft, ebenso wenig wie heute Trump und Netanjahu, und schloss mit den Worten: »Als Amerikaner und Jude bete ich von ganzem Herzen, dass er (George W. Bush, ML) das tun wird«, nämlich: den Iran zu bombardieren. Offenkundig sind diese Gebete erhört worden, wenngleich unter anderer Regie und erst 18 Jahre später, 2025.

			Um die Haltung der gegenwärtigen Regierung Trump zu verstehen, ist es wichtig, diese Hintergründe zu kennen. Die Entscheidung, den Iran anzugreifen, ist keineswegs spontan, quasi aus dem Nichts heraus entstanden und noch weniger dem erratischen Charakter des Präsidenten zuzuschreiben. Wie dargelegt, steht das Projekt Regimewechsel im Iran seit mehr als 30 Jahren auf der Agenda Washingtons. Wer nun schlussendlich den Angriffsbefehl erteilt, ist dabei sekundär. Gewiss hat der Neokonservatismus seinen Zenit als politisch prägende Kraft in den USA überschritten, doch sind seine »Werte« aufgegangen in der DNA des Establishments in Washington und darüber hinaus. Da sich die Leitmedien in Deutschland wie auch andernorts längst von dem Anspruch verabschiedet haben, denen, die über Macht verfügen, kritisch zu begegnen (sofern sie nicht zu den »Bösen« zählen), scheint es auch unerheblich zu sein, dass Israels Premier Netanjahu seit Anfang der 1990er Jahre regelmäßig verkündet, der Iran sei nur noch »wenige Wochen« vom Bau einer Atombombe entfernt. Man muss dieselben Lügen nur oft genug wiederholen – früher oder später werden sie nicht allein in den jeweiligen Echokammern für wahr gehalten.

			Auch die zeitliche Koinzidenz des seit Oktober 2023 geführten Gaza-Krieges mit dem Angriff auf den Iran 2025 ist kein Zufall. Das unterstreicht diese Vorgeschichte: Im Januar und Februar 2014 haben Premier Netanjahu und sein damaliger Verteidigungsminister Moshe Yaalon der israelischen Armee Order erteilt, einen Angriff auf den Iran noch im selben Jahr vorzubereiten. Bei einer Rede vor dem American Israel Public Affairs Committee (AIPAC) betonte Netanjahu im März 2014, dem Iran dürfe die Anreicherung von Uran grundsätzlich nicht gestattet werden, auch nicht für zivile Zwecke. Völkerrechtlich ein absurdes Ansinnen – das Trump 2025 wortgleich echote. Yaalon erklärte im März 2014 öffentlich, er bevorzuge einen israelischen Alleingang bei der Bombardierung iranischer Atomanlagen, da die USA vermutlich nicht mitzögen.[30]

			Dazu ist es damals nicht gekommen, weil die Zeit noch nicht reif war. Doch steter Tropfen höhlt den Stein. Stattdessen erfolgte im Juli und August 2014 der bis dato längste, 51 Tage währende Angriff Israels auf den Gazastreifen, mit den bis dato höchsten Opferzahlen: 2200 getötete Palästinenser, die meisten von ihnen Zivilisten, darunter 500 Kinder. Mehr als 10000 Gebäude wurden zerstört, Schulen, Krankenhäuser und die Infrastruktur der Wasser- und Energieversorgung. Damals schon war man sich in Brüssel wie Berlin einig, dass es sich dabei um »legitime Selbstverteidigung« gegen »den Terror der Hamas« handelte. Netanjahu aber hatte mit diesem Großangriff Washington gegenüber »Entschlossenheit« demonstriert, gewissermaßen als Kompensation für das in jenem Jahr nicht erfolgte Bombardement Irans. Wiedervorlage später.

			Last, but not least in diesem Zusammenhang: Zwischen 2010 und 2015 hat WikiLeaks knapp zweieinhalb Millionen diplomatische Depeschen und Dokumente des State Department, des US-Außenministeriums, online gestellt. Die 2015 erschienenen »WikiLeaks Files« sortieren diese gewaltige Datenmenge und beleuchten amerikanische Politik nach Schlüsselländern. Unter anderem dokumentieren sie das Kräftefeld der Dreiecksbeziehung USA, Israel und Iran, das maßgeblich Washingtons Engagement im Nahen und Mittleren Osten bestimmt. Drei Schwerpunkte lassen die »Files« dort erkennen:

			
					Die USA sind entschlossen, Israels militärische Dominanz in der Region zu verteidigen. Der Fachausdruck für diese Dominanz lautet »qualitative military edge« (QME).

					Washington hat massiv Druck auf die Internationale Atomenergiebehörde IAEA in Wien ausgeübt, namentlich auf ihren langjährigen Direktor, den ägyptischen Diplomaten Mohammed El-Baradei, und eine politische Lösung des Atomkonflikts mit dem Iran immer wieder verhindert.

					Die vermeintliche iranische Bedrohung lieferte der Rüstungsindustrie, dem Pentagon und dem politischen Establishment seit Clinton das Argument respektive den Vorwand, das Raketenabwehrprogramm der USA, vor allem auch dessen lukrativen Verkauf an verbündete Staaten, voranzutreiben.[31]

			

		


		
			Die Mullahs und die Bombe: Warum Atomverhandlungen so schwierig sind

			Alle Kriege, die Persien, 1935 umbenannt in Iran, seit Beginn der Qadscharen-Dynastie 1779 geführt hat, waren Kriege zur Verteidigung des eigenen Territoriums. Kriegsgegner waren bis 1945 stets, direkt oder indirekt, Russland und Großbritannien, letztmalig in Gestalt der anglo-sowjetischen Invasion 1941. Diese Waffengänge wurden dem Iran mehr oder weniger aufgezwungen. Das prägt die Psyche einer Nation. Jenseits der eigenen Grenzsicherung, insbesondere im Kaukasus, hat das Land seit Jahrhunderten, bereits in der Zeit vor den Qadscharen, keine militärische Eroberungspolitik betrieben. Dennoch geriet es aufgrund seiner geografischen Lage und später seiner Ressourcen wiederholt ins Visier äußerer Mächte – zuletzt seitens der USA und Israels. Wann immer also der Iran in dieser langen Zeit, gleich unter welchem politischen System, zu den Waffen griff, geschah dies aus Gründen der Landesverteidigung.

			Nicht anders beim Überfall Iraks unter Saddam Hussein 1980, der Teheran völlig unvorbereitet traf. In dem nachfolgenden, verheerenden Krieg ging es nicht um überschaubare Grenzgefechte, sondern um die schiere Existenz Irans. Hunderttausende Iraner starben, mehr als zwei Millionen wurden aufgrund der Kampfhandlungen für lange Zeit aus ihrer Heimat vertrieben, die Industrieanlagen großflächig zerstört. Der Krieg kostete Teheran geschätzt rund 500 Milliarden US-Dollar. Zwei Drittel des Bruttoinlandsproduktes entfielen 1988 auf die Landesverteidigung.

			Legte der Sturz Mossadeghs die Lunte für das Entstehen der Islamischen Republik, so prägt dieser Krieg deren politische Textur bis heute. Gerade 18 Monate an der Macht, war die iranische Führung gezwungen, unter schwierigsten Bedingungen in den Kriegsmodus umzuschalten. Konkret verfolgte sie drei ineinandergreifende Ziele: das Überleben des Nationalstaates, der Islamischen Republik und der Islamischen Revolution. Khomeini hatte die Linie vorgegeben: Keine Verhandlungen mit dem Aggressor, Krieg bis zum Sieg, und brauche es dafür 20 Jahre. Am Ende waren es acht, die Frontlinien verliefen zum Schluss weitgehend entlang der Landesgrenzen. So sinnlos dieser dem Iran aufgezwungene Krieg auch war, bewirkte er doch ein neues Selbstverständnis der Staatsführung. Nicht zuletzt deswegen, weil dem Land zeitweise eine Niederlage drohte. Nationale Sicherheit, Innen- wie Außenpolitik und Herrschaft wurden nunmehr zusammengedacht. In der Überzeugung, dass der Iran allen Entbehrungen und Opfern zum Trotz vor allem deswegen bestehen konnte, weil die Menschen in ihren religiösen und nationalen Überzeugungen, in ihrem Patriotismus gefestigt waren. Gleichzeitig galt es, Lehren aus der Erfahrung zu ziehen, dass die Islamische Republik für ihr Überleben auf keine Verbündeten zählen konnte.

			Khomeini hat das nach Ende des Krieges sehr anschaulich formuliert: »Wir, die in der Geschichte ewig Unterdrückten … wir haben niemanden außer Gott. Und wenn wir in tausend Stücke gerissen werden, werden wir doch unseren Kampf gegen die Unterdrücker fortsetzen … Es gibt keinen anderen Weg als zu kämpfen; auf diese Weise müssen wir den Zugriff der Supermächte brechen, allen voran den Amerikas. Dabei ist es erforderlich, sich für einen von zwei Wegen zu entscheiden: Martyrium oder Sieg, was unserem Glauben gemäß in beiden Fällen bedeutet, siegreich zu sein.«[32]

			

			Heilige Verteidigung

			Dementsprechend galt die Erfahrung des alle nationalen und religiösen Kräfte zusammenführenden Widerstandes gegen den Irak fortan als »Heilige Verteidigung« (defa’e moqaddas). Diesem bis heute maßgeblichen Konzept zufolge kann es eine erfolgreiche Landesverteidigung nur geben, wenn der Iran nationale Sicherheit und religiöse Ideologie symbiotisch zusammenführt. Internationalen Rechtsnormen mochte man in Teheran schon deswegen nicht vertrauen, weil der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen (dank entsprechender US-Intervention) den irakischen Angriff auf den Iran zu keinem Zeitpunkt verurteilt hat. Nicht einmal der Einsatz chemischer Waffen aufseiten Iraks veranlasste die Vereinten Nationen zur Kritik.

			Innerhalb der iranischen Führung war man sich für den Fall weiterer Aggressionen einig, dass die Islamische Republik auch künftig auf sich selbst angewiesen sein würde. Aus dieser Einsicht folgte zweierlei. Zum einen der innenpolitische Aufstieg der Revolutionsgarde zur tragenden Machtsäule, wie ausgeführt. Zum anderen die Anwendung der Heiligen Verteidigung auf zwei neuen Ebenen: der Fortentwicklung des Atomprogramms und der verstärkten Unterstützung schiitischer Milizen außerhalb Irans, wie wir am Beispiel der Hisbollah im Libanon bereits gesehen haben.

			Zugutekam der iranischen Führung dabei die Kurzsichtigkeit amerikanischer Politik. Am 19. März 2003 begann der US-geführte Angriffskrieg gegen den Irak. Am 7. April marschierten Amerikaner und Briten in Bagdad ein, eine Woche später erklärte das Pentagon die Kampfhandlungen für beendet. Am 1. Mai schließlich hielt Präsident Bush auf dem Flugzeugträger USS Abraham Lincoln seine berühmte »Mission accomplished«-Rede, stilecht in Piloten-Kampfmontur. Sollte heißen: Das war’s in Sachen Irak. Wir sind die Gewinner, das Thema ist durch.

			

			In Wirklichkeit ging es da erst richtig los. Die Amerikaner, besessen von ihrem Wunsch, Saddam Hussein zu stürzen, hatten keinen Plan für den Tag danach. Sie sahen wenig Anlass, sich mit Geschichte, Religion oder Kultur des Landes zu befassen, und vertrauten darauf, als Befreier begrüßt zu werden.

			Um es kurz zu fassen: Seit osmanischer Zeit, bis zum Sturz des Diktators, herrschte im Irak eine sunnitische Bevölkerungsminderheit über die schiitische Mehrheit. Bei den ersten »freien« Wahlen inmitten von Anarchie und Bürgerkrieg gewannen 2005 schiitische Gruppierungen, wie zu erwarten, die Mehrheit im Parlament. Damit hatten die USA ungewollt den Weg freigemacht für die Normalisierung der Beziehungen zwischen dem Iran und dem Irak, den ehemaligen Kriegsgegnern. Mit Willy Brandt aus anderem Zusammenhang gesprochen: Es wuchs zusammen, was zusammengehört, nämlich die schiitischen Machtzentren Teheran und Bagdad. Umso mehr, als die Konfessionalisierung des Irak gefährliche Ausmaße angenommen hatte – maßgeblich ausgelöst durch die verantwortungslose Entscheidung des stellvertretenden US-Verteidigungsministers Paul Wolfowitz (genau der, siehe oben), nicht nur die irakische Armee aufzulösen, sondern auch die jahrzehntelange Regierungspartei, die Baath-Partei (Wiedergeburts-Partei) Saddam Husseins, die nunmehr als »kriminelle Vereinigung« galt.

			Durch diesen Federstrich eines maßgeblichen Ideologen der Regimewechsel-Fraktion verloren Hunderttausende Iraker, überwiegend Sunniten, quasi über Nacht ihren Job und ihre Existenzgrundlage. Mehr noch, sie waren auf schmähliche Weise entmachtet und gedemütigt worden. Für die Sunniten, über Jahrhunderte die Machtelite im Irak, ein nicht hinzunehmender Affront. Diese elementare Fehlentscheidung wurde zur Geburtsstunde des sunnitischen Widerstands gegen die amerikanische Besatzung und die neuen schiitischen Machthaber, und sie legte den Grundstein für Terror und Gewalt. Viele von Saddam Husseins ehemaligen Generälen und Offizieren und mit ihnen Abertausende Ex-Solddaten, Parteikader und Geheimdienstleute tauchten nunmehr in den Untergrund ab – und entwickelten sich zum Rückgrat des »Islamischen Staates«, der vom Irak aus in den 2010er Jahren nach Syrien expandierte.

			Als Reaktion baute die iranische Revolutionsgarde schlagkräftige schiitische Milizen im Irak auf, die das Machtvakuum nach Auflösung der irakischen Armee teilweise füllten und wesentlich zur Bekämpfung des »Islamischen Staates« beitrugen. Später sollten diese Milizen wiederholt US-Militärbasen im Irak angreifen. Pointiert gesagt haben die USA der Islamischen Republik den benachbarten Irak quasi auf dem Silbertablett überreicht. Maßgeblich als Folge ideologischer Verblendung, Anmaßung und Realitätsverleugnung. Der Irak ist ein warnendes Beispiel für die unberechenbaren Folgen einer idealisierten Politik des Regimewechsels. Der Irak sollte, den Vorstellungen der Neocons zufolge, als demokratischer Leuchtturm die gesamte Region erstrahlen lassen. Stattdessen mussten die USA und ihre Verbündeten viel Zeit, Energie und Ressourcen darauf verwenden, die dschihadistischen Geister, die sie selbst gerufen hatten, wieder einzufangen. Den Preis zahlte wie üblich die Zivilbevölkerung, allen voran die religiöse Minderheit der Jesiden im Norden Iraks, die zu Tausenden von den Islamisten niedergemetzelt wurde. Und die Bewohner Mossuls, deren Stadt von amerikanischen Bombern in weiten Teilen in Schutt und Asche gelegt wurde, mit ebenfalls Tausenden getöteten Zivilisten.

			Aber, wie CNN zehn Jahre danach, am 13. April 2013, zutreffend resümierte: »Im Irak-Krieg ging es um Öl, und es gab einen klaren Gewinner in diesem Krieg: Big Oil.« Wie es der Zufall wollte, hatten die Ölmultis in den Wahlkampf von George W. Bush im Jahr 2000 mehr Geld investiert als je zuvor in einen Wahlkampf. Kaum verwunderlich, ernannte Bush den Energie- und Erdöllobbyisten Dick Cheney zu seinem Vizepräsidenten. Unter dessen Federführung legte die neu geschaffene National Energy Policy Development Group bereits im März 2001 Pläne für die Neuverteilung des irakischen Erdöls zugunsten der US-Ölmultis vor – nach dem bereits eingepreisten Sturz Saddam Husseins.

			Fazit: Die schiitische Hisbollah wurde dank israelischer Besatzung des Südlibanon (1982–2000) zu einem engen, wenn nicht dem wichtigsten Verbündeten Teherans. Die Amerikaner ihrerseits schufen die Grundlage für Macht und Einfluss der iranischen Revolutionsgarde im Irak. Syrien und der Iran wiederum wurden nach der Revolution 1979 enge Verbündete. Alle Versuche, zunächst von Hafis al-Assad, dann von seinem Sohn Baschar, die Beziehungen zum Westen zu normalisieren, scheiterten an der Weigerung Washingtons, Israel zur Rückgabe der seit dem Sechstagekrieg 1967 besetzten und besiedelten, 1981 annektierten syrischen Golanhöhen zu bewegen. Das erklärt die engen Beziehungen zwischen Damaskus und Moskau in den 54 Jahren der Assad-Herrschaft (1970–2024) und ebenso deren Allianz mit Teheran nach 1979 – umso mehr, als die Clan-Diktaturen in Syrien und im Irak miteinander verfeindet waren.

			Der schiitische Bevölkerungsbogen, auch als schiitischer Halbmond bezeichnet, der sich vom Iran über den Irak und Syrien bis in den Libanon erstreckt, festigte die hier zu verortende »Achse des Widerstandes« zusätzlich. Der Krieg in Syrien erlaubte nach 2011 den weiteren Vorstoß proiranischer schiitischer Milizen, größtenteils aus dem Irak, zur Unterstützung Assads und der Bekämpfung der bewaffneten »Opposition«, die überwiegend aus Dschihadisten bestand.

			Die palästinensische Hamas gehört als sunnitische Bewegung nur eingeschränkt zu dieser Achse, vor allem erhält sie keine Waffenlieferungen aus Teheran – das wäre angesichts des abgeriegelten Gazastreifens auch kaum möglich.

			

			Was geschieht im Jemen?

			Aus westlicher Sicht ist die vom Iran gecoachte »Achse des Widerstandes« eine Ansammlung von Terror-Organisationen mit dem Ziel, die »regelbasierte Ordnung« zu untergraben, Israel zu »vernichten« und insbesondere die Verkehrswege im Persischen Golf und im Roten Meer zu bedrohen, Letzteres mit Hilfe der »Huthi-Rebellen« im Jemen. Aus Sicht Teherans versteht sich diese Achse als Vorwärtsverteidigung, um im Kriegsfall von einem Sicherungsgürtel aus verbündeten schiitischen Milizen umgeben zu sein. Die dahinterstehende Strategie ist keineswegs unklug, doch hat sie sich nach dem 7. Oktober 2023 nicht bewährt, wie wir noch sehen werden.

			Das grundsätzliche Missverständnis westlicher Politik beruht auf der Annahme, die jeweiligen Milizen seien sämtlich hundertprozentige Parteigänger und Zweigstellen Teherans, gewissermaßen Marionetten der Mullahs, um im Sprachbild des hiesigen Framings zu bleiben.

			Das aber ist mitnichten der Fall, wie auch das Beispiel der Huthis zeigt, des bislang letzten Neuzugangs der »Achse«. Deren Machtergreifung im Nordjemen ist ein weiteres Beispiel für die Folgen einer unklugen Machtpolitik, die auf Vorherrschaft setzt, nicht auf Kompromiss und Ausgleich. Im Westen interessierte man sich erst für die Huthis, als sie mit Beginn des Gaza-Krieges im Oktober 2023 begannen, aus »Solidarität mit den Palästinensern« Israel mit Raketen anzugreifen, ebenso den Schiffsverkehr im Roten Meer, was mehrere Militäreinsätze der USA, Israels wie auch verschiedener NATO-Staaten zur Folge hatte, darunter Deutschland. Die Huthis kontrollieren das »Tor der Tränen«, das Bab al-Mandab, jene schmale Meerenge zwischen dem Jemen und dem Horn von Afrika, durch das der Schiffsverkehr auf einer der wichtigsten globalen Wasserstraßen verläuft, in Richtung Rotes Meer und Suezkanal.

			

			Wer aber sind diese Huthis? Um sich nicht in den Wirren des jemenitischen Bürgerkrieges zu verirren, hier die Kurzfassung. Der Jemen ist das Armenhaus der arabischen Halbinsel. Das überwältigend naturschöne Land mit seiner einzigartigen Lehmhaus-Architektur zeigt durchweg noch archaische soziale und gesellschaftliche Strukturen. Der Zentralstaat ist traditionell schwach, lokale Stämme bestimmen die Agenda. Nach dem Sturz des jahrzehntelangen Herrschers Ali Abdallah Salih im Zuge der arabischen Revolte 2011 entstand ein Machtvakuum, das umgehend von regionalen Akteuren gefüllt wurde, allen voran den Huthi-Rebellen. Benannt sind sie nach ihrem Begründer, Hussein al-Huthi, und sie verstehen sich als bewaffneter Arm der nordjemenitischen Zaiditen. Dabei handelt es sich um eine religiöse Minderheit im schiitischen Islam, die sogenannten Fünferschiiten, wie bereits ausgeführt.

			Die Zaiditen stellen rund ein Drittel der jemenitischen Bevölkerung. Ihre Heimat liegt im Norden Jemens, in den Grenzgebieten zu Saudi-Arabien. Aus ihren Reihen kamen vom 9. Jahrhundert bis 1962, also über mehr als 1000 Jahre, die Herrscher des Landes, die Imame. Bis die Monarchie gestürzt wurde und die nachfolgende Republik die Macht der traditionellen Clans und Stammesführer zu brechen suchte. Seither kam es deswegen immer wieder zu schweren Unruhen. Als Reaktion auf die politische und wirtschaftliche Marginalisierung der Zaiditen entstand in den frühen 2000er Jahren die Huthi-Bewegung, die sich selbst vorzugsweise Ansar Allah nennt, Partisanen Gottes. Heute kontrollieren die Huthis den traditionellen Einflussbereich der Zaiditen aus der Zeit der Imam-Herrschaft, folglich weite Teile Nordjemens.

			Der Jemen teilt sich in Nord und Süd. Der Südjemen war einst britisch kontrolliert und nach der Unabhängigkeit 1967 die einzige marxistische Republik der arabischen Welt. Wirtschaftsmetropole ist die Hafenstadt Aden, um deren Kontrolle willen die Briten Mitte des 19. Jahrhunderts dorthin vorstießen, parallel zum Bau des Suezkanals. Aden war ein wichtiger Knotenpunkt für den Schiffsverkehr zwischen Großbritannien und Indien, hier wurden zunächst die Kohle- und später die Dieselvorräte aufgefüllt. Nach dem Ende der Sowjetunion kam es 1994 zur Wiedervereinigung von Nord- und Südjemen, wobei allerdings die Führungspositionen in Staat und Gesellschaft in erster Linie nördlichen Stammesvertretern vorbehalten waren. Im Ergebnis führte das zu Staatszerfall und Bürgerkrieg.

			Heute wird das frühere Südjemen, also der Süden und Südosten des nur noch formal vereinten Landes, von verschiedenen Milizen kontrolliert, die entweder aus Saudi-Arabien oder von den Vereinigten Arabischen Emiraten bewaffnet und finanziert werden. Die theoretisch vorhandene Zentralregierung in der Hauptstadt Sanaa hat keinen oder kaum noch Einfluss. Nüchtern betrachtet besteht sie nur noch auf dem Papier, obwohl sie international als die einzig legitime Regierung des Jemen gilt. International bedeutet konkret: aus Sicht des Westens und Saudi-Arabiens. Allein in Aden ist sie noch mit eigenen Büros vertreten, die meisten ihrer »Minister« leben im saudischen Exil.

			Tatsächlich aber sind die Huthis die wahren Herrscher über den Nordteil des Jemen. Entsprechend kontrollieren sie auch die Hauptstadt Sanaa. Dennoch weigern sich der Westen und Saudi-Arabien aus geopolitischen Erwägungen, die Regierung der Huthis anzuerkennen. Deswegen firmieren sie als »Rebellen«, was ihnen herzlich egal sein dürfte. Die Huthis sind traditionell Stammeskrieger, die seit undenklichen Zeiten im bewaffneten Kampf geübt sind. Nicht zuletzt deswegen, weil sie schon lange vor der Staatsgründung Saudi-Arabiens mit den dortigen Stammesverbänden um Weideland und Wasser konkurrieren mussten.

			Mohammed Bin Salman, der Kronprinz und faktische Machthaber in Saudi-Arabien, hat seit Beginn seiner Regentschaft, de facto 2013, de jure 2017, zwei große Fehler begangen. Zum einen die vermutlich von ihm persönlich in Auftrag gegebene Ermordung des Regimekritikers Jamal Khashoggi im Oktober 2018 in Istanbul. Kurzzeitig galt er deswegen in westlichen Hauptstädten als Schurke, wurde aber aufgrund der wirtschaftlichen und politischen Bedeutung seines Landes zügig rehabilitiert. Zum anderen leistete sich der Kronprinz 2015 eine militärische Intervention im Jemen, unterstützt von Washington und London, um die Huthis militärisch in die Knie zu zwingen und eine »legitime«, also prosaudische Regierung in Sanaa zu installieren. Denn unabhängig davon, dass die Zaiditen und die saudischen Grenzstämme schon immer miteinander verfeindet waren, gelten sie dem wahhabitisch-sunnitischen Staatsislam in Saudi-Arabien grundsätzlich als suspekt (weil häretisch) und als Handlanger des saudischen Rivalen Iran.

			Wie auch die Hisbollah sind die Huthis aber keineswegs Vasallen Teherans, wenngleich sie ihr Raketen-Knowhow iranischen Militärexperten zu verdanken haben und Teheran sie finanziell unterstützt, allerdings nicht annähernd im gleichen Umfang wie die Hisbollah. Der Iran hat schlichtweg die Gunst der Stunde, konkret die saudische Fehlkalkulation, genutzt, um mit vergleichsweise geringem Aufwand einen zusätzlichen Verbündeten zu gewinnen.

			Für Saudi-Arabien mündete der Krieg im Jemen in ein Desaster. Er verschlang Milliardensummen, bewirkte eine zusätzliche humanitäre Katastrophe für Millionen Jemeniten und somit einen schweren Imageschaden, weil Riad und die verbündeten Emiratis die Häfen des Landes blockierten und damit verheerende Hungersnöte auslösten. Schlussendlich erlebten die Saudis ihr Waterloo: Die Huthis erwiesen sich als unbesiegbar – kein Wunder angesichts einer Gebirgslandschaft mit hinlänglich Rückzugsraum, weswegen es die Saudis tunlichst vermieden, mit Bodentruppen über die Grenze vorzurücken. Zu allem Überfluss beschossen die Huthis mit ihren Raketen auch noch saudische Städte und setzten Ölförderanlagen in Brand.

			Der Konflikt ist bis heute nicht gelöst, wohl aber eingefroren. Vor allem deswegen, weil die großen Widersacher Saudi-Arabien und Iran ihre beiderseitigen Beziehungen infolge chinesischer Vermittlung 2023 normalisiert und ihre jahrelang unterbrochenen Beziehungen wieder aufgenommen haben.

			Vorwärts!

			In der westlichen Wahrnehmung stellen sich die Huthis als ein regionales, allein vom Iran verursachtes Problem dar, das wie üblich im Umgang mit den Schurken dieser Welt nach einer militärischen Antwort verlangt. Rein theoretisch wäre es natürlich auch möglich gewesen, den Gaza-Krieg zu beenden und den Huthis damit den Wind aus den Segeln zu nehmen. Rein theoretisch. Das »Engagement« der Huthis zugunsten der Palästinenser ist nicht allein ein propagandistisches, das ihnen in der Region zusätzliches politisches Gewicht und somit Legitimität verleiht. Die meisten Jemeniten solidarisieren sich, wie die Menschen im Globalen Süden insgesamt, tatsächlich mit deren Leidensgeschichte. Die wiederholten Demonstrationen in Sanaa gegen den Gaza-Krieg gehörten zu den größten weltweit.

			Die Huthis und der Jemen stehen sinnbildlich für Konfliktlinien der Zukunft, vermutlich nicht allein im Nahen und Mittleren Osten. Ein gescheiterter Staat plus eine Sandalen-Miliz, die sich hervorragend mit ballistischen Raketen, Drohnen und militärischem Hightech auskennt und gleichzeitig die Klaviatur sozialer Medien souverän bedient. Wie aber einen irregulären Akteur der Sorte Huthis besiegen?

			Daran ist die NATO gerade erst in Afghanistan mit ihrem Feldzug gegen die Taliban spektakulär gescheitert. Doch aus Erfahrungen lernen gilt offenbar als Untugend. Aus den ebenso kurzsichtigen wie sämtlich völkerrechtswidrigen Interventionen in Afghanistan, im Irak, in Libyen und im Jemen offenkundig keine Lehren ziehen zu wollen und stattdessen den Iran als Nächstes ins Visier zu nehmen – das grenzt an Realitätsverweigerung, gepaart mit Größenwahn. (Einzig im Fall Libyens gab es 2011 ein UN-Mandat für den Militäreinsatz, aber zum Schutz der Bevölkerung, nicht zum Sturz Gaddafis. Am Rande notiert: Auch Norwegen beteiligte sich an dieser »Responsibility to protect«-Mission – offenkundig das indirekte Bewerbungsschreiben des damaligen Premierministers Jens Stoltenberg für das Amt des NATO-Generalsekretärs, das er dann von 2014 bis 2024 innehatte.)

			Doch so sinnvoll diese Strategie der Vorwärtsverteidigung aus Sicht Teherans auch sein mochte – sie hatte ihren Preis. Die Präsenz proiranischer Milizen im Irak rief zunehmend Unmut hervor, auch vonseiten schiitischer Parteien, denn oft genug agierten diese Milizen als Staat im Staat und forderten damit die Autorität Bagdads heraus.

			Den größten Imageverlust aber erlitt der Iran infolge seiner Unterstützung des Assad-Regimes. Die Protestwellen des »Arabischen Frühlings«, die 2011 und in der Folgezeit durch mehrere arabische Länder fegten und in Tunesien, Ägypten, Libyen sowie im Jemen zum Rücktritt oder Sturz langjähriger Autokraten führten, lösten in der arabischen Welt, ebenso in der Türkei und im Iran große Euphorie aus. Auch in Syrien kam es damals zu Demonstrationen und Protesten gegen die jahrzehntelange Assad-Herrschaft, die jedoch gewaltsam niedergeschlagen wurden.

			Daraufhin kam es dort zum Bürgerkrieg, in dem die USA, Israel, die Türkei und die arabischen Golfstaaten hinter den Kulissen islamistische Milizen im Kampf gegen Damaskus unterstützten.[33] Mit dem Ziel, einen Regimewechsel herbeizuführen und den Einfluss des Iran in der Region zurückzudrängen. (Auch den Russlands, das in Syrien zwei Militärbasen unterhält – bis heute, trotz der dortigen »Zeitenwende«.) Im Gegenzug unterstützten die Hisbollah und Teheran, ab 2015 auch Moskau, das Assad-Regime militärisch, um genau das zu verhindern. Galt es doch nicht zuletzt, auch weiterhin den Waffennachschub der Hisbollah aus dem Iran auf dem Landweg entlang des schiitischen Halbmonds zu gewährleisten. Die Folge war, dass die Hisbollah, bis dato weit über den Libanon hinaus respektiert und wertgeschätzt als erfolgreiche Widerstandsorganisation gegen (Groß-)Israel, ihren Heldennimbus verlor.

			In Syrien entwickelte sich der Bürgerkrieg nicht allein zu einem Stellvertreterkrieg zwischen den USA und Russland, sondern auch zwischen dem Iran und den arabischen Golfstaaten. Im Ergebnis führte dies zu einer Annäherung zwischen Israel und namentlich den Vereinigten Arabischen Emiraten sowie Bahrein, was wiederum die Grundlage bildete für das von Trump pompös zelebrierte Abraham-Abkommen 2020 (Abraham Accords).

			Das Konzept der Vorwärtsverteidigung mittels der »Achse des Widerstands« und mehrerer Stellvertreter-Milizen hatte sich für Teheran über Jahrzehnte hinweg bewährt, erwies sich aber zunehmend als zweischneidiges Schwert. Mehr noch, die Annäherung zwischen Israel und den Golfarabern war ein strategischer Schlag ins Gesicht Teherans. Die entscheidende Antwort darauf war die unter chinesischer Vermittlung erfolgte Wiederaufnahme der diplomatischen Beziehungen zwischen dem Iran und Saudi-Arabien 2023. Riad kann dem Abraham-Abkommen solange nicht beitreten, ungeachtet der engen saudischen Zusammenarbeit mit Israel auf wirtschaftlicher, politischer und sogar militärischer Ebene, wie die Palästinafrage nicht gelöst ist. Mohammed Bin Salman trägt den Ehrentitel »Hüter der beiden Heiligen Stätten«, nämlich von Mekka und Medina. Das verpflichtet ihn zu einer gewissen Zurückhaltung, zumindest nach außen hin, da andernfalls seine religiöse und somit politische Legitimität infrage gestellt werden könnte.

			Neu gemischt wurden die Karten durch den Gaza-Krieg, ausgelöst durch den Großangriff der Hamas auf Südisrael am 7. Oktober 2023. Angesichts der darauffolgenden, fortwährenden Massaker an der palästinensischen Bevölkerung mit Zehntausenden Toten hat sich die Frage nach einer weiteren Annäherung zwischen Israel und der arabischen Welt erst einmal erledigt – zu groß ist die Empörung darüber von Marokko bis Oman, ungeachtet der aus Ohnmacht und Opportunismus geborenen Passivität der jeweiligen Regierungen. Die Wut und Empörung über die Komplizenschaft der USA und Teilen der Europäischen Union, allen voran Deutschlands, mit den Verbrechen Israels hat den unseligen Schulterschluss zwischen der Heiligen Verteidigung und dem Assad-Regime weithin vergessen gemacht, zumal dieses im Dezember 2024 gestürzt wurde. In Teheran mag die Hoffnung keimen, dass der israelische Genozid die »Achse des Widerstands« neu belebt und möglicherweise erweitert.

			Genozid im Gazastreifen? Darf man diesen Begriff überhaupt verwenden? Die UN-Völkermordkonvention von 1948, entstanden als Reaktion auf deutsche Menschheitsverbrechen, definiert Genozid oder Völkermord als durch die Absicht gekennzeichnet, auf direkte oder indirekte Weise »eine nationale, ethnische, rassische oder religiöse Gruppe als solche ganz oder teilweise zu zerstören«. Bereits die Planung gilt als Verbrechen, die Zahl der Opfer ist dabei ebenso unerheblich wie die Tötungsmethode. Anders gesagt: Ein Völkermord ist nicht erst gegeben, wenn Menschen vergast und verbrannt werden.

			Die systematische Zerstörung der Lebensgrundlagen im Gazastreifen, insbesondere der Einsatz von Hunger als Waffe, hatte zur Folge, dass mehr und mehr Staaten sowie internationale Organisationen der israelischen Regierung einen Völkermord vorwerfen. Aufgrund dieses Verdachtes erließ der Internationale Strafgerichtshof in Den Haag 2024 Haftbefehl unter anderem gegen Ministerpräsident Netanjahu. Auch in Israel selbst erheben Institutionen wie auch Regierungskritiker diesen Vorwurf, verstärkt seit Juli 2025. Am bekanntesten in diesem Zusammenhang sind der Genozid-Forscher Omer Bartov und der Schriftsteller David Grossman.[34]

			»Atoms for Peace«

			Die israelische Regierung hat den Gaza-Krieg 2024 auf den Libanon und den Iran ausgeweitet, Letzteres durch die Bombardierung der iranischen Botschaft in Damaskus im April 2024 und die Ermordung des Chefunterhändlers der Hamas für die Waffenstillstandsverhandlungen mit Israel. Ismail Haniyeh starb am 31. Juli 2014 in einem Gästehaus der iranischen Regierung: am Tag der Amtseinführung des neu gewählten Präsidenten Masoud Peseschkian. In beiden Fällen reagierte Teheran auf diese vorsätzliche Provokation mit eher symbolischen als bedrohlichen Drohnenangriffen auf Israel. Damit wurde der Weg bereitet, um ganz im Sinn der Regierung Netanjahus den bereits seit Jahren geführten Schattenkrieg in einen regulären Krieg zu verwandeln, mit Wissen, Billigung und Unterstützung Washingtons. Der Angriff Israels auf den Iran, wie er im Juni 2025 erfolgte, hatte weniger mit dem dortigen Atomprogramm zu tun als vielmehr mit der gewaltsamen Durchsetzung eigener Hegemonialansprüche.

			Das Konzept der Heiligen Verteidigung erklärt, so lässt sich festhalten, warum die iranische Führung auf Vorwärtsverteidigung entlang der »Achse des Widerstands« gesetzt hat. In der hiesigen Wahrnehmung handelt es sich bei den jeweiligen schiitischen Gruppen, wie erwähnt, um Terror- und Stellvertreter-Milizen im Sold Teherans. Tatsächlich aber verfügen diese bewaffneten Gruppierungen in der jeweiligen Bevölkerung über großen Rückhalt und sind maßgeblich entstanden oder gestärkt worden als Reaktion auf israelische Besatzung und/oder auf US-Interventionen (Irak), nicht zu vergessen die saudische Kriegsführung im Jemen.

			Wer dergleichen Zusammenhänge auf politischer Ebene nicht versteht oder verstehen will, unterstützt deren Resilienz: Mit Gewalt oder Boykottmaßnahmen sind diese Milizen nicht aus der Welt zu schaffen. Das beflügelt eher deren Heldenimage im Geiste von Ali und Hussein, des »Herrn der Märtyrer«. Die Schwächung der Hisbollah im Zuge der israelischen Angriffe auf den Libanon 2024 und der im selben Jahr erfolgte Sturz des Assad-Regimes sollten nicht zum dem Schluss verleiten, die »Achse« sei besiegt. Sie hat eine schwere strategische Niederlage erlitten, das ist gewiss. Die Anmaßungen der USA und Israels in der Region aber werden sie, unter anderen Vorzeichen, höchstwahrscheinlich erneut erstarken lassen.

			Doch die Heilige Verteidigung beruht nicht allein auf der Unterstützung schiitischer Milizen außerhalb Irans, sondern, wie bereits angesprochen, ebenso auf dem Atomprogramm. Auch hier sind die Hintergründe vielschichtiger als das übliche Framing vermuten lässt.

			Es waren die USA, die 1957 den Grundstein für das iranische Atomprogramm gelegt haben, im Rahmen des unter Präsident Eisenhower initiierten Programms »Atoms for Peace«. Dieses Programm verfolgte zwei Ziele: insbesondere Israel, den Iran und Pakistan im Kontext des Kalten Krieges dauerhaft an die USA zu binden, indem man sie mit nuklearem Knowhow versorgte – wie offiziell ausdrücklich betont wurde: zur friedlichen Nutzung der Atomenergie in den Bereichen Wissenschaft, Medizin und Energie. Gleichzeitig ging es aber auch darum, im nuklearen Wettrüsten mit der Sowjetunion Bündnispartner zu gewinnen. Mit dem Ziel, ihnen potenziell ebenfalls den Bau von Atombomben zu ermöglichen, über die Israel seit den 1960er Jahren verfügte. (Maßgeblich finanziert im Übrigen von Adenauer-Deutschland, Stichwort: »Wiedergutmachung«; das Knowhow kam überwiegend aus Frankreich.) 1967 nahm im Norden Teherans ein aus den USA gelieferter Atomreaktor seine Arbeit auf, der bis heute in Betrieb ist und im Juni 2025 nicht bombardiert wurde, da er zur Urananreicherung nicht geeignet ist.

			Schah Reza Pahlevi stellte Milliardenbeträge für das iranische Atomprogramm bereit, in seinen Augen ein Symbol für Fortschritt, Moderne und Nationalstolz. Die Vereinigten Staaten hießen angehende iranische Nuklearwissenschaftler willkommen, die am Massachusetts Institute of Technology ausgebildet wurden. In den 1970er Jahren weitete der Schah die nukleare Zusammenarbeit auf Frankreich und Deutschland aus, 1975 begann der Bau des ersten iranischen Atomkraftwerks in Buschehr am Persischen Golf. Von deutscher Seite waren Siemens und AEG maßgeblich daran beteiligt.

			1968 unterzeichnete der Schah auf amerikanisches Drängen den NPT-Vertrag zur Nichtverbreitung von Atomwaffen (Atomwaffensperrvertrag) – anders als die Nuklearmächte Israel, Pakistan, Indien und Nordkorea, die ihm bis heute nicht beigetreten sind. Obwohl Reza Pahlevi in den USA lange als Posterboy der friedlichen Nutzung von Atomenergie galt, mehrten sich doch die Sorgen der entsprechenden Lobbyverbände, im Iran könnte man auf die Idee kommen, für den Bau einer Atombombe Uran anzureichern. Aus diesem Grund untersagte Präsident Jimmy Carter 1978 den Verkauf von acht Atomkraftwerken an Teheran. Mit der Revolution 1979 endete die Zusammenarbeit mit westlichen Unternehmen in Buschehr. Fertiggestellt wurde das dortige Atomkraftwerk erst 2010 mit russischer Hilfe.

			Die Anfänge des iranischen Atomprogramms verdanken sich also den Amerikanern. Und die Anfänge des iranischen Raketenprogramms, heute ein weiterer Stein des Anstoßes, notabene den Israelis. Die späteren Widersacher schlossen 1977 den folgenden Deal im Rahmen des »Project Flower«: Als Gegenleistung für iranische Öllieferungen entwickelten israelische Techniker eine amerikanisch-israelische Rakete weiter, für die sich der Schah interessierte. Konkret ersetzten sie aus den USA stammende Raketenbauteile durch solche aus israelischer Produktion. Das hatte den Vorteil, dass es nun keiner Genehmigung Washingtons mehr bedurfte, um das entsprechende Modell in den Iran zu liefern. Im Folgejahr, 1978, bauten israelische Experten dort sogar eine Anlage für Raketentests und eine Fabrik, in der die von Israel gelieferten Teile zusammengesetzt wurden. Der Iran erhielt so wesentliches Knowhow für die Entwicklung seiner eigenen Raketentechnologie. Diese von Israel weiterentwickelte Rakete mit einer Reichweite von 320 Kilometern konnte theoretisch auch mit Atomsprengköpfen bestückt werden – was die damals Beteiligten sehr wohl wussten.[35]

			Unter den Entscheidern der Islamischen Republik gewann die Nuklearfrage gegen Ende des Irak-Krieges an Gewicht. Bagdads strafloser Einsatz von Giftgas führte zu Überlegungen nach Gegenstrategien, auch im nuklearen Kontext. Doch wurden sie offenbar wieder fallen gelassen.[36] Stattdessen setzte der Iran auf die zivile Nutzung von Atomenergie, in den 1990er Jahren trotz Tschernobyl ein Symbol für Fortschritt und Modernität. Unter Präsident Rafsandschani begann eine Phase intensiver Zusammenarbeit mit Pakistan im Bereich Nukleartechnologie.

			Auch mit dem Ziel, eine Atombombe zu bauen? Diesen Vorwurf erhoben die USA erstmals 2002, kurz vor ihrem Einmarsch in den Irak. Seither ist das iranische Atomprogramm der Dreh- und Angelpunkt in den Beziehungen Teherans zum Westen. Die hiesige Argumentation lautet: Atombomben im Besitz »fanatischer Mullahs« seien eine existenzielle Bedrohung für Israel und die »regelbasierte Ordnung«. Diplomatische Initiativen, den Nahen und Mittleren Osten generell zur atomwaffenfreien Zone zu erklären, gab es seitens der Vereinten Nationen seit 1974, vor allem mit Blick auf Israels Atomwaffen, später auch jenen Pakistans. Doch sind sie sämtlich ins Leere gelaufen infolge von US-Interventionen.[37]

			

			5 + 1 = 0

			Es geht Washington und seinen Verbündeten folglich nicht um ein generelles Verbot von Nuklearwaffen in der Region. Im Fokus steht ausschließlich der Iran. Würde Teheran in deren Besitz gelangen, hätte sich das Projekt Regimewechsel erledigt, hätte Israel nicht länger freie Hand, östlich von Suez nach Belieben militärisch ein- und anzugreifen, wie verstärkt seit dem 7. Oktober 2023. Hier liegt der eigentliche Kern des Konflikts – unabhängig von moralisierenden Erwägungen entlang der üblichen Kategorien von »Gut« und »Böse«.

			Um einen Kontrollmechanismus zur ausschließlich friedlichen Nutzung der Atomenergie durch Teheran zu gewährleisten, begannen 2003 die ersten umfangreichen Atomverhandlungen zwischen dem Iran und der Internationalen Atomenergiebehörde IAEA mit Sitz in Wien sowie der EU-Troika Großbritannien, Frankreich und Deutschland. Erst seit 2006 beteiligten sich die USA direkt an den Gesprächen, zusätzlich ergänzt um Russland und China, also alle fünf ständigen Mitglieder des UN-Sicherheitsrates plus Deutschland, genannt »5+1-Gruppe«. Unmittelbarer Auslöser der Verhandlungen waren US-Geheimdienstberichte, denen zufolge der Iran in Natanz eine unterirdische Anreicherungsanlage für Uran und zudem in Arak einen Schwerwasserreaktor zur Herstellung von Plutonium errichte. Beide Aktivitäten waren der IAEA nicht angezeigt worden, obwohl Teheran dazu laut Atomwaffensperrvertrag verpflichtet gewesen wäre.

			Ging es dabei um die heimliche Vorbereitung zum Bau einer Atombombe? 2007 und 2011 kam der »National Intelligence Estimate«, eine jährlich erstellte Zusammenfassung der wichtigsten Erkenntnisse aller damals 16 US-Geheimdienste (heute sind es 18), zu dem Schluss, dass die Führung in Teheran gegenwärtig nicht mehr nach der Atombombe strebe, ihre Politik einer »Kosten-Nutzen-Rechnung« unterliege, also rationalen Kriterien folge, und sie jenseits ihrer Rhetorik keinen Konflikt mit Israel suche. Dem Report von 2007 zufolge hatte Teheran vier Jahre zuvor, also 2003, sein geheimes Atomwaffenprogramm eingestellt. Dazu passt, dass Revolutionsführer Khamanai im Oktober 2003 eine Fatwa erließ, ein verbindliches religiöses Rechtsgutachten, die den Bau und die Anwendung von Atomwaffen untersagte. Allerdings würden die Iraner, so der Report von 2007 weiter, für ihr ziviles Nuklearprogramm nach wie vor Uran auf das hierfür benötigte, niedrigere Niveau anreichern und sich das Wissen zum Bau einer Bombe aneignen.

			Eine Wiederaufnahme des Bombenprojektes ist seither jedoch in keinem Report festgestellt worden. Bei den Atomverhandlungen ging es offiziell vor allem um Kontrollmechanismen. Der Iran sollte nicht heimlich genügend hochangereichertes Uran oder Plutonium produzieren können, um die Atombombe am Ende doch herzustellen.

			Seit 2007 also war dem Iran nicht mehr ohne Weiteres vorzuwerfen, er greife heimlich nach der Atombombe, sofern sich nicht alle US-Geheimdienste geirrt hätten (was grundsätzlich natürlich auch nicht auszuschließen ist). Die gegen Teheran von berufener Seite erhobene Daueranklage – Bombe! Israel vernichten! – stand und steht folglich auf tönernen Füßen. Sie beruht wesentlich auf Indizien und Horrorszenarien. Es mag gute Gründe gegeben haben und geben, dem zivilen iranischen Atomprogramm zu misstrauen. Und in der Tat kann der Weg von der friedlichen Nutzung der Atomenergie hin zum Bau einer Bombe kurz sein. Doch hätte der Konflikt ohne Weiteres friedlich gelöst werden können, wären denn die maßgeblichen Akteure daran interessiert gewesen.

			Stattdessen führten die Atomverhandlungen erst 2015 zum Erfolg, zuvor begleitet von massiven Kriegsdrohungen seitens Israels. Parallel verhängten die USA wie auch teilweise die Vereinten Nationen Sanktionen gegen den Iran, fast schon in Serie. Heute ist der Iran mit mehr als 1500 Boykottmaßnahmen das am meisten sanktionierte Land aller Zeiten – und seit Aufkündigung des Atomabkommens durch Donald Trump 2018 haben sie sich verdreifacht.

			Ein Höhepunkt war der 2012 erfolgte Ausschluss Irans aus dem SWIFT-System, dem amerikanisch dominierten internationalen Banken-Zahlungsverkehr. Seither können kaum noch Überweisungen aus dem oder in den Iran getätigt werden. Überweisungen, bei denen der Verdacht eines Iran-Bezugs besteht, werden nicht ausgeführt, der Betrag selbst wird eingezogen. Offiziell wurde der SWIFT-Bann 2016 wieder aufgehoben, aber nur auf dem Papier. Angeblich erfolgten und erfolgen diese und weitere Zwangsmaßnahmen nur, um Teheran zum Einlenken bei den Atomverhandlungen zu bewegen. Tatsächlich aber sollte und soll die wirtschaftliche Strangulierung mindestens gleichrangig das in Washington und Tel Aviv favorisierte Projekt Regimewechsel vorantreiben.

			Dieser Konfrontationskurs hat die Reformkräfte im Iran geschwächt und die Ultrakonservativen gestärkt. In weiten Teilen der iranischen Bevölkerung, auch in den Mittelschichten, wuchs das Misstrauen gegenüber den USA. Vor dem Hintergrund der Sanktionen mussten alle Versuche scheitern, die Wirtschaft des Landes zu liberalisieren und die Privatwirtschaft auf Kosten staatskapitalistischer Betriebe zu stärken. Als Folge stieg die Inflation, blieben ausländische Investitionen aus. Stattdessen entstanden neue Seilschaften aus hohen Beamten, Basarhändlern und Industriellen, die infolge der florierenden Schattenwirtschaft immens reich wurden. Die Boykottmaßnahmen förderten den Schmuggel, mit Dubai als zentraler Drehscheibe. Die untere Mittelschicht aber, erst recht die Ärmeren und Besitzlosen, lebte zunehmend von der Hand in den Mund, kämpfte gegen ihren weiteren sozialen Abstieg und oft genug auch gegen den Hunger.

			Innerhalb der iranischen Führung gab es, vereinfacht gesagt, zwei Fraktionen in Sachen Atomverhandlungen. Die eine Fraktion, die »Hardliner«, war der Meinung, die Verhandlungen seien sinnlos, da den USA nicht zu trauen und ein Ende des Sanktionsregimes nicht zu erwarten sei, auch nicht im Fall einer Einigung. Die andere, die der »Reformer«, hielt es für »alternativlos«, sich mit dem Westen ins Benehmen zu setzen, da der Iran auf Dauer nicht als Paria-Staat bestehen könne. Die Hardliner glaubten, wenn man über genügend angereichertes Uran und Plutonium verfügte, um die Bombe zumindest theoretisch bauen zu können, könnte der Iran aus einer Position der Stärke heraus verhandeln. Die Reformer hielten diesen Weg für zu riskant, obwohl sie wussten, dass die Regierung Bush alles unternahm, um einen Durchbruch bei den Atomgesprächen zu verhindern.[38] Der gelang erst unter Präsident Obama, der zwar den Cyber-Krieg gegen das iranische Atomprogramm intensivierte und zunächst wenig bis gar nichts gegen die Sanktionen unternahm, gleichzeitig aber der iranischen Führung versicherte, unter anderem in mehreren Schreiben an Khamanai, dass Washington keinen Regimewechsel anstrebe.

			Im Iran wiederum löste Hassan Rohani (2013–2021) Ahmadinedschad als Präsident ab, womit auch dort die Weichen in Richtung erhöhter Kompromissbereitschaft gestellt wurden. Umso mehr, als Rohani nach 2003 iranischer Chefunterhändler bei den Atomverhandlungen in Wien gewesen war.

			Alles wird gut?

			2015, nach mehr als zwölf Jahren Verhandlungs-Marathon, gelang schließlich der Durchbruch: Die »5+1-Gruppe«, erweitert um Federica Mogherini, die Außenbeauftragte der Europäischen Union, und der Iran verständigten sich auf den Joint Comprehensive Plan of Action (JCPOA), einen umfassenden, gemeinsamen Aktionsplan. Die Kernpunkte: Der Iran beschränkt seine Uran-Anreichung auf ein niedriges Level für Forschungszwecke und die Erfordernisse einer zivilen Nutzung der Atomenergie. Alles darüber hinaus angereicherte Uran wird faktisch beschlagnahmt, Irans Plutonium-Reaktor und der überwiegende Teil der Zentrifugen-Kaskaden (sie dienen der Herstellung von angereichertem Uran) werden unbrauchbar gemacht oder ebenfalls ins Ausland geschafft.

			Gleichzeitig werden die iranischen Atomanlagen für die nächsten 25 Jahre einer rigorosen Aufsicht unterstellt. So dürfen Vertreter der IAEA sie jederzeit und ohne Voranmeldung inspizieren. Zwölf Untersuchungsberichte hat die IAEA zwischen 2015 und 2018 erstellt, und sie alle bestätigen, dass der Iran die vereinbarten Auflagen sämtlich erfüllt hatte.

			Ungeachtet dieses Erfolgs sah sich die Regierung Rohani massiven Anfechtungen der Hardliner ausgesetzt. Sie hatten Sorge, der damit einhergehende Enthusiasmus in der Bevölkerung, die auf mehr Freiheiten und eine bessere Zukunft hoffte, könnte ihre Macht gefährden und das Konzept der Heiligen Verteidigung schwächen. Die gut vernetzten Profiteure der Schwarzmarkt-Ökonomie wiederum sahen ihre Vormachtstellung bedroht. Darüber hinaus zeigten die Hardliner kein Interesse, im nächsten Schritt die Beziehungen zu den USA zu normalisieren – zu tief saßen Misstrauen und Ablehnung. Revolutionsführer Khamanai musste auf einem schmalen Grat zwischen beiden Seiten gehen, wobei die Grenzen, wie bereits erwähnt, durchaus fließend verlaufen. Ungeachtet aller inneriranischen Kontroversen sollte das Atomabkommen jedoch nicht an Teheran scheitern.

			Israel war über den JCPOA ebenso unglücklich wie die arabischen Golfstaaten. Die Araber sahen dadurch den Einfluss Irans in Syrien und im Jemen gestärkt, die Israelis ihre Vormachtansprüche gefährdet. Das Ergebnis war ein Wettrüsten, obwohl das Rüstungsbudget Irans lediglich ein Drittel des israelischen und ein Zehntel des saudischen umfasste. Die Regierung Obama sagte 2015 Israel und den Golfstaaten Waffenlieferungen im Wert von mehr als 100 Milliarden US-Dollar zu. Gleichzeitig erteilte Obama dem saudischen Regenten Mohammed Bin Salman grünes Licht für den letztendlich fatalen Angriff auf die Huthis im Jemen.

			Die iranische Revolutionsgarde intensivierte daraufhin ihre Strategie der Vorwärtsverteidigung, ebenso ihr ballistisches Raketenprogramm. Zu allem Überfluss wurden die Sanktionen nur sehr langsam und zögerlich aufgehoben. Freigegeben wurden eingefrorene iranische Bankeinlagen in der Größenordnung von 50 bis 56 Milliarden US-Dollar, was der iranischen Wirtschaft ein Wachstum von 17 Prozent über drei Jahre bescherte und 3,5 Millionen Arbeitsplätze schuf.[39]

			Obwohl sich der Iran strikt an das Atomabkommen hielt, wurde es mit Amtsantritt Trumps 2017 faktisch Makulatur. Im Mai 2018 kündigte er das JCPOA-Abkommen auf, unbeschadet der ja nicht unwesentlichen Tatsache, dass sich die IAEA-Kontrollmechanismen bewährt hatten. Doch ging es den üblichen Verdächtigen nicht um Pragmatismus, auch nicht um Sinn und Verstand – sondern um Regimewechsel. Als hätte der US-Präsident eine Seite aus dem Drehbuch Netanjahus herausgerissen, erklärte Trump im September 2017 in seiner Rede vor der Vollversammlung der Vereinten Nationen: Der Iran dürfe niemals Atombomben besitzen, die Sanktionen würden verschärft und das Raketenprogramm Irans ins Visier genommen: Dessen ballistische Raketen sind die einzigen Waffen, die Israel gefährlich werden können, wie im Juni 2025 anschaulich unter Beweis gestellt. (Schon unter Obama hatten die USA weitere Sanktionen gegen Firmen und Einzelpersonen verhängt, die dem Iran bei der Entwicklung von Raketentechnologie zugearbeitet oder entsprechende Bauteile geliefert haben sollen.)

			Aus propagandistischen Gründen behauptete die Regierung Trump, es gebe eine enge Zusammenarbeit zwischen Al-Qaida und der iranischen Revolutionsgarde, weswegen sie als »Terrororganisation« ausgewiesen und kollektiv auf die Sanktionsliste gesetzt wurde. Die Behauptung war absurd, da (pro-)iranische schiitische Milizen die sunnitischen Extremisten von Al-Qaida und dem »Islamischen Staat« im Irak wie auch in Syrien mit Nachdruck bekämpften. (Dieser Propaganda-Stunt war eine Eins-zu-eins-Kopie der Vorwürfe gegenüber Saddam Hussein, der angeblich ein Weggefährte Osama Bin Ladens war.)

			Dessen ungeachtet setzten die europäischen Vertragspartner des Atomabkommens der neuen Marschrichtung Washingtons wie üblich nichts entgegen und ließen die einseitige – im Übrigen völkerrechtswidrige, aber wen interessiert heutzutage noch das Völkerrecht? – Aufkündigung des JCPOA klaglos geschehen. Auch die unter Trump verschärften Sekundärsanktionen, die Unternehmen aus Drittstaaten zwangen, sich aus dem Iran-Geschäft zurückzuziehen, wenn sie weiterhin Geschäfte in den oder mit den USA tätigen wollten, nahmen die Europäer lediglich zur Kenntnis. Hiervon betroffen waren innerhalb der EU vor allem deutsche Firmen.

			Auf diese (alt-)neue Politik des »maximalen Drucks«, so das Framing Trumps, reagierte die iranische Führung mit maximalem Gegendruck. Welche Alternative hätte sie auch gehabt? Zwar stieg sie ihrerseits nicht aus dem Atomabkommen aus und erlaubte auch weiterhin IAEA-Inspektionen, doch trieb sie die Uran-Anreicherung langsam, aber stetig nach oben, über die erlaubten Grenzen hinaus. Als Faustpfand für weitere Verhandlungen. Die Ansage aus Teheran lautete wieder und wieder: Wir können über alles reden, aber nicht unter Zwang. Dennoch ließ die Regierung Trump nicht von ihrer Strategie ab. Ihr ging es nicht um Augenhöhe, vielmehr suchte sie die iranische Wirtschaft mit Hilfe von immer weiter gefassten Sanktionen endgültig in den Ruin zu treiben und ein politisches Diktat aus US-amerikanischen und israelischen Forderungen zu erzwingen.[40]

			

			Das gelang jedoch nicht. Zugute kamen dem Iran die veränderten geopolitischen Rahmenbedingungen. Sie trugen dazu bei, die westliche Sanktionsorgie in weiten Teilen ins Leere laufen zu lassen, zum Nutzen Chinas und Russlands. 2021 haben sich Peking und Teheran auf eine »strategische Partnerschaft« verständigt, wirtschaftlich wie auch militärisch. Demzufolge wird China innerhalb der nächsten 25 Jahre 400 Milliarden US-Dollar in alle Bereiche der iranischen Wirtschaft investieren, darunter der Energiesektor, das Bankwesen, die Telekommunikation, Häfen, Eisenbahnen und Dutzende weitere Projekte. Am 13. Juni 2025 bombardierte Israel erstmals den Iran – am Tag zuvor war der erste Güterzug der neuen Bahnverbindung Peking-Teheran in der iranischen Hauptstadt eingetroffen.

			Im Gegenzug erhält China, ebenfalls für 25 Jahre, zu Vorzugsbedingungen iranisches Erdöl und Erdgas. Die Chinesen agieren hier sehr diskret, um nicht ihrerseits US-Sekundärsanktionen zu provozieren. Der Weg aber ist gewiesen, die Sanktionshybris droht mittelfristig ein stumpfes Schwert zu werden. 2024 schloss sich der Iran der BRICS-Allianz an, dem Staaten- und Wirtschaftsbund des Globalen Südens unter Führung Chinas und Indiens, der seinerseits versucht, ein Gegengewicht zum allzeit drohenden Sanktionsregime Washingtons und der US-Dollardominanz im globalen Handel zu bilden.

			Russland und China machen mobil

			Im Juli 2022 haben die russische Gazprom und die National Iranian Oil Company ein »Memorandum of Understanding« im Wert von 40 Milliarden US-Dollar unterzeichnet. Damit wollen die beiden Länder mit den größten Gasreserven der Welt eine Art »Gas-OPEC« begründen, um die globale Preisgestaltung in ihrem Sinn zu beeinflussen. Russland verfügt über 48 Billionen Kubikmeter an Gasreserven, der Iran über 38 Billionen. Katar, der weltgrößte LNG-Produzent, besitzt die drittgrößten Gasreserven und erwägt, sich diesem entstehenden Kartell anzuschließen – was angesichts der gemeinsamen Ausbeutung von Gasfeldern im Persischen Golf mit dem Iran nur folgerichtig wäre.

			Gleichzeitig haben sich Russland und der Iran auf den Bau von neuen Pipelines und »garantiert sanktionsfreien Handelskorridoren« (Putin) verständigt. Eine fast fertiggestellte Eisenbahn- und Straßenverbindung (»Nord-Süd-Transportkorridor«) führt von Russland über Aserbaidschan in den Iran und weiter in Richtung Persischer Golf, eine andere verläuft bis zum Kaspischen Meer und weiter per Schiff in den Iran. Auf dem Landweg geht es dann in Richtung Indischer Ozean zur Hafenstadt Chabahar unweit der pakistanischen Grenze und weiter, auf dem Seeweg, in Richtung Indien.

			Der Iran wird dabei zur »logistischen Brücke« nicht allein für Russland, sondern auch, im Rahmen der Neuen Seidenstraße, für China. Hier entsteht ein gewaltiger Verkehrsknotenpunkt und Transitraum innerhalb des Globalen Südens. Auch vor diesem Hintergrund unterzeichneten Moskau und Teheran im Januar 2025 den »Vertrag über eine umfassende strategische Partnerschaft« (Treaty on Comprehensive Strategic Partnership), der auch eine militärische Zusammenarbeit beinhaltet, ohne Beistandsgarantie allerdings. Dazu gehört nicht zuletzt die russische Lizenzproduktion iranisch entwickelter Drohnen zum Einsatz in der Ukraine. Was hier entsteht, im Dreieck Teheran-Moskau-Peking, ist noch lange nicht vollendet und wird sicherlich auch von Rückschlägen begleitet sein. Wie aber will die Regierung Trump, im erweiterten Sinn der kollektive Westen, vor diesem Hintergrund den Iran in die Knie zwingen?

			Die Aufkündigung des Atomabkommens festigte die Strategie der Heiligen Verteidigung innerhalb der iranischen Führung. Aus ihrer Sicht bestand die einzig angemessene Antwort auf den stetig wachsenden Druck der USA darin, noch mehr Gegendruck zu erzeugen. Auf die zunehmenden Cyber-Angriffe und die sich häufenden Morde an iranischen Atomwissenschaftlern reagierte sie im Mai 2019 mit dem Angriff auf vier Öltanker vor der Küste der Vereinigten Arabischen Emirate. Die Botschaft richtete sich an die USA und Abu Dhabi: Sollte die Lage am Golf militärisch eskalieren, stünden die Emirate, ein enger Partner von Washington und Tel Aviv, aber auf der anderen Seite des Persischen Golfs keine 200 Kilometer Luftlinie entfernt vom Iran, sehr schnell im Visier. Überdies wäre die Versorgung der Weltwirtschaft mit Erdöl aus der Region im Kriegsfall gefährdet. Wenig später schossen die Iraner eine US-»Aufklärungs«-Drohne über ihrem Territorium ab: aus Sicht Washingtons eine ungeheure Anmaßung.

			Im September 2019 setzten Drohnen und Raketen aus dem Jemen, höchstwahrscheinlich mit iranischem Knowhow, die Ölanlagen in Abqaiq und Khurais im Osten Saudi-Arabiens in Brand. Mit dieser Widerständigkeit hatte die Regierung Trump offenbar nicht gerechnet, auch hatte sie die militärischen Fähigkeiten Irans wohl unterschätzt.

			Die Antwort erfolgte im Januar 2020, als Generalmajor Qasem Soleimani, einer der ranghöchsten iranischen Militärs, ein enger Vertrauter Khamanais und strategischer Mastermind der Vorwärtsverteidigung, auf dem Flughafen von Bagdad durch einen US-Drohnenangriff ermordet wurde. Mit ihm starben führende irakische Militärs und Politiker.[41]

			Die iranische Führung zeigte sich entsetzt. Soleimani war eine Schlüsselfigur des politischen Systems, ein enger Vertrauter Khamanais und gleichzeitig ein regelrechter Volkstribun, in weiten Teilen der Bevölkerung verehrt für sein Charisma, seine bescheidene Lebensführung und Glaubwürdigkeit. Mehr als eine Million Menschen nahm an den landesweiten Trauerfeiern anlässlich der Beerdigung Soleimanis teil. Im Irak kam es zu schweren Unruhen infolge des US-Angriffs. Aus Gründen der Gesichtswahrung reagierte Teheran auf die Ermordung mit Raketenangriffen auf die größte US-Militärbasis im Irak, Al-Asad, warnte vorher allerdings die Amerikaner. Niemand kam zu Schaden. Doch schien der Weg in Richtung weiterer Eskalation, in Richtung Krieg gleichwohl gewiesen, obwohl Teheran ihn nicht um jeden Preis gehen wollte. Trumps unkluge, von Hybris getragene, der Israel-Lobby huldigende Aufkündigung des Atomabkommens 2018 wurde zum Sargnagel jedweder Diplomatie. Die Revolutionsgarde erklomm nach der Ermordung Soleimanis den bisherigen Gipfel ihrer Macht, die Heilige Verteidigung avancierte endgültig zur »Staatsräson«.

			Zwar hatte Trumps Nachfolger Joe Biden im Wahlkampf angekündigt, er wolle den Austritt der USA aus dem Atomabkommen wieder rückgängig machen, doch geschah das nicht. Zu groß war der Gegenwind, zumal Demokraten wie Republikaner, im Einklang mit der Israel-Lobby, den Atomdeal in den Jahren zuvor massiv kritisiert hatten, da er weder das Problem des iranischen ballistischen Raketenprogramms noch dessen »schädlichen« Einfluss in der Region angehe. Was in der Natur der Sache liegt: Atomverhandlungen sind Atomverhandlungen, nicht mehr und nicht weniger. Wer jedoch nach Gründen oder Vorwänden sucht, um ganz andere Ziele zu erreichen, wird im Zweifel immer fündig. An Trumps Linie des »maximalen Drucks« änderte sich unter Biden nichts.

			Teheran seinerseits reagierte darauf mit einer nochmaligen Erhöhung des Gegendrucks. Beginnend mit Bidens Amtsantritt 2021 ist die Urananreicherung im Iran stark forciert worden, nachdem sie bereits 2019 deutlich an Fahrt aufgenommen hatte. 2025, nach Trumps erneutem Amtsantritt, ist sie ein zweites Mal markant in die Höhe geschnellt: Zum Zeitpunkt der israelisch-amerikanischen Angriffe im Juni 2025 verfügte der Iran über 9248 Kilogramm angereichertes Uran, so viel wie nie zuvor. 409 Kilogramm waren auf über 60 Prozent angereichert.[42]

			

			Einmal angenommen, der Iran wollte tatsächlich eine Atombombe herstellen, so würde es, US-Angaben zufolge, »bis zu drei Jahre« dauern, um dieses Ziel auf der Grundlage des über 60 Prozent angereicherten Urans zu erreichen.[43] Der nächste erforderliche Schritt wäre die Anreicherung auf 90 Prozent. Die israelische Behauptung, der Iran sei nur noch »wenige Wochen« entfernt von der Bombe[44], der Angriff auf den Iran daher ein notwendiger »Präventivkrieg«, ist nichts weiter als Propaganda.

			Den Amerikanern trauen?

			Unter Biden suchten die USA und Israel das iranische Atomprogramm durch weitere Sabotageakte, insbesondere in den Anlagen zur Urananreicherung und Zentrifugen-Produktion in Natanz und Karadsch, zu verlangsamen. Ergänzt um die intensivierte Ermordung von Nuklearwissenschaftlern und führenden Militärs sowie Cyberangriffe auf Industrieanlagen und das Energie- und Elektrizitätsnetz. Mit dem Ergebnis, dass die iranische Seite die Urananreicherung umso mehr vorantrieb: Die ohne Weiteres zu erkennende Dynamik zwischen Druck und Gegendruck war den Entscheidern in Washington und Tel Aviv aber offenbar egal.

			Gleichwohl nahmen die USA und der Iran 2021 in Wien erneut bilaterale Verhandlungen über das iranische Atomprogramm auf. Offiziell mit dem Ziel, zum aufgekündigten JCPOA-Abkommen zurückzukehren. Teheran war aber nicht geneigt, sich auf Washingtons zusätzlich erhobene Forderungen – Aufgabe des Raketenprogramms, Beendigung der Vorwärtsverteidigung – einzulassen. Zum einen wegen der immer engeren Beziehungen zu Russland und China, die den Sanktionsdruck minderten, wenn auch beileibe nicht aufhoben. Im Fall eines umfassenden Angriffs war aus Sicht Teherans davon auszugehen, dass Moskau und Peking ihre Eigeninteressen im Iran notfalls auch militärisch verteidigen würden, und sei es indirekt. Dafür spricht, dass Peking offenbar unmittelbar nach Ende des Zwölftagekrieges, noch im Juni 2025, in großem Umfang Boden-Luft-Raketenbatterien zur Abwehr feindlicher Angriffe in den Iran geliefert hat.[45]

			Zum anderen sah die iranische Seite keine Veranlassung, den Amerikanern zu trauen. Welche Garantien hätte sie denn, dass die USA nicht auch dieses Abkommen aufkündigen würden? Es ist sicher kein Zufall, dass dem reformorientierten Präsidenten Hassan Rohani 2021 mit Ebrahim Raisi ein ausgesprochener Hardliner im Amt folgte, der in den 1980er Jahren als Richter für Massenhinrichtungen von Oppositionellen und Volksmudschahedin, Kriegsverbündeten Saddam Husseins, verantwortlich zeichnete. Die US-Strategie des »maximalen Drucks« bewirkte auf iranischer Seite eine Neuformatierung und Intensivierung der Heiligen Verteidigung – in Gestalt der forcierten Urananreicherung.

			Der vorrangige Feind Irans in der Region waren längst nicht mehr die Golfaraber. An ihre Stelle war Israel getreten. Präsident Raisi und zahlreiche seiner Minister starben im Mai 2024 bei einem Hubschrauberabsturz. Sein Nachfolger Masoud Peseschkian ist deutlich pragmatischer und zeigt sich auch nach den Angriffen auf sein Land im Juni 2025 offen für Verhandlungen und Gespräche.

			Unterdessen hat der Iran die Zusammenarbeit mit der IAEA erst einmal ausgesetzt und deren Generalsekretär, den Argentinier Rafael Grossi, zur unerwünschten Person erklärt. Die Führung in Teheran wirft ihm vor, die Bombardierung der iranischen Atomanlagen nur sehr allgemein verurteilt zu haben, ohne den Angreifer beim Namen zu nennen, und »Spionage« für Israel zu betreiben, indem er etwa Interna weitergeleitet habe.[46]

			In der Tat ist Grossis Rolle widersprüchlich: Wiederholt erklärte er im April 2025, der Iran sei »nicht mehr weit entfernt« von einer Atombombe.[47] Einen Tag vor dem israelischen Angriff, am 12. Juni 2025, erklärte Grossi namens der IAEA gegenüber den Vereinten Nationen, der Iran »hält sich nicht an das Atomabkommen«.[48] Allerdings gibt es weder ein verpflichtendes Atomabkommen, seit Trump es 2018 aufgekündigt hat, noch war die deutlich erhöhte Urananreicherung eine neue Erkenntnis – warum also dieses Timing, wenige Stunden vor Kriegsbeginn? Um propagandistisch eine zusätzliche Vorlage zu liefern? Eine Woche später erklärte Grossi indes, es gebe »keinerlei Beweise für ein aktives Atomwaffenprogramm« im Iran.[49]

			Das »Annual Threat Assessment of the U.S. Intelligence Community« ist eine jährlich im März erstellte, von allen 18 US-Geheimdiensten gemeinsam getragene Beurteilung der weltweiten Bedrohungslage aus amerikanischer Sicht. Im März 2025 heißt es darin: »Wir halten an unserer Einschätzung fest, dass der Iran keine Atombombe baut. Khamanai hat eine Wiederaufnahme des atomaren Waffenprogramms, das er 2003 eingestellt hat, nicht autorisiert, obwohl der Druck auf ihn, genau das zu tun, wahrscheinlich zugenommen hat.«[50]

			Die Formulierung »Wir halten an unserer Einschätzung fest« bezieht sich auf die inhaltlich ähnlichen oder gleichlautenden Berichte der Vorjahre. Tulsi Gabbard, ranghöchste Vorgesetzte aller US-Geheimdienste (Director of National Intelligence), hat diese Einschätzung, ebenfalls im März 2025, in einer Anhörung vor dem Kongress wiederholt. Darauf angesprochen, erklärte Präsident Trump nach dem US-Angriff auf die iranischen Atomanlagen im Juni 2025: »Ist mir egal, was sie sagt.«[51] Woraufhin Gabbard sich umgehend korrigierte: Die Medien hätten ihre Anhörung »falsch wiedergegeben«.[52] In Wirklichkeit könne der Iran »innerhalb von Wochen« Nuklearwaffen herstellen.[53]

			Alles spricht dafür, dass die hochgefahrene Urananreicherung Teherans ein Mittel zu dem Zweck war und ist, ernsthafte Verhandlungen in Richtung Deeskalation führen zu können, auf Augenhöhe mit den USA. Dieser Ansatz verträgt sich allerdings nicht mit der Agenda des Regimewechsels, die für Washington und Tel Aviv seit Jahrzehnten prägend ist. Stattdessen glaubten – und glauben – Trump wie auch Netanjahu, sie könnten militärisch unumkehrbare Fakten in ihrem Sinne schaffen. Das Völkerrecht spielt dabei ebenso wenig eine Rolle wie Menschlichkeit oder die Bereitschaft zum Kompromiss: Might is right. Es gilt allein das Recht des Stärkeren. Das zeigt sich auch entlang der anderen großen Konfliktlinie in der Region, die mit der iranischen längst verwoben ist: am Umgang Israels mit den Palästinensern.

		


		
			Ein Nihilismus der Werte: Der Völkermord im Gazastreifen

			Am 7. Oktober 2023 erfolgte der Großangriff der Hamas und anderer auf den Süden Israels. Dieses Datum setzt eine Zäsur, die vermutlich noch sehr viel weitreichendere Folgen haben wird als die vielbeschworene »Zeitenwende«. Der Ukraine-Konflikt ist insofern überschaubar, als die involvierten Parteien sämtlich staatliche Akteure sind und sich früher oder später auf eine gemeinsame Sicherheitsarchitektur für Europa verständigen müssen. Keine der beiden Kriegsparteien wird in der Lage sein, der jeweils anderen den eigenen Willen vollständig aufzuzwingen.

			Genau das aber geschieht seit jenem Datum im Nahen und Mittleren Osten: Die USA und Israel versuchen, die Region in ihrem Sinn zu befrieden, unter militärischer Ausschaltung aller Widersacher, ob nun staatlich oder nichtstaatlich. Oberflächlich gesehen ist diese Operation zunächst auch gelungen – allerdings um den Preis eines Genozids sowie von Massenelend und Staatszerfall in einem geografisch sehr weit gefassten Raum östlich von Suez. Ein weiterer, größerer Krieg rund um das iranische Atomprogramm ist nicht eine Frage des Ob, sondern des Wann.

			Im Zentrum des Geschehens steht ein atomar bewaffnetes Sparta, ein Großisrael, das den 7. Oktober als Chance begriffen hat, die Palästinafrage endgültig in seinem Sinn zu lösen: durch Massenmord und Vertreibung, durch die Schaffung unwiderruflicher Tatsachen. Bis hin zum völkerrechtswidrigen Angriff auf den Iran, ein Land, das 75-mal größer ist als Israel (ohne besetzte Gebiete) und 2000 Kilometer weiter östlich liegt, mit dem es keine gemeinsame Grenze hat. Ein Land mit 90 Millionen Einwohnern, während in Israel sieben Millionen Juden leben. Diese Hybris wird – zunächst – austariert durch das politische Tandem mit den USA. Und begünstigt durch das viel zu lange westliche Schweigen angesichts des Grauens im Gazastreifen, nicht zuletzt durch die wohlfeile westliche und deutsche Billigung der israelischen Anmaßung gegenüber Teheran als notwendiger »Drecksarbeit«.

			Dieselben Auguren, die nicht müde werden, den russischen Völkerrechtsbruch in der Ukraine lautstark anzuprangern, schweigen gegenüber den noch viel gravierenderen Rechtsbrüchen Israels. Mehr noch, sie umgeben den jüdischen Staat mit einem Kokon der Straflosigkeit und der moralischen Entlastung in Gestalt einer »Staatsräson«, die allen Ernstes glaubt, die richtigen Lektionen aus der jüngeren deutschen Geschichte gezogen zu haben, indem man, unter Berufung ausgerechnet auf Auschwitz, einen weiteren Völkermord geschehen lässt, ihn politisch relativiert, durch Waffenlieferungen unterstützt. Zwar hat Kanzler Merz sie im August 2025 teilweise ausgesetzt, nicht aber fristlos beendet.

			Die deutsche »Erinnerungskultur« macht sich obsolet, indem sie das historisch einzig richtige Gebot des »Nie wieder!« einer israelischen Regierung dienstbar macht, die als rechtsextrem zu beschreiben fast schon eine Untertreibung ist. Das Ergebnis ist ein Nihilismus der Werte, die Auflösung jedweder ethischen Norm, von Recht und Gesetz, es triumphiert die Gewalt über den Humanismus. Ein Rückschritt für die Menschheit, ein großer Schritt vorwärts für Ultrarechte, für Demagogen, für die Milliardärs-Kaste rund um das Projekt »Gaza Riviera«.

			Der 7. Oktober 2023 hat mehrere Ebenen, faktische und symbolische. Mehr als 1200 Israelis wurden an diesem Tag ermordet, mehr als 250 in den Gazastreifen entführt. Erstaunlicherweise (bezeichnenderweise?) sind die genauen Umstände bis heute nicht bekannt. Die israelische Regierung lehnt es kategorisch ab, eine parlamentarische Untersuchungskommission zu den Hintergründen einzurichten.

			Folglich sind naheliegende Fragen kaum zu klären: Wie kann es sein, dass die israelischen Geheimdienste, die ansonsten beispielsweise die Aufenthaltsorte iranischer Atomwissenschaftler genau zu bestimmen in der Lage sind (um sie anschließend zu ermorden), über Monate hinweg nichts von den Vorbereitungen zu diesem Großangriff mitbekommen haben (wollen)? Ungeachtet wiederholter Warnungen etwa seitens ägyptischer Behörden, amerikanischer Geheimdienste, sogar aus den Reihen der eigenen Armee? Wieso war die ansonsten hochgesicherte Grenze zum Gazastreifen, der sich von palästinensischer Seite auch nur auf 100 Meter zu nähern üblicherweise einem Todesurteil gleichkam, an jenem Tag so gut wie nicht gesichert? Weshalb konnten Hunderte Angreifer die mit Bewegungsmeldern und Überwachungskameras regelrecht übersäten Grenzanlagen faktisch überrennen?

			Nicht zuletzt auch: Wie viele Israelis starben durch palästinensische Kugeln, wie viele durch israelische? Denn die offiziell nicht bestehende, doch offenkundig angewandte »Hannibal-Direktive« israelischer Sicherheitskräfte besagt, dass sie im Fall von Entführungen gehalten sind, ohne Rücksicht auf Verluste unter den Geiseln Gewalt anzuwenden, bis hin zum Einsatz von Kampfhubschraubern und Panzern.

			»Zerstörung, nicht Genauigkeit«

			Seit dem Holocaust sind nicht so viele Juden gleichzeitig umgebracht worden wie an jenem 7. Oktober. Es braucht nicht viel Empathie, um nachzuempfinden, welche kollektiven Traumata dieser Tag auf jüdischer Seite ausgelöst hat, weit über Israel hinaus. Doch blieb keine Zeit für Trauer, für ein Innehalten und Nachdenken. Kaum war die monströse Tat geschehen, wurde sie von der radikalsten Regierung in der Geschichte Israels bereits politisch instrumentalisiert. Erkennbar daran interessiert, vom eigenen Versagen abzulenken und die kommende Barbarei im Gazastreifen zu rechtfertigen, stilisierten Premier Netanjahu und sein politisches Umfeld die Konfrontation mit der Hamas zu einer Art Armageddon, einem heilsgeschichtlichen Endzeitkampf zwischen Gut und Böse – selbstverständlich unter Ausklammerung jedweder Vorgeschichte. Nichts weniger als das Schicksal der Menschheit stünde auf dem Spiel, so der Tenor von Netanjahus Ausführungen in seinem ersten Interview nach dem Großangriff, auf CNN: »Es ist eine Schlacht zwischen Zivilisation und Barbarei. Und wenn wir hier nicht gewinnen, zieht der Kelch weiter.«

			Unmittelbar nach dem Angriff stand eine vermeintliche Gewissheit sofort im Raum: Mastermind der Operation sei Teheran. Das wusste und verkündete Netanjahu bereits, bevor er auch nur darüber nachdenken konnte, wie der von ihm verantwortete Militär- und Sicherheitsapparat einen derart brachialen Überfall überhaupt hatte zulassen können. Möglicherweise mangels Masse in Sachen Iran schwenkten Israels Entscheider sehr schnell auf bewährte rhetorische Gleitmittel um: Israels Krieg gegen die Palästinenser zu kritisieren, sei antisemitisch und/oder besorge das Geschäft der Hamas. Die offizielle Darstellung der Ereignisse am 7. Oktober infrage zu stellen – darunter auch die propagandistisch sehr wirkmächtige, aber erfundene Behauptung, die Terroristen hätten Babys geköpft –, komme einer Holocaust-Leugnung gleich.

			Kriege werden bekanntlich nicht allein militärisch entschieden, sondern auch an der Meinungsfront. Dass Israel auf diesen Großangriff reagieren musste, war offenkundig. Das entspricht der Logik von Machtpolitik. Die israelische Antwort ist jedoch über alle Maßen zerstörerisch ausgefallen, und zwar von Anfang an, sodass der dahinterliegende, vorsätzliche Vernichtungswille kaum zu übersehen ist. Dabei geht es nicht um einen Krieg gegen die Hamas, sondern um einen Krieg gegen die Palästinenser als Volk. Ganz offenkundig hat die Regierung Netanjahu das weit verbreitete Bedürfnis nach Rache und Vergeltung genutzt, um ihrer Vision eines ethnisch homogenen Großisrael näher zu kommen: indem die Lebensgrundlagen im Gazastreifen so umfassend zerstört werden, dass der angestrebte Exodus möglichst vieler Palästinenser fast schon wie ein Akt der Menschlichkeit daherkommt.

			Diesen Weg zu beschreiten, bedeutet, wie in jedem Krieg, den Gegner umfassend zu entmenschlichen, zu dämonisieren und damit zum Abschuss freizugeben. So erklärte Israels Verteidigungsminister Yoav Galant am 9. Oktober 2023: »Wir bekämpfen menschliche Tiere und handeln entsprechend.« Tags darauf legte er nach: »Zurückhaltung gibt es für uns nur noch in Maßen. Wir werden jeden töten, gegen den wir kämpfen, wir setzen alle Mittel ein.« Ein Sprecher der Armee ergänzte: »Der Schwerpunkt liegt auf Zerstörung, nicht auf Genauigkeit.«[54]

			Präsident Jitzchak Herzog präzisierte am 13. Oktober 2023, es gäbe keine unschuldigen Palästinenser im Gazastreifen. Sie seien kollektiv verantwortlich für das, was geschehen war. Er warf ihnen vor, »das böse Regime, das die Macht mit einem Staatsstreich an sich gerissen hat«, nicht bekämpft zu haben.[55] Als er das sagte, hatte die israelische Armee angesichts der bevorstehenden Bodenoffensive gerade erst 1,1 Millionen Palästinenser im Norden des Gazastreifens aufgefordert, in den Süden zu fliehen – die erste von mittlerweile unzähligen Vertreibungsordern. Der stellvertretende Knesset-Sprecher Nissim Vaturi schrieb auf X, die Israelis verfolgten ein gemeinsames Ziel, nämlich »den Gazastreifen vom Antlitz der Erde zu tilgen«. Und der Minister für kulturelles Erbe, Amichai Elijahu, empfahl Israel, eine Atombombe auf Gaza zu werfen – »unschuldige Zivilisten« gäbe es dort nicht.[56]

			

			Im November legte der Generalmajor a. D. und ehemalige Leiter des Nationalen Sicherheitsrates, Giora Eiland, nach und erklärte, die Ausbreitung tödlicher Krankheiten im Gazastreifen helfe Israel, seine Kriegsziele zu erreichen, die gesamte Bevölkerung dort sei ein legitimes Ziel.[57]

			Landwirtschaftsminister Avi Dichter frohlockte, ebenfalls im November: »Wir sind gerade dabei, in Gaza die Nakba 2023 zu verwirklichen.«[58] Als »Nakba«, als »Katastrophe«, wird im Arabischen die systematische und vorsätzliche Vertreibung von mehr als der Hälfte der damaligen palästinensischen Bevölkerung, rund 750000 Menschen, im Zuge der israelischen Staatsgründung 1948 bezeichnet. Diese und ähnliche Aussagen führender Vertreter des jüdischen Staates fanden später Eingang in die beim Internationalen Gerichtshof eingereichte Klage Südafrikas gegen Israel wegen Völkermordes.[59]

			Mit Rache und Vergeltung allein ist dieser vorsätzliche Vernichtungswille nicht zu erklären. Die Absicht der Regierung Netanjahu ist offenkundig: die Lebensgrundlagen der Palästinenser im Gazastreifen, zunehmend auch im Westjordanland, durch Terror, Gewalt und Hunger so umfassend zu zerstören, dass sie sich »freiwillig« bereit erklären, ihre Heimat unwiderruflich zu verlassen. Im Ergebnis läuft das auf einen Völkermord hinaus – entsprechende Klagen sind vor dem Internationalen Gerichtshof und dem Internationalen Strafgerichtshof, beide in Den Haag, anhängig. Letzterer hat gegen Netanjahu und den vormaligen Verteidigungsminister Yoav Galant wegen des Verdachts auf Völkermord 2024 einen internationalen Haftbefehl ausgestellt, den zahlreiche westliche Staaten aber erklärtermaßen zu ignorieren beabsichtigen. Die USA ohnehin, aber auch Ungarn und Deutschland etwa.

			Die Vereinten Nationen, Amnesty International, Human Rights Watch und zahlreiche andere internationale (Hilfs-)Organisationen haben umfassend dargelegt, warum sie die israelische Kriegsführung im Gazastreifen als Genozid bezeichnen.[60] Hauptsächlich aus den folgenden Gründen: die systematische Zerstörung jedweder Infrastruktur, allen voran die Gesundheitsversorgung, die israelische Blockade der Versorgung mit Lebensmitteln, Energie, Treibstoff, die großflächige Bombardierung von Städten und Dörfern (80 Prozent aller Gebäude im Gazastreifen waren, Stand Juli 2025, entweder Ruinen oder unbewohnbar), die regelmäßige Aufforderung zur Flucht in vermeintlich geschützte, dann aber bombardierte und beschossene »Sicherheitszonen«, die unterschiedslose, auch KI-generierte Tötung von Zivilisten und Kombattanten – mindestens zwei Drittel der nach Zehntausenden zählenden Toten sind Frauen und Kinder.

			Das Land gehört uns

			Allein im ersten Monat der israelischen Angriffe sind zwischen Mitte Oktober und Mitte November 2023 rund 6000 Bomben über einem Gebiet von 360 Quadratkilometern abgeworfen worden – einer Fläche, kleiner als die der Stadt Bremen –, mit einer Sprengkraft von zwei Atombomben.[61] Auch sämtliche Hochschulen, Bildungs- und kulturelle Einrichtungen, Moscheen, Kirchen, Museen wurden weitgehend dem Erdboden gleichgemacht oder schwer beschädigt. Der israelische Feldzug richtet sich nicht allein gegen Menschen, sondern auch gegen Geschichte und Kultur der Palästinenser, die es offenbar ebenso auszumerzen gilt. Es ist offenkundig, dass die israelische Armee Ärzte und Berichterstatter tötet. Ausländischen Journalisten ist die Einreise in den Gazastreifen untersagt (sofern sie nicht als eingebettete Sprachrohre der israelischen Armee unterwegs sind).

			Wie aber erklärt sich dieser in Israel sehr weit verbreitete Wunsch nach einem ethnisch möglichst homogenen, jüdischen Israel, ohne Rücksicht auf die Palästinenser? Einer von der israelischen Zeitung Haaretz im Juni 2025 veröffentlichen Umfrage zufolge befürworten 82 Prozent der befragten Israelis die gewaltsame Vertreibung der Palästinenser aus dem Gazastreifen. 56 Prozent sprachen sich dafür aus, auch die Palästinenser mit israelischem Pass, die überwiegend in Galiläa leben, zu vertreiben.[62] Der amerikanisch-israelische Holocaust-Forscher Omer Bartov warnte bereits im November 2023 davor, dass der Weg von einer ethnischen Säuberung zum Genozid nur ein kurzer sei.[63]

			Die Antwort auf diese entscheidende Frage nach dem Warum findet sich in der Geschichte des Zionismus, der jüdischen Nationalbewegung, als welche sie ihre Anhänger ansehen. Ursprünglich entstanden als Reaktion auf den in Europa weitverbreiteten Antisemitismus, war sie seit ihren Anfängen im frühen 20. Jahrhundert stets auch eine siedlerkoloniale Bewegung, die wenig bis gar keinen Wert darauf legte, Palästina, das Land zwischen Mittelmeer und Jordanfluss, mit anderen zu teilen. Die durch Theodor Herzl, den politischen Impulsgeber des Zionismus, berühmt gewordene Devise »Das Land ohne Volk für das Volk ohne Land« entsprach keineswegs dem tatsächlichen Kenntnisstand der damaligen zionistischen Anführer. Ihnen war von Anfang an bewusst, dass ihre territorialen Ambitionen ein von Arabern bewohntes Land betrafen, und sie machten sich schon in den Anfangstagen ihrer Bewegung recht unmissverständlich Gedanken darüber, wie mit ihnen zu verfahren sei. So nahm der 1904 verstorbene Herzl in seinen Tagebüchern bereits den späteren Gang der Ereignisse vorweg. Er schlug vor, dem Zeitgeist der damaligen kolonialen Besitzansprüche gegenüber »Nichteuropa« folgend, dass sich die Zionisten zunächst in ausreichender Weise den Grundbesitz der arabischen Bevölkerung aneignen. Die Einheimischen sollten »unbemerkt« über die Grenze in Nachbarländer geschafft werden, nachdem sie zuvor die gröbste Kolonialisierungsarbeit im künftigen Judenstaat geleistet hätten. Davon abgesehen dürfe den Arabern keine Arbeit gegeben werden; auch sei es der »eingeborenen Bevölkerung« untersagt, von Juden erworbenes Land zu erstehen.[64]

			Dergleichen Überlegungen waren jedoch eher für Insider bestimmt – nach außen hin stellten zionistische Vertreter die Existenz einer einheimischen Bevölkerung vorzugsweise infrage oder verleugneten sie. Damals wie heute, bis hin zum berühmten Diktum von Premierministerin Golda Meir aus dem Jahr 1969: »So etwas wie Palästinenser hat es nie gegeben.« Fast wortgleich äußerte sich Netanjahus Finanzminister Bezalel Smotrich 2023, der sich selbst als »homophoben Faschisten« bezeichnet: »So etwas wie Palästinenser hat es nie gegeben, weil es so etwas wie ein palästinensisches Volk nicht gibt.«

			Die gewaltsame Vertreibung der Palästinenser, damals als »Transfer« bezeichnet, zieht sich als gedankliche rote Linie durch die Schriften fast aller zionistischen Vordenker und maßgeblichen Entscheider bis zur Staatsgründung Israels 1948. Vor diesem Hintergrund erklärt sich auch die damalige Vertreibung von mehr als der Hälfte der palästinensischen Bevölkerung aus ihrer Heimat. So gesehen hat der oben zitierte Landwirtschaftsminister Avi Dichter recht, wenn er sagt, man sei in Gaza dabei, die zweite Nakba zu verwirklichen. Die sich seit Jahrzehnten fortschreibende Geschichte aus Gewalt und Gegengewalt geht zurück auf die Inbesitznahme Palästinas durch jüdische Einwanderer, deren zionistische, später israelische Führung keine Veranlassung sah und sieht, dem nächsten Nachbarn auf Augenhöhe zu begegnen. Geschweige denn, die Rechte der Palästinenser anzuerkennen, ihnen Raum zu geben für einen eigenen Staat.

			Ein Unrechtsbewusstsein fehlt im zionistischen Mainstream bis heute fast vollständig. Stattdessen galt und gilt es, die unliebsamen Konkurrenten um Land und Boden entweder mit Gewalt zu unterdrücken oder aber sie zu vertreiben. Wie auch im Zuge des Sechstagekrieges 1967, als noch einmal fast 350000 Palästinenser, vor allem aus dem Westjordanland, in Richtung Jordanien vertrieben wurden.

			

			Haaretz schelanu – das gesamte, vermeintlich biblisch verheißene Land zwischen Mittelmeer und Jordanfluss gehört uns, den Juden. Diese Haltung war und ist in Israel weitgehend Konsens, ungeachtet der politischen Lager. Das israelisch-palästinensische Friedensabkommen, 1993 auf dem Rasen des Weißen Hauses unterzeichnet, wurde umgehend von den Initiatoren des »Clean Break« torpediert, wie ausgeführt. Davon unabhängig begann unmittelbar nach dessen Unterzeichnung der bis dato größte Siedlungsausbau seit Beginn der Besatzung 1967, als Israel im Zuge des Sechstagekrieges das Westjordanland mit Ostjerusalem, den Gazastreifen, den ägyptischen Sinai und die syrischen Golanhöhen eroberte. Der damalige Handschlag zwischen PLO-Chef Jassir Arafat und Premier Jitzchak Rabin erfolgte zu einer Zeit, als die Ära der »Sozialdemokratie«, die Israels Politik seit 1948 geprägte hatte, ihrem Ende entgegenging. Auch die dortigen »Sozialdemokraten« lehnten die Gründung eines palästinensischen Staates mehrheitlich ab, gaben sich nach außen hin jedoch verhandlungs- und kompromissbereit. Im Gegensatz zu den Ultrarechten, welche die Macht in den 1970ern zu erobern begannen und sie spätestens seit der Ermordung Rabins 1995 weitgehend uneingeschränkt ausüben. Diese Kreise scheren sich wenig um ihre Außendarstellung.

			Die über Jahrzehnte stärkste Partei Israels, die »Arbeitspartei«, ist heute nur noch ein Schatten ihrer selbst, eine Nischenpartei in Auflösung. Auch aus demografischen Gründen: Nicht mehr die mittelosteuropäischen Einwanderer aus der Zeit der Staatsgründung stellten und stellen die Mehrheit der jüdischen Bevölkerung, sondern Neueinwanderer aus arabischen Staaten und der ehemaligen Sowjetunion. Als Angehörige überwiegend unterer sozialer Schichten zeigten und zeigen sie sich für suprematistische Weltbilder empfänglich. Hinzu kommen fanatisierte Siedler aus dem Umfeld religiöser Zeloten, viele von ihnen sind gut situierte Mittelschichtsangehörige aus Brooklyn, New York – offenbar auf Sinnsuche.

			Die Ultraorthodoxen, die Haredim, jüdische Fundamentalisten, gelten ihrerseits, gelinde gesagt, nicht als proarabisch. In der genannten Haaretz-Umfrage plädierten sie zu 97 Prozent für die gewaltsame Vertreibung der Palästinenser aus dem Gazastreifen. Das ist auch deswegen bemerkenswert, weil sie ihrerseits größtenteils Einwanderer oder deren Nachfahren aus arabischen Ländern sind. Psychologen würden hier möglicherweise eine dissoziative Störung wahrnehmen.

			Freibrief für mehr Krieg?

			Simha Flapan, einer der ersten »neuen Historiker« in Israel, die sich verstärkt seit den 1980er Jahren kritisch mit den beschönigenden Gründungsmythen des jüdischen Staates auseinandersetzen, sieht eine historische Kontinuität zwischen der zionistischen Haltung gegenüber den Palästinensern in den Jahren 1917 bis 1948 und der späteren israelischen Politik. Deren grundlegende Prinzipien sind laut Flapan die folgenden: Aufbau eines eigenen wirtschaftlichen und militärischen Potenzials als Grundlage für Macht und Einfluss; Bündnis mit der jeweils relevanten Großmacht außerhalb des Nahen Ostens (zunächst Großbritannien, später die USA); Nichtanerkennung einer palästinensischen nationalen Entität; Selbstwahrnehmung zivilisatorischer Überlegenheit in einer unterentwickelten Region; wo immer möglich, Segregation zwischen Juden und Arabern; Frieden durch militärische Stärke.[65]

			Unter der Ägide der ultrarechten, um nicht zu sagen: faschistoiden, Premiers Ariel Scharon und Benjamin Netanjahu verfolgt die israelische Politik seit der Jahrtausendwende verstärkt die Verwirklichung des Projektes »Großisrael«, also die territoriale Einverleibung des gesamten historischen Palästinas in den jüdischen Staat. Die organisatorischen und logistischen Anfänge dieses Projektes reichen zurück in die frühen 1960er Jahre.[66] Wohlgemerkt noch in die Zeit vor dem Sechstagekrieg 1967, als Israel zur Besatzungsmacht wurde. Anders gesagt: Es geht um die Annexion zunächst des Westjordanlandes (die Golanhöhen und Ostjerusalem wurden schon 1981 völkerrechtswidrig annektiert), parallel zur Entrechtung der Palästinenser und dem Fernziel ihres »Transfers« nach – wohin auch immer.

			Dann kam der 7. Oktober. Der Großangriff und die mehr als 1200 jüdischen Opfer lieferten der israelischen Regierung den idealen Vorwand, um die Palästinafrage endgültig in ihrem Sinn zu lösen. Im Ergebnis läuft das hinaus auf Massenmord und ethnische Säuberung. Gegenwärtig vor allem im Gazastreifen, doch haben Armee und Siedler im Windschatten des dortigen Genozids und weithin unbeachtet von der hiesigen Öffentlichkeit auch im Westjordanland bereits Zehntausende Palästinenser gewaltsam vertrieben, gehören Landraub, Mord und Totschlag auch dort längst zum Alltag.[67] Die Bilder jüdischer Fanatiker, wie sie, teils mit Äxten und Eisenstangen bewaffnet, auf den Straßen Jagd auf Palästinenser machen, erinnern fatal an deutsche Pendants in dunklen Zeiten.

			Da die rund 2,3 Millionen Palästinenser im Gazastreifen, die meisten von ihnen sind Vertriebene oder deren Nachkommen aus der Zeit der Nakba und des Sechstagekrieges 1967, ihre Heimat kaum freiwillig verlassen werden (wohin auch?), ist es ebenso menschenverachtend wie folgerichtig, gezielt ihre Lebensbedingungen zu zerstören. Bis sie, infolge von Hunger, Elend und Perspektivlosigkeit, dann doch ihrer »freiwilligen Ausreise« zustimmen. Zunächst vermutlich in den Sinai. Jedenfalls soll Netanjahu US-Präsident Biden bereits unmittelbar nach Beginn des Gaza-Krieges gebeten haben, Druck auf die ägyptische Regierung auszuüben, um palästinensische Vertriebene in großer Zahl aufzunehmen.[68] Darüber hinaus versteht Netanjahus Regierung den 7. Oktober als Freibrief für »mehr Krieg«, so Haaretz. In einem ersten Schritt ging und geht es ihr darum, »den Terror zu bekämpfen« und die Hamas »auszuschalten« – nachdem Netanjahu sie zuvor indirekt über Jahre hinweg finanziell unterstützt und aufgewertet hat, um gleichzeitig, unter Verweis auf ebenjenen »Terror«, jedwede politische Lösung zu sabotieren.[69] Der nächste Schritt: Angriff auf den Libanon zwecks »Enthauptung« der Hisbollah. Und schließlich: die Bombardierung Irans, des »Terrorsponsors« schlechthin.[70]

			Mit anderen Worten: Die Regierung Netanjahu hat den Großangriff der Hamas als Chance verstanden und genutzt, die Region ein für alle Mal eigenen »Sicherheitsbedürfnissen« unterzuordnen und sämtliche Widersacher ohne Rücksicht auf Verluste oder geopolitische Konsequenzen niederzuringen. Mit Wissen, Unterstützung und Billigung der US-Regierung, die alle dafür erforderlichen Waffen bereitstellt (auf Platz zwei der Lieferanten steht Deutschland) und erst die Notbremse zog, als der Krieg gegen den Iran im Juni 2025 außer Kontrolle zu geraten drohte. Es fällt schwer zu glauben, dass dergleichen weitreichende Entscheidungen erst am 8. oder 9. Oktober getroffen wurden. Realitätsnäher erscheint die Annahme, dass hier im Voraus bereits umfassend geplant worden ist. So gesehen verwundert kaum, dass die Befreiung der Geiseln in der Hierarchie der Wertigkeiten nur eine sehr untergeordnete Rolle spielte. Jedenfalls hat die Regierung Netanjahu mehrfach die von den USA, Katar und Ägypten diesbezüglich getroffenen Vereinbarungen mit der Hamas unterlaufen und stattdessen die Hungerblockade ausgeweitet.

			Es würde den Rahmen dieses Buches übersteigen, eine detaillierte Chronik des Gaza-Krieges zu erstellen. Stattdessen soll im Folgenden exemplarisch aufgezeigt werden, wie die israelische Seite politisch geschickt – besser gesagt: skrupellos – und systematisch darauf hingewirkt hat, den Hunger »erfolgreich« als Kriegswaffe einzusetzen.

			

			Am Anfang steht die UNRWA (United Nations Relief and Work Agency), das Hilfswerk für palästinensische Flüchtlinge, 1950 von den Vereinten Nationen ins Leben gerufen. Ihre Aufgabe war und ist es, sich um die Vertriebenen der Nakba und deren Nachkommen in den arabischen Aufnahmeländern, im Westjordanland und im Gazastreifen zu kümmern. Für Flüchtlingsfragen wäre aufseiten der UN eigentlich die 1946 gegründete International Refugee Organisation (IRO) zuständig gewesen. Diese Organisation aber bemüht sich um eine Rückkehr Vertriebener – für Israel nicht akzeptabel. Entsprechend ist die UNRWA nicht befugt, die Rückkehr der Palästinenser in ihre Heimat zu betreiben. Außerdem hatte die IRO nach dem Zweiten Weltkrieg jüdischen Flüchtlingen geholfen. Zionistische Organisationen wollten unbedingt vermeiden, dass es zu Vergleichen zwischen jüdischen und palästinensischen Flüchtlingen kommt oder beide in einem Atemzug genannt werden.

			Da sich der Flüchtlingsstatus vererbt, beläuft sich die Zahl der registrierten palästinensischen Flüchtlinge heute auf rund sechs Millionen Menschen. Anspruchsberechtigt sind ausschließlich solche Vertriebene der Nakba, die sich innerhalb eines vorgegebenen damaligen Zeitfensters registrieren ließen. Die übrigen zählen nicht dazu, auch nicht jene des Krieges von 1967.

			Die UNRWA leistet humanitäre Hilfe, vor allem bietet sie Dienstleistungen in den Bereichen Bildung und Gesundheit an. Gleichzeitig ist sie ein wichtiger Arbeitgeber, weswegen sie einen entscheidenden Beitrag zum Erhalt regionaler Stabilität leistet. Die israelische Seite hat der UNRWA regelmäßig vorgeworfen, die Flüchtlingsfrage künstlich am Leben zu erhalten, anstatt die Palästinenser in die Aufnahmeländer zu integrieren. Das aber ist nicht ihre Aufgabe und in Gesellschaften, die stark von Ethnizität, Clan- und Stammesstrukturen geprägt sind, auch nicht unproblematisch.

			

			»Die Zerstörung muss sofort beginnen«

			Aus der Perspektive israelischer Machteliten, welche die Nakba nach Kräften historisch zu entsorgen suchen, ist allein die jahrzehntelange Existenz der UNRWA eine Provokation – eine fortlaufende Erinnerung an das selbst verursachte Unrecht. Entsprechend wurden seit Langem schon Antisemitismus-Vorwürfe erhoben. So heißt es etwa, die an den UNRWA-Schulen verwendeten Lehrbücher betrieben die Delegitimierung Israels oder förderten den Judenhass. Das in mehreren UN-Resolutionen festgehaltene Rückkehrrecht der vertriebenen Palästinenser zu thematisieren, sei antisemitisch motiviert und gefährde die Identität Israels als jüdischem Staat.[71] Schon vor dem 7. Oktober 2023 fehlte es nicht an Versuchen, die Finanzierung der UNRWA einzuschränken oder sie ganz abzuschaffen. Umso mehr, als bis dato mehr als die Hälfte ihrer Hilfsgelder in den von der Hamas kontrollierten Gazastreifen geflossen waren. Bei den beiden Hauptgeldgebern fielen dergleichen Anwürfe auf fruchtbaren Boden: Die USA stellten ihre Zahlungen 2024 vollständig ein, Berlin unterbrach sie monatelang.

			Im Dezember 2023 berichtete die Times of Israel von einem Geheimplan des israelischen Außenministeriums, die UNRWA schrittweise aus dem Gazastreifen zu entfernen und anderweitig zu ersetzen.[72] Das entspricht den Vorstellungen Netanjahus, die er im Februar 2024 für die Phase nach dem Krieg im Gazastreifen umriss. Im gleichen Sound erklärte Nora Arbell, eine Beraterin der israelischen Armee, am 5. Januar 2024 in der Knesset, dem israelischen Parlament: »Es ist unmöglich, den Krieg zu gewinnen, ohne dass wir die UNRWA zerstören, und diese Zerstörung muss sofort beginnen.« Parallel dazu nahm eine israelische Parlamentariergruppe ihre Arbeit auf, die im Ausland Lobbyarbeit dafür betreiben soll, die Zahlungen an die UNRWA einzustellen, so die israelische Zeitung Hayom.[73] Daher behauptete die Regierung Netanjahu, erstmals im Januar 2024, die UNRWA kooperiere eng mit der Hamas, in ihren Reihen fänden sich zahlreiche Terroristen, auch solche, die am Großangriff teilgenommen hätten. Belege dafür legte sie den Vereinten Nationen allerdings nicht vor.[74]

			Die israelische Entscheidung, die UNRWA politisch »auszuschalten«, beginnend im Gazastreifen, fiel also spätestens im Dezember 2023. Im Mai 2024 leitete die israelische Regierung ein Gesetzgebungsverfahren ein, das die UNRWA zur »ausländischen Terrororganisation« erklärte und jeden Kontakt zu ihr unter Strafe stellt. Dabei geht es nicht um Rhetorik: Mit ihren 13000 Mitarbeitern im Gazastreifen ist sie nicht zu ersetzen, wenn die Verteilung von Lebensmitteln gewährleistet sein soll. Alle anderen dort tätigen UN-Organisationen verfügen über gerade einmal 200 Mitarbeiter.

			Rückblick: 2007, nach dem Wahlsieg und der Machtübernahme der Hamas in der Küstenenklave, schloss Israel alle fünf Grenzübergänge, auch den über Rafah nach Ägypten. Hinein oder hinaus gelangten Palästinenser (und Ausländer) nur noch mit Sondergenehmigung. Gleichzeitig verhängte Israel eine wirtschaftliche Blockade, was bereits im Folgejahr zu Versorgungsengpässen und medizinischen Mangellagen führte. Einer von WikiLeaks ins Internet gestellten Depesche der US-Botschaft in Tel Aviv vom 3. November 2008 zufolge, gerichtet an das State Department, haben israelische Regierungsvertreter US-Beamten mitgeteilt, dass Israel beabsichtige, die Wirtschaft im Gazastreifen »an den Rand des Zusammenbruchs« zu führen, auf ein Level gerade noch oberhalb einer humanitären Krise.[75] Eine solche Blockade stellt eine Kollektivbestrafung dar und verstößt gegen das Völkerrecht – doch wen hätten solche Nebensächlichkeiten je irritiert? Die Wirtschaft im Gazastreifen kam dadurch nahezu vollständig zum Erliegen. Etwa 65 Prozent der dortigen Bevölkerung fiel bereits 2009 in die Kategorie food insecure, etwa 1,5 Millionen Menschen hatten also keinen gesicherten Zugang zu Lebensmitteln. In den Worten von Dov Weissglas, des Büroleiters von Premier Ariel Scharon: »Man muss sich das vorstellen wie bei einer Diät. Wir sorgen dafür, dass sie (die Bewohner des Gazastreifens, ML) dünner werden, aber nicht dünn genug, um zu sterben.«[76]

			80 Prozent der auf Diät Gesetzten, also mehr als zwei Millionen Menschen, waren seither angewiesen auf Lebensmittelhilfen seitens internationaler Hilfsorganisationen, allen voran der UNRWA. Die heutigen »Hungerspiele« sind keine Erfindung der jetzigen Regierung, ihre Vorgeschichte beginnt vor fast 20 Jahren. Der darin latent enthaltene »Vernichtungswille« ist längst Teil der politischen DNA der Ultrarechten. Wer bei der UNRWA die Axt anlegt, der weiß, was er tut. Der Hunger wird dergestalt zur Kriegswaffe. Wer nicht stirbt, den erwartet die Vertreibung, die ethnische Säuberung.

			Bereits im März 2024 wurde der UNRWA untersagt, Lebensmittel im Norden des Gazastreifens zu verteilen. Der Hintergrund: Die Palästinenser sollten gezwungen werden, in Richtung Süden zu flüchten, in Richtung ägyptische Grenze. Nachdem die israelische Regierung, wie bereits erwähnt, ein Gesetzgebungsverfahren eingeleitet hatte, das die UNRWA zur »ausländischen Terrororganisation« erklärte, legte die israelische Luftwaffe deren Hauptquartier in Gaza am 15. Juli 2024 in Schutt und Asche. Am 28. Oktober 2024 erklärte die Knesset die UNRWA offiziell zur »Terrororganisation« und ordnete an, dass sie zum 1. Januar 2025 ihre Aktivitäten in Israel und den besetzten Gebieten einzustellen habe.

			Das absolute Minimum an Lkw-Ladungen, derer es bedarf, um die gesamte Bevölkerung der Küstenenklave mit dem durchschnittlichen menschlichen Bedarf von 2100 Kalorien pro Tag zu versorgen, liegt nach Angaben der Hilfsorganisation Oxfam bei 221. Ideal wären 500 bis 600 Lkw. Bis etwa zum Jahresende 2024 gelangten im Durchschnitt jedoch lediglich 105 täglich dorthin. Mit dem Wegfall der UNRWA fehlte der logistische Rahmen zur Verteilung der Lebensmittel. Doch ließ die israelische Armee seit Januar 2025 ohnehin kaum noch Hilfslieferungen in den Gazastreifen.

			Am 3. März 2025 verhängte sie eine Totalblockade. Damit wurde die Hungersnot endemisch. Bezeichnend ist der Hintergrund: Im Januar hatten sich die USA, Ägypten und Katar mit der Hamas sowie Israel auf einen Deal verständigt. 25 Geiseln kamen frei, ebenso 1900 palästinensische Gefangene. Die Verteilung von Lebensmitteln sollte wiederaufgenommen werden, was aber lediglich vereinzelt geschah. Beginnend im März 2025 sollte sich die israelische Armee aus großen Teilen des Gazastreifens zurückziehen, parallel sollten in zwei Stufen sämtliche Entführte freigelassen werden.

			Das geschah aber nicht – stattdessen erfolgte die Totalblockade. Ein sehr anschauliches Beispiel für das Vorgehen der Regierung Netanjahu, die zu keinerlei ernsthaften Kompromissen bereit war und ist, um ihr eigentliches Ziel nicht zu gefährden: die Vertreibung und/oder Eliminierung der Palästinenser. Der Tod der Geiseln ist dabei einkalkuliert.

			Für das Gute

			Fast die gesamte Bevölkerung im Gazastreifen war somit der grassierenden Hungersnot ausgesetzt. Hier nun kommt die Gaza Humanitarian Foundation (GHF) ins Spiel, als »Alternative« zur UNRWA. Deren Geschäftsmodell unterstreicht, dass »Werteorientierung« auch finanziell kein Nachteil sein muss. Gleichzeitig ist die GHF ein weiteres anschauliches Beispiel für das Zusammenwirken der Regierungen in Washington und Tel Aviv beim Massenmord an den Palästinensern.

			Den ersten Aufschlag setzte die Boston Consulting Group (BCG). Nach Angaben der Washington Post hat diese Unternehmensberatung, die auch in Deutschland gut eingeführt ist, in Zusammenarbeit mit israelischen Stellen wesentlich zum Aufbau der GHF beigetragen. Der entsprechende Auftrag soll Ende 2023 erteilt worden sein. Die BCG hat demzufolge auch die Preisliste für die Einrichtung und die laufenden Kosten der vier Verteilstellen für Lebensmittel festgesetzt. Sie selbst habe angeblich unentgeltlich gearbeitet (»pro bono« – für die Nicht-Lateiner: im Wortsinn bedeutet dies »für das Gute«). Tatsächlich aber soll die BCG laut Washington Post Rechnungen über monatlich eine Million US-Dollar eingereicht haben.[77]

			Angesichts der Tötungsorgien an den dortigen Verteilstellen, dazu gleich mehr, und des damit einhergehenden Imageschadens entschuldigte sich die BCG für ihre Zusammenarbeit mit der GHF und beendete sie im Juni 2025. Zwei »Seniorpartner«, die diese Kooperation »unautorisiert« gecoacht haben sollen, wurden gefeuert.[78] Im Juli 2025 ordnete die Stiftungsaufsichtsbehörde der Schweiz an, dass die GHF ihre offenbar aus Gründen politischer Aufwertung eröffnete Zweigniederlassung in der UN-Stadt Genf schließen muss.[79]

			Gegründet wurde die Gaza Humanitarian Foundation im Februar 2025 in den USA, im Bundesstaat Delaware (bekannt als Steuerparadies), ein Gemeinschaftsprojekt der Regierungen Trump und Netanjahu. Wie sie sich finanziert, ist öffentlich nicht bekannt. Am 26. Mai 2025 nahm sie ihre Arbeit auf, tags zuvor bereits war ihr erster Direktor zurückgetreten, der ehemalige US-Marine Jake Wood. Seine Begründung lässt tief blicken. Er werde sich nicht »an irgendetwas beteiligen, das die palästinensische Bevölkerung gewaltsam entwurzelt oder umsiedelt«.[80] Gleichzeitig forderte er Israel auf, alle Grenzübergänge für Hilfslieferungen zu öffnen, und zwar in ausreichender Menge.[81] Sein Nachfolger, und auch das ist bezeichnend, wurde im Juni der evangelikale Pastor und Geschäftsmann Johnnie Moore. Seit 2016 gehört er dem evangelikalen Beratergremium Trumps an und nimmt regelmäßig an Gebetssitzungen im Weißen Haus teil. Er lobt das Vorgehen der israelischen Armee im Gazastreifen und befürwortet Trumps Plan vom Februar 2025, die Palästinenser gewaltsam von dort zu vertreiben und die Küstenenklave in eine »Riviera des Nahen Ostens« umzuwandeln.[82]

			Zusammengefasst: In einem ersten Schritt hat die israelische Regierung die UNRWA, die allein in der Lage ist, eine umfassende Versorgung der Menschen mit Lebensmitteln zu gewährleisten, durch Falschbehauptungen diskreditiert, sie zur »Terrororganisation« erklärt und ihr jede Betätigung im Einflussbereich Israels verboten. Während diese Regierung monatelang ohne Beweise behauptete, Mitarbeiter der UNRWA wären am Angriff des 7. Oktober 2023 beteiligt gewesen, hat die israelische Armee, Stand 27. Juni 2025, 317 UNRWA-Mitarbeiter im Gazastreifen getötet[83] – selbstverständlich ohne Konsequenzen. Seit Bestehen der Vereinten Nationen sind noch nie so viele UN-Mitarbeiter bei einem humanitären Einsatz getötet worden.

			Die ursprünglich 400 Verteilzentren für Lebensmittel der UNRWA im Gazastreifen wurden geschlossen und im nächsten Schritt ersetzt durch gerade einmal vier unter Regie der GHF: eines im Zentrum, drei im Süden – zuständig für die Versorgung von rund 2,3 Millionen Menschen (rund 2,2 Millionen, zieht man die Toten ab). Das kann nicht funktionieren – und das soll es auch nicht. Die GHF, in den Worten von Josep Borrell, des vormaligen EU-Außenbeauftragten, eine Truppe aus »US-Söldnern«[84], hat nur eine einzige Aufgabe: als humanitäres Feigenblatt zu dienen, während der Hunger als Massenvernichtungswaffe eingesetzt wird, um die ethnische Säuberung an den Palästinensern voranzutreiben.

			Die Verantwortlichen in Israel haben ihre Agenda allerdings niemals verhehlt. Am 9. Oktober 2023 bereits verkündete Yoav Gallant, zu diesem Zeitpunkt Verteidigungsminister: »Wir verhängen eine totale Blockade gegen Gaza … Kein Strom, kein Essen, kein Wasser, kein Treibstoff, das alles gibt es nicht mehr.«[85] (Auch diese Aussage fand Eingang in die Völkermordklage Südafrikas gegen Israel.) 2024 stellte Generalmajor a. D. Giora Eiland sein als »Plan der Generäle« bekannt gewordenes Konzept vor. Es sieht vor, die Bevölkerung im Gazastreifen sukzessive in Richtung Süden zu vertreiben und die Versorgung mit Lebensmitteln im Norden einzustellen.[86] Genau so kam es dann auch – die drei größeren Verteilzentren der GHF befinden sich im südlichen Teil. Das Ziel ist die ethnische Säuberung von Nord nach Süd: in Richtung Sinai, in Richtung ägyptischer Grenze. Ohne Anspruch auf Vollständigkeit sei auch Finanzminister Bezalel Smotrich erwähnt, der seine Regierung am 6. Juli 2025 dafür anging, dass die ohnehin spärlichen Hilfslieferungen in den Gazastreifen noch immer nicht vollständig eingestellt worden seien.[87]

			Das Bündnis für Gerechtigkeit zwischen Israelis und Palästinensern (BIP) resümiert: »Die Absicht der israelischen Behörden, die Palästinenser in Gaza durch Hunger zu vernichten, ist offensichtlich und wird offen zugegeben.«[88]

			Zwischen dem 3. März und dem 26. Mai 2025, also beinahe ein Vierteljahr, hat die israelische Armee, von einigen symbolischen Lkw-Ladungen abgesehen, keinerlei Hilfslieferungen in den Gazastreifen gelassen. An jenem 26. Mai nahm die GHF ihre Arbeit auf, bezeichnenderweise in Rafah, direkt an der Grenze zu Ägypten. Bis zum 10. Juli, nach nicht einmal sechs Wochen, waren bereits etwa 800 Palästinenser rund um die Verteilstellen erschossen, 5250 verwundet worden. Zwei Wochen später lag die Zahl der Toten bereits bei 1200.

			Die in langen Warteschlangen anstehenden Hungernden könnten zwischen Essen und Kugeln wählen, so ein UN-Bericht.[89] Die Szenen, die sich dort tagtäglich abspielen, fallen wahrhaftig in die Kategorie dystopischer Hungerspiele und sind an politisch gewolltem Zynismus kaum mehr zu überbieten. Grundsätzlich findet die Verteilung der Lebensmittel nur innerhalb kurzer Zeitfenster statt, die zu erfahren Glückssache ist. Die Hilfesuchenden haben nur wenige Minuten Zeit, um so viel Essbares wie nur möglich einzusammeln und so schnell wie möglich wieder zu verschwinden. Sie müssen jederzeit damit rechnen, dass die anwesenden israelischen Soldaten das Feuer auf sie eröffnen. Haaretz zufolge sind die Soldaten angewiesen, gezielt auf – unbewaffnete – Hungernde zu schießen, ob in der Warteschlange oder beim Auflesen der Lebensmittel.[90] Auch Mörsergeschosse und Handgranaten kommen dabei zum Einsatz.

			Zur Erinnerung: Es gibt vier (!) Verteilstellen für mehr als zwei Millionen Menschen. (Zwischenzeitlich hat Israel, in erster Linie aus taktischen Erwägungen, auch anderen Hilfsorganisationen wie etwa dem World Food Programme die Verteilung von Lebensmitteln gestattet, aber nur in sehr begrenztem Umfang und temporär.)

			Die »humanitäre Stadt«

			Laut Haaretz durchlaufen die von der Gaza Humanitarian Foundation verteilten Lebensmittel sechs Verwertungsstufen: Erzeuger, Einzelhandel, Importeur, Quartiermeister, Verteilungslager und Verpackungszentren. Dieses System sei äußerst ineffizient. Da die jeweiligen Zwischenhändler Geld verdienen wollten, verteuern sich die Lebensmittel entsprechend, sodass sich deren Lieferumfang zugunsten des Gewinns für den Handel verringert.[91] Ebenfalls laut Haaretz verteilt die GHF vorzugsweise Zwanzig-Kilo-Säcke mit Mehl, die aber nur kräftige Menschen tragen könnten – oft genug über mehrere Kilometer. Alte, Kinder oder Schwache müssen sehen, wie sie klarkommen. Der Journalist der Zeitung vergleicht die Art und Weise der Verteilung mit einem Zoo, »in dem man das Futter in den Pferch wirft und die Tiere darum kämpfen lässt«.[92]

			Es verwundert nicht, dass die GHF ihren Auftraggebern angeboten hat, nicht allein die Verteilung von Lebensmitteln zu organisieren, sondern auch Zentren zur »Entradikalisierung« von Palästinensern einzurichten und diese zur »Auswanderung« zu bewegen.[93]

			Parallel zur Aufnahme der GHF-Tätigkeit Ende Mai 2025 hat die israelische Luftwaffe ihre Angriffe auf den Gazastreifen dramatisch ausgeweitet. Zwischen Mitte Juni und Mitte Juli 2025 beispielsweise starben täglich Dutzende Menschen, an weniger schlechten Tagen um die 20 bis 30, oftmals 50 bis 80, am 1. und 2. Juli jeweils 150.[94] Und das Sterben geht weiter. Bis August 2025 sind mehr als 160000 Palästinenser verletzt worden, die meisten von ihnen Zivilisten. Nirgendwo auf der Welt gibt es, infolge der Bombardements, im Verhältnis zur Einwohnerzahl so viele Menschen mit amputierten Gliedmaßen wie im Gazastreifen. 4370 haben Bein(e) oder Arm(e) verloren, darunter 1000 Kinder und Säuglinge. Krücken oder orthopädische Hilfsmittel gibt es kaum, die Ausreise zwecks medizinischer Behandlung im Ausland erlaubt »die menschlichste Armee der Welt« (Eigenwerbung der Israel Defense Forces) nur in Ausnahmefällen.[95]

			Die Strategie ist ganz offenkundig, die palästinensische Bevölkerung durch Hunger und Bombenterror so sehr zu zermürben, in die Verzweiflung und Selbstaufgabe zu treiben, dass sie resigniert ihren letzten Gang in Richtung Exodus antritt. Den Weg dorthin wusste Verteidigungsminister Israel Katz am 7. Juli zu weisen.

			Dieser Tag hatte es in sich: Ein jüdischer Minister, der Sohn rumänischer Holocaust-Überlebender, kündigt an, eine »humanitäre Stadt« in Rafah einzurichten, die nichts anderes ist als ein Konzentrationslager. In einem ersten Schritt sollen dort 600000 Palästinenser angesiedelt werden, perspektivisch alle Bewohner des Gazastreifens.[96] Auf einem Gebiet von wenigen Quadratkilometern werden also mehr als zwei Millionen Menschen in eine Zeltstadt gepfercht, soweit der Plan, die mit Stacheldraht eingezäunt und hermetisch abgeriegelt wird. Nur dort wird es noch ein Minimum an Essen und Trinken geben. Der Clou: Wer sie betritt, darf sie nicht mehr verlassen. Es sei denn in Richtung Ägypten, so vermutlich der Hintergedanke, stößt diese »humanitäre Stadt« doch rückwärtig direkt an die Grenze.

			Im Juli 2025 begann die Armee, die Ruinen der Stadt Rafah mit Bulldozern zu räumen, um Platz zu schaffen für die Zelte. Die Details sind zum Zeitpunkt dieser Niederschrift noch nicht bekannt, aber die »Versorgung« der Menschen dürfte weiterhin der GHF obliegen, die Armee dürfte das Lager »von außen« sichern, sprich: mit Scharfschützen und Wachtürmen. Ist es Zufall, dass für diese Zeltstadt weder Strom- noch Wasserleitungen vorgesehen sind?

			Der Zeitpunkt von Katz’ Ankündigung war nicht zufällig gewählt: Netanjahu hielt sich derweil in Washington auf, um mit Trump diesen und andere Pläne für die Region zu besprechen. Widerspruch war vom US-Präsidenten mit Sicherheit nicht zu erwarten, siehe seinen »Gaza Riviera Plan« – der übrigens längst Fahrt aufgenommen hat. Im Juli 2025 berichtete die Financial Times, das Tony Blair Institute for Global Change (TBI) habe der – genau: der Boston Consulting Group und israelischen Geschäftsleuten zugearbeitet, um Pläne für den Wiederaufbau des Gazastreifens, high end, steuerfrei und möglichst ohne Palästinenser, zu entwickeln.[97]

			Tony Blair? Das war der britische Premier, der als Juniorpartner der US-Regierung Bush den Irak-Krieg 2003 propagandistisch vorzubereiten half und dafür sorgte, dass das britische Truppenkontingent beim Einmarsch das zweitgrößte nach jenem der USA war. Als Schreibtischtäter ist er mitverantwortlich für den Tod Hunderttausender Menschen infolge eines völkerrechtswidrigen Angriffskrieges, was seiner Wertschätzung in überwiegend westlichen Teilen der Welt keinen Abbruch tat. Das TBI zählt 900 Mitarbeiter in 45 Ländern. Die anvisierten Investoren des »Gaza Riviera Plans« sind allen voran offenbar das Umfeld von Donald Trump, Mohammed Bin Salman, der Regent Saudi-Arabiens, und Mohammed Bin Zayed, der De-facto-Herrscher der Vereinigten Arabischen Emirate.

			Ein Foliensatz dieses Plans, Titel: »The Great Trust«, enthält auch Vorschläge für Infrastruktur-Projekte mit Namen wie »MBS Ring« und »MBZ Zentral«. (Man beachte die feine »Ironie«: Trust bedeutet Vertrauen und Zuversicht, bezeichnet aber ebenso den Zusammenschluss mehrerer Unternehmen unter einer Dachgesellschaft, meist zum Zweck der Monopolisierung.) Vorgesehen ist auch eine »Elon Musk Smart Manufacturing Zone«. Alles eher Dubai- als Riviera-Style, inklusive vorgelagerter künstlicher Inseln. Und auch diese frohe Kunde darf abschließend nicht fehlen: Zwei israelische Wagniskapital-Investoren, die wesentlich zum Entstehen der GHF beigetragen haben, sind ebenfalls mit an Bord.[98]

			Wie sich zu solchen Menschheitsverbrechen verhalten, die in der deutschen Politik, die unter hiesigen Meinungsmachern wenig mehr als ein Schulterzucken auslösen? Vielleicht noch hier und da den einen oder anderen mahnend erhobenen Zeigefinger? Nimmt das, was da rund um den Gazastreifen geschieht, unser aller Zukunft vorweg? Geprägt von einem dauerhaft skrupelbefreiten Schulterschluss aus Großkapital und einer rechtsnational durchwirkten Zuschauer-Demokratie? Entlang der Linie: Krieg ist Frieden, Freiheit ist Sklaverei, Unwissenheit ist Stärke?

			Ist Netanjahu, so gesehen, nicht lediglich konsequent, wenn er Trump für den Friedensnobelpreis vorschlägt? Hätten den nicht letztendlich beide gleichermaßen verdient? Für ihren unermüdlichen Einsatz wider den Terror, wider den Antisemitismus weltweit? Gekrönt von einer Laudatio rund um die Höhen und Tiefen der unvermeidlichen »Drecksarbeit«?

			

			Im August 2025 berichtete die Financial Times, die Boston Consulting Group habe Pläne entwickelt, Palästinenser in Somalia und Somaliland anzusiedeln. Parallel hat die US-Regierung offenbar Gespräche in Somaliland geführt. Dabei handelt es sich um eine international nicht anerkannte, abtrünnige Provinz im Norden Somalias. Washington hat demzufolge angeboten, eine US-Militärbasis in Somaliland einzurichten und dessen Eigenstaatlichkeit anzuerkennen. Im Gegenzug müsste es Palästinenser aus dem Gazastreifen aufnehmen. Auch mit Ägypten, Jordanien und den Vereinigten Arabischen Emiraten habe es diesbezüglich Gespräche gegeben.[99]

			Völkermord rechnet sich

			Gelegentlich veröffentlichen Zeitungen Leitartikel im Namen der gesamten Redaktion. So auch Haaretz am 10. Juli 2025. Überschrift: »Israel möchte das moralischste Konzentrationslager der Welt errichten«. In dem Artikel heißt es: »Die Unterstützung, die Premierminister Benjamin Netanjahu dem kriminellen Plan von Verteidigungsminister Israel Katz angedeihen lässt, nämlich eine ›humanitäre Stadt‹ auf den Ruinen von Rafah zu errichten, die sämtliche Bewohner der Enklave einkerkern würde, ist ein moralischer und historischer Tiefpunkt für den Staat Israel und das jüdische Volk. Egal, in welche wohlfeilen Worte man diesen Schritt in Israel kleiden mag – es geht um nichts weniger als ein Konzentrationslager.« Normalerweise seien bestimmte Vergleiche in Israel nicht zulässig, aus Sicht der Befürworter der »humanitären Stadt« aber stelle sich die Frage nach den moralischen Abgründen gar nicht erst. Denn solange »kein Weg in die Verbrennungsöfen führt, … solange es keinen Holocaust gibt, ist alles in Ordnung«, könne es also demzufolge auch kein Konzentrationslager in Rafah geben. Der Krieg im Gazastreifen verfolge längst keine vertretbaren militärischen oder diplomatischen Ziele mehr. »Nur noch verwerfliche: Eine zweite Nakba und/oder den ›freiwilligen‹ Transfer aller Palästinenser.«

			Gideon Levy, Mitherausgeber von Haaretz, geht noch weiter. Er nimmt Bezug auf Mordechai Anielewicz, den Anführer des jüdischen Widerstands im Warschauer Ghetto. Lebte er noch, würde er jetzt »gebrochenen Herzens« sterben, »aus Scham und Schande« angesichts der geplanten »humanitären Stadt«. Anielewicz »hätte es niemals für möglich gehalten, dass jemand auch nur auf die Idee kommen könnte, einen dermaßen diabolischen Plan zu fassen, 80 Jahre nach dem Holocaust«. Und weiter: »Der jüdische Staat errichtet ein Ghetto. Was für ein furchtbarer Satz … Doch könnte damit der Weg gewiesen sein für eine noch viel entsetzlichere Idee: Jemand könnte vorschlagen, als Nächstes ein Vernichtungslager einzurichten … Israel tötet die Bewohner des Gazastreifens ohnehin, warum also nicht den Prozess vereinfachen und damit das Leben unserer wertvollen Soldaten schützen? … Wieder ein anderer könnte anregen, ein kompaktes Krematorium auf den Ruinen zu errichten, … zu dem der Zugang, … wie der zur ›humanitären Stadt‹ insgesamt, selbstverständlich rein freiwillig wäre.«[100]

			Fest steht, dass der Völkermord an den Palästinensern für zahlreiche Unternehmen ein lukratives Geschäft ist. Im Juli 2025 präsentierte die »Sonderberichterstatterin der Vereinten Nationen für die Menschenrechte in den besetzten palästinensischen Gebieten«, die Italienerin Francesca Albanese, einen Untersuchungsbericht, der detailliert die wirtschaftlichen Profiteure der Verbrechen, insbesondere im Gazastreifen, auflistet.[101] Insgesamt werden mehr als 1000 Firmen genannt, die Hauptprofiteure sind 48 Großunternehmen überwiegend aus den USA. Zwei Rüstungskonzerne stechen hervor, Lockheed Martin und die italienische Waffenschmiede Leonardo. Vor allem die Kampfjets F-35 und F-16 von Lockheed Martin hätten die beispiellose Luftüberlegenheit Israels ermöglicht. Schätzungsweise 85000 Tonnen Bomben sind zwischen Kriegsbeginn am 8. Oktober 2023 und dem 15. Juni 2025 über dem Gazastreifen niedergegangen. (Zum Vergleich: Die deutsche Luftwaffe hat zwischen Juni 1941 und April 1944 monatlich im Schnitt 22000 Tonnen Bomben über den unvergleichlich größeren »Ostgebieten« abgeworfen, namentlich der Sowjetunion. Seit dem Vietnam-Krieg ist keine Region der Welt so umfassend bombardiert und zerstört worden wie der Gazastreifen.) Dem Bericht zufolge sind die palästinensischen Gebiete »infolge der Endlos-Besatzung Israels der ideale Übungs- und Erprobungsort für Waffenproduzenten und Big Tech«. Die maßgeblichen Firmen »liefern fast ohne Aufsicht oder Kontrolle und sind so gut wie niemandem Rechenschaft schuldig – während die Investoren, private wie öffentliche, ihre Gewinne ohne Abzüge einstreichen«.

			Big Tech ermögliche die Sammlung, Speicherung und den Gebrauch der biometrischen Daten von Palästinensern zwecks Überwachung, was etwa hilft, deren Bewegungsfreiheit nach Belieben einzuschränken. Microsoft, Alphabet und Amazon gewähren Israel »quasi auf allen Regierungsebenen Zugang zu ihren Cloud- und KI-Technologien«. IBM hat zentrale Datenbanken zur Kontrolle von Palästinensern eingerichtet und militärisches wie Geheimdienst-Personal in Israel ausgebildet. Der Tech-Konzern Palantir sei 2024 eine strategische Partnerschaft mit Israel eingegangen und habe aus seiner Beteiligung an zahlreichen KI-generierten Massenmord-Programmen wie »Lavendel«, »Gospel« und »Where’s Daddy?« keinen Hehl gemacht. Im April 2025 erwiderte der CEO von Palantir, Alexander C. Karp, laut Untersuchungsbericht auf Anschuldigungen, seine Firma habe Palästinenser in Gaza getötet: »Meistens Terroristen, das stimmt.«

			Schwermaschinenlieferanten, darunter Caterpillar (USA), HD Hyundai (Südkorea) und Volvo (Schweden), wird vorgeworfen, »zur Zerstörung von Eigentum in den palästinensischen Gebieten beigetragen zu haben«. Buchungsplattformen wie Booking.com und Airbnb machen Geld mit der Vermittlung von Unterkünften in den besetzten Gebieten, Energielieferanten und Lebensmittelkonzerne profitierten von gestohlenem palästinensischem Land. Aufgrund der für Israel gravierenden wirtschaftlichen Folgen des Gaza-Krieges ist seine Kreditwürdigkeit von den Rating-Agenturen herabgestuft worden. Doch einige der globalen Bankengrößen, darunter die französische BNP Paribas und die britische Barclays, haben es dem israelischen Staat ermöglicht, ungeachtet dieser Herabstufung auch weiterhin zu Vorzugsbedingungen Kredite zu erhalten – was wiederum die fortgesetzten Militäreinsätze finanzieren hilft.

			Die beiden größten Profiteure des Gaza-Krieges und der israelischen Besatzung sind gleichzeitig die beiden weltweit finanzstärksten (US-)Vermögensverwalter, BlackRock und Vanguard, über ihre jeweiligen Anteile an den genannten Firmen. So hält BlackRock 8,6 Prozent der Aktien von Palantir, 8,6 Prozent von IBM, 7,5 Prozent von Caterpillar usw. Vanguard wiederum ist mit 9,2 Prozent an Lockheed Martin beteiligt und mit 9,1 Prozent an Palantir etc. Globale Versicherungskonzerne wie AXA und Allianz wiederum hätten in Aktien und Anleihen rund um die Besatzung investiert, als stille Reserve, aber auch zwecks Gewinnausschüttung.

			Liest man den Bericht der UN-Sonderberichterstatterin Albanese in Gänze, so wird deutlich: Krieg und Besatzung rechnen sich. Nicht für die Opfer, wohl aber für die Rüstungsproduzenten, die zahlreichen Zulieferer und Dienstleister – bis hinauf zum Wissenschaftsbetrieb, wo ganze Forschungsbereiche der Verbreitung israelischer Narrative dienstbar sind. Der Albanese-Bericht fordert unter anderem, Führungskräfte aus der Privatwirtschaft für Menschenrechtsverletzungen zur Rechenschaft zu ziehen: »Die Prozesse gegen Industrielle nach dem Holocaust, wie zum Beispiel der Prozess gegen die I.G. Farben, legten den Grundstein für die Anerkennung der internationalen strafrechtlichen Verantwortung von Unternehmensleitern für die Beteiligung an internationalen Verbrechen«, so Albanese. »Während das Leben in Gaza zerstört wird und das Westjordanland zunehmend Angriffen ausgesetzt ist, zeigt dieser Bericht, warum Israels Völkermord weitergeht: Weil er für viele lukrativ ist.«

			Der König hat immer recht

			US-Außenminister Marco Rubio reagierte auf »diesen Frontalangriff«, indem er der Sonderberichterstatterin der Vereinten Nationen Antisemitismus vorwarf. Man werde nicht länger hinnehmen, dass sie eine »Kampagne der politischen und wirtschaftlichen Kriegsführung gegen die Vereinigten Staaten und Israel« betreibe: »Wir stehen immer auf der Seite unserer Partner und ihres Rechts auf Selbstverteidigung.« Im nächsten Schritt verhängte die Trump-Regierung Sanktionen gegen Albanese – sollte sie über Vermögenswerte in den USA verfügen, sind die nunmehr beschlagnahmt, außerdem wurde gegen sie ein Einreiseverbot verhängt.

			Damit setzte die Trump-Regierung einen weiteren Höhepunkt in ihren seit Amtsantritt verfolgten (und bereits unter Biden eingeleiteten) Bestrebungen, jedwede öffentliche oder institutionelle Kritik an israelischer Staatsgewalt nach Möglichkeit zu delegitimieren, besser noch, zu kriminalisieren. Das erklärt die regelrechte Hetzjagd auf mehrere Rektoren und Dekane an US-Universitäten, an denen Demonstrationen rund um Gaza stattgefunden hatten. Meist mit dem Ziel, sie zum Rücktritt zu bewegen, was mehrfach auch geschehen ist. Die Dekanin der Elite-Kaderschmiede Harvard, Claudine Gay, musste im Januar 2024, begleitet von Antisemitismus-Vorwürfen, zurücktreten. Nachdem es in Harvard über Wochen hinweg zu Protesten gegen den Gaza-Krieg gekommen war, sahen sich Studenten wie Dozenten wohl orchestrierten Rufmord-Kampagnen ausgesetzt. Sie seien Antisemiten und Terrorsympathisanten, ihre Fotos und persönlichen Daten wurden im Internet verbreitet.

			Im Mai 2025 folgte ein weiterer Frontalangriff der Trump-Regierung auf Harvard. Die noch verbliebene Bundesfinanzierung der Universität im Wert von 400 Millionen US-Dollar wurde mit sofortiger Wirkung aufgekündigt. Nachdem zuvor bereits öffentliche Mittel in Höhe von 2,2 Milliarden US-Dollar gestrichen worden waren. Eine Harvard-Immatrikulation ausländischer Studenten, die deutlich höhere Studiengebühren zahlen als Inländer, verpflichtet US-Botschaften nicht länger zur Ausstellung eines Studenten-Visums. Damit entfällt eine weitere wichtige Einnahmequelle.

			An der Columbia-Universität in New York, einer weiteren Hochburg anhaltender Proteste gegen den Gaza-Krieg, mussten 2024 der Präsident und 2025 die Präsidentin zurücktreten, begleitet von den üblichen Vorwürfen. Auch dort wurden 400 Millionen US-Dollar an Bundesmitteln gestrichen. Um diese Entscheidung der Trump-Regierung rückgängig zu machen, erklärte sich die Universitätsleitung im Juli 2025 zu einer außergerichtlichen Einigung bereit: Sie zahlt 221 Millionen US-Dollar Strafe, im Gegenzug werden die staatsanwaltlichen Ermittlungen rund um die Antisemitismus-Anschuldigungen fallengelassen, fließen wieder staatliche Fördergelder.[102]

			Auch auf anderer Ebene geht es um Finanzen: US-Hochschulen sind in der Regel angewiesen auf Studiengebühren und finanzielle Zuwendungen durch wohlmeinende Förderer. An dieser Schnittstelle setzen proisraelische Lobbygruppen gerne an. Im Juli 2025 verhängte die Columbia-Universität, parallel zur außergerichtlichen Einigung, weitreichende Strafen gegen 80 Studenten wegen ihrer Teilnahme an Demonstrationen gegen den Gaza-Krieg auf dem Campus im Jahr zuvor. Teils wurden sie exmatrikuliert, teils für bis zu drei Jahre vom Studium suspendiert, teils wurden ihnen bereits erteilte Studienabschlüsse wieder aberkannt.[103] Vor diesem Hintergrund sind auch die gezielten Verhaftungen und/oder Ausweisungen von israelkritischen (ausländischen) Studenten, teilweise auch Dozenten, an US-Universitäten einzuordnen, ebenso die Verschärfung der Einreisebestimmungen. Neuerdings müssen vor allem ausländische Studenten ihre Kontakte in den sozialen Medien beim Visumantrag offenlegen, um Rückschlüsse auf ihre politische Einstellung ziehen zu können. Wer andere Ansichten als die Regierung Trump vertritt, insbesondere mit Blick auf Israel, dessen Chancen auf ein (Studenten-)Visum dürften sich kaum vergrößern.

			Auch in Deutschland steht jede Kritik an Israel, und sei sie noch so sachlich und faktenbasiert, potenziell unter Antisemitismusverdacht. Wesentlich aufgrund der »Staatsräson«. Dieser Begriff ist für sich genommen schon fragwürdig. Er geht zurück auf das autoritäre Staatsverständnis des italienischen Philosophen und Diplomaten Niccolò Machiavelli und wurde vor etwa 500 Jahren geprägt: Was auch immer der König im Interesse des Staates verfügt, ist grundsätzlich gut und richtig, solange seine Entscheidung dem Staatswohl dient. Im Zweifel also heiligt der Zweck die Mittel.

			Denjenigen, die sich heute in Deutschland auf die »Staatsräson« berufen, dürfte das kaum bewusst und im Zweifel auch egal sein. Ihnen genügt es, ein weihevolles Bekenntnis abzugeben und sich damit selbst moralisch zu erhöhen. Obwohl der Begriff »Staatsräson« nichts konkret bezeichnet und juristisch wenig mehr als ein Placebo ist, prägt diese Formel die deutsche Politik wesentlich. Im Grundsatz glauben deren Verfechter, die richtigen Lektionen aus der jüngeren deutschen Geschichte habe gezogen, wer sich vorbehaltlos hinter die jeweilige israelische Regierung stellt – ganz gleich, wie sie verfasst und wie rechtsextrem sie aufgestellt sein mag, welcher Untaten sie beschuldigt wird. Der Maßstab der »Staatsräson« ist erkennbar nicht das Völkerrecht, sondern eine Art dogmatisch verinnerlichtes »Gutmenschentum«.

			Grundsätzlich lässt sich das Vermächtnis des »Nie wieder!«, die historische Lehre aus Auschwitz, wo etwa eine Million Juden ermordet wurde, in zweierlei Hinsicht deuten. Der politische Mainstream glaubt, daraus folge ohne Wenn und Aber die unbedingte Solidarität mit dem jüdischen Staat. Eine Minderheit in der Politik sowie ein allmählich größer werdender Teil der Gesellschaft deuten das »Nie wieder!« anders: Wo immer auf der Welt Unrecht in epochalem Ausmaß geschieht, gilt es, die Stimme zu erheben – auch gegen die Verbrechen der Regierung in Israel.

			Volksverhetzung!

			Im Januar 2025 hat die Bundesregierung eine Antisemitismus-Resolution verabschiedet, die sich im Wesentlichen an der »Arbeitsdefinition« von Antisemitismus seitens der International Holocaust Remembrance Alliance (IHRA) orientiert. Dabei handelt es sich um eine zwischenstaatliche, seit 1998 bestehende Organisation, die unter großem Einfluss proisraelischer Lobbygruppen in den USA steht. In der »Arbeitsdefinition« geht es wesentlich darum, Kritik an Israel mit Antisemitismus gleichzusetzen. Auch sie ist, analog zur »Staatsräson«, wenig konkret, was ihren Einsatz als Kritik- und Moralkeule sowie als Aufforderung zur Selbstzensur erleichtert. Zahlreiche Staaten und Institutionen, hier vor allem in den Bereichen Bildung, Wissenschaft und Kultur, haben in den letzten Jahren diese mehrfach erweiterte und dabei stets repressiver gefasste IHRA-Definition übernommen. Sie nennt sich »Arbeitsdefinition« und kommt ausdrücklich als »Empfehlung« daher, weil es in demokratischen Staaten selbstverständlich keine Zensur geben darf – jedenfalls nicht offiziell.

			Der Trick ist, so auch bei dieser Antisemitismus-Resolution, auf der Grundlage moralisierender Forderungen oder Appelle indirekt Fakten zu schaffen. So sind beispielsweise Institutionen wie Einzelpersonen gehalten, sich ausdrücklich zum »Existenzrecht Israels« zu bekennen. Das klingt erst einmal recht und billig, aber: Wer etwa Kritik an Israel und seiner mörderischen Kriegsführung übt, riskiert den Vorwurf des Antisemitismus, konkret des »israelbezogenen Antisemitismus«. Etwa aus dem berufenen Mund der zahlreichen Antisemitismusbeauftragten im Land. Das bedeutet dann beispielsweise für Kultureinrichtungen oder Hochschulen im nächsten Schritt, dass sie die Kürzung oder Streichung ihrer Fördermittel riskieren, sollte sie ein zweifelhafter Ruch umwehen. Und für Einzelpersonen, die als missliebig gelten oder auffallen, möglicherweise das Karriereende. Deutscher Gründlichkeit gemäß gilt das ausdrücklich auch für Juden und jüdische Organisationen, etwa die »Jüdische Stimme für einen gerechten Frieden in Nahost«, die großisraelkritische Positionen vertritt. Im Verfassungsschutzbericht des Bundes für 2024 gilt die Jüdische Stimme gar als »gesichert extremistisch«, weil sie zwar für eine Zweistaatenlösung eintrete, angeblich aber »Terrorismus« befürworte.

			Vor diesem Hintergrund stehen selbstverständlich auch die Demonstrationen gegen den Gaza-Krieg in Deutschland unter Antisemitismusverdacht – unbeschadet der Frage, ob die Demonstranten nun in jedem Fall »Sympathieträger« sein mögen oder nicht. Das erklärt, warum die Polizei hier immer wieder mit äußerster Härte vorgeht. Selbst Parolen wie »Kindermörder Israel« oder »From the river to the sea, Palestine will be free« werden als »Volksverhetzung« angezeigt und fallen in den Verfassungsschutzberichten von Bund und Ländern in die Kategorie antisemitischer Straftaten.

			Oberflächlich entsteht so der Eindruck, es gebe in Deutschland eine regelrechte Judenverfolgung. So verweist etwa der Verfassungsschutzbericht des Bundes für 2024 darauf, dass die Zahl der »Straftaten mit ausländisch-ideologischer extremistischer Motivation« vor »antisemitischem Hintergrund« innerhalb eines Jahres um 70,1 Prozent angestiegen sei. Solche Zahlen, in den Medien oft genug ohne Einordnung vermeldet, nehmen sich dramatisch aus. Dieser Anstieg bezieht sich aber bundesweit auf »1776 Straftaten« überwiegend im Bereich der »Volksverhetzung«.[104] Wenn also Deutsche mit palästinensischen, arabischen und/oder muslimischen Wurzeln gegen den Gaza-Krieg demonstrieren, gelten sie aus Sicht des Verfassungsschutzes im Zweifel als »ausländisch-ideologisch extremistisch motiviert« vor »antisemitischem Hintergrund«. Die AfD könnte das schwerlich besser formulieren.

			Gemeint ist mit der berühmt-berüchtigten Parole »From the river to the sea« übrigens ein Palästina frei von ethnoreligiöser Herrschaft. In der Lesart der Rechtgläubigen stellt sie jedoch das »Existenzrecht Israels« infrage und ist infolgedessen strafbewehrt. Dabei spielt es keine Rolle, dass offizielle israelische Landkarten grundsätzlich ein Großisrael »vom Fluss bis zum Meer« zeigen, also vom Jordanfluss bis zum Mittelmeer.

			Es ist nicht ohne Charme, dass der Menschenrechtskommissar des Europarates, der Ire Michael O’Flaherty, Bundesinnenminister Alexander Dobrindt (CSU) in einem offenen Brief im Juni 2025 ermahnte, deutsche Behörden mögen sich an Recht und Gesetz halten. Insbesondere kritisierte O’Flaherty das Vorgehen der Polizei bei Gaza-Demonstrationen: »Vorfälle von exzessiver Gewalt« gegen propalästinensische Demonstrationen müssten »effektiv untersucht, die Verantwortlichen in geeigneter Weise sanktioniert und die Opfer über mögliche Rechtsmittel informiert« werden. Er nahm dabei ausdrücklich Bezug auf Berichte etwa zum Nakba-Gedenktag am 15. Mai in Berlin. Des Weiteren erinnerte der Menschenrechtskommissar den Innenminister an die »Richtlinien zur Versammlungsfreiheit« der Venedig-Kommission des Europarates sowie der Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE). Deutschland ist Mitglied in beiden Organisationen. Die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte unterstreiche, dass Meinungsfreiheit nicht allein für erwünschte Meinungen gelte. Ohne diesbezügliche »Pluralität, Toleranz und Offenheit« gebe es keine »demokratische Gesellschaft«, zitiert O’Flaherty den Gerichtshof. Die deutschen Behörden seien aufgefordert, die Verpflichtungen zur Meinungs- und Versammlungsfreiheit einzuhalten, die sie im Rahmen des Europarates eingegangen seien. Die IHRA-Definition von Antisemitismus dürfe nicht dazu dienen, die Meinungsfreiheit an »Universitäten, Kunst- und Kultureinrichtungen und Schulen« einzuschränken.[105]

			Auch die UN-Sonderberichterstatterin für Palästina, Francesca Albanese, durfte ihre Erfahrungen mit der hiesigen Meinungsfreiheit machen. Im Februar 2025 untersagte ihr zunächst die Hochschulleitung der Ludwig-Maximilians-Universität in München, dort über die Lage in den besetzten Gebieten zu referieren. Zur Begründung hieß es, der geplante Vortrag sei »allgemeinpolitisch« ausgerichtet, kein wissenschaftlicher. Im Übrigen habe man »Sicherheitsbedenken« angesichts des zu erwartenden »Meinungskampfes«.[106]

			Eine Woche später, ebenfalls im Februar 2025, gab auch die Leitung der Freien Universität Berlin dem politischen Druck nach und verbot Albanese ebenso, in der Hochschule aufzutreten. Zuvor hatte sich Berlins Regierender Bürgermeister Kai Wegner (CDU) echauffiert, Albanese sei »in der Vergangenheit durch Israel-Hass und Verharmlosung der Hamas-Terrororganisation aufgefallen«. Berlins Wissenschafts(!)senatorin Ina Czyborra (SPD) sekundierte, aus ihrer Sicht erfüllten Albaneses Äußerungen »alle Kriterien des Antisemitismus«. Um was für Kriterien und welche Äußerungen es sich dabei konkret handele, wusste sie auf Nachfrage allerdings auch nicht zu erläutern.[107]

		


		
			Eine »absurde Doktrin«: Großisrael und der »ewige Krieg«

			Wie wir bereits gesehen haben, gab es den »Transfer«-Gedanken seit den Anfängen der zionistischen Bewegung. Allerdings reiften die konkreten Pläne zur Vertreibung der Palästinenser erst in den 1930er Jahren heran – weniger vor dem Hintergrund der nationalsozialistischen Judenverfolgung als vielmehr infolge des wachsenden Widerstandes gegen die jüdische Landnahme in Palästina. Zunehmend unverhohlen bekannten sich zionistische Anführer zu ihren Absichten, womit sie zunächst den legitimatorischen, später den organisatorischen Rahmen für die Nakba schufen. So erklärte der spätere erste Ministerpräsident Israels, David Ben-Gurion, im Juni 1938: »Ich bin für den obligatorischen Transfer … Es gibt zwei zentrale Aufgaben: Souveränität und die Reduzierung der Zahl der Araber im jüdischen Staat … Jene, die sich nicht anpassen können, werden das Land verlassen müssen …«

			Joseph Weitz, Direktor des Jüdischen Nationalfonds von 1932 bis 1948 sowie in den ersten Jahren nach Gründung des Staates Israel, war einer der radikalsten Verfechter der »Transfer«-Pläne und maßgeblicher Stratege der Nakba. Der Jüdische Nationalfonds war und ist zuständig für den Erwerb palästinensischen Grund und Bodens, zunächst mittels Kaufes, im Zuge der Nakba und des Sechstagekrieges 1967 jedoch verstärkt durch Enteignung (und Diebstahl). Dieses neu erworbene Land durfte und darf ausschließlich von Juden genutzt werden – damals wie heute. Im Dezember 1940 hielt Weitz in seinem Tagebuch fest: »Unter uns muss klar sein, dass es in diesem Land keinen Platz für zwei Völker gibt … Gemeinsam mit den Arabern werden wir nicht zu dem Ziel gelangen, ein selbständiges Volk in diesem kleinen Land zu werden. Die einzige Lösung ist Palästina … ohne Araber … Und es gibt keinen anderen Weg, als die Araber von hier in die Nachbarländer zu führen; alle zu überführen; es darf kein Dorf, kein Stamm zurückbleiben … Nur durch diese Überführung wird dieses Land Millionen unserer Brüder aufnehmen können.«[108]

			Hellsichtig erkannte Hannah Arendt bereits 1944, dass die Juden selbst im Fall einer vollständigen Vertreibung der Palästinenser nur zwei Möglichkeiten hätten: sich entweder mit den arabischen Nachbarn ins Benehmen zu setzen – oder aber dauerhaft auf die Unterstützung »einer äußeren Macht« angewiesen zu sein. »Wenn die Zionisten weiterhin die mediterranen Völker ignorieren und sich auf äußere, weit entfernte Mächte verlassen, wird das zu einer neuen Welle des Judenhasses führen.« Eine Nation, die im Geist Theodor Herzls in erster Linie »durch einen äußeren Feind« zusammengehalten werde, folge einer »absurden Doktrin«. Sollte es einen jüdischen Staat geben, dann infolge »des politischen Einflusses amerikanischer Juden«. Mit der Konsequenz, dass dieser Staat »für lange Zeit« auf die Unterstützung der USA angewiesen bliebe und riskiere, in der Region als »Lobbyist der Mächtigen«, als »Agent ausländischer Interessen« wahrgenommen zu werden. »Wie also, so möchte man fragen, soll die künftige zionistische Politik im Umgang mit den Großmächten aussehen? Und welches Programm haben die Zionisten anzubieten, um den arabisch-jüdischen Konflikt zu lösen?«[109]

			Eine ungeschönte Analyse, die aus der Perspektive hiesiger »Staatsräson« zweifelsohne in die Kategorie »israelbezogener Antisemitismus« und/oder »jüdischer Selbsthass« fiele. Die heutige Politik Israels ist nicht zu verstehen oder zu erklären ohne den geschichtlichen Hintergrund des Mainstream-Zionismus als einer siedlerkolonialen Ideologie und Bewegung. Zu deren Wesenskern gehört es, sich Palästina in Etappen anzueignen. Langfristig das gesamte Land: »From the river to the sea«. Das erklärt, warum die israelische Unabhängigkeitserklärung von 1948 keinen Bezug auf territoriale Grenzen nimmt, und es erklärt wesentlich, warum es in Israel bis heute keine Verfassung gibt. Die nämlich müsste ihren Geltungsbereich benennen und die Frage des »Staatsvolkes« klären.

			Faktisch ist Israel ein ethnonationaler Staat, in dem die »Auserwählten« in der Hierarchie der Wertigkeiten deutlich über Nichtjuden stehen. Aus genau diesem Grund aber kann ein ethnonationaler Staat keine Demokratie sein – ungeachtet der Tatsache, dass Israel als solche gilt und angesehen wird. Eine Demokratie ist Israel für seine jüdischen Bürger (noch). Schon die Palästinenser mit israelischem Pass sind aber Staatsangehörige zweiter Klasse, angefangen mit Fragen von Bodenerwerb und Grundbesitz. Von den Palästinensern, die seit mindestens zwei Generationen unter israelischer Besatzung leben müssen, gar nicht erst zu reden.

			Die Bibel – ein Katasteramt?

			Die politischen Koordinaten in Israel haben sich in den letzten Jahrzehnten zunehmend nach ultrarechts verschoben. Wesentlich dazu beigetragen hat die Besatzungspolitik seit 1967, die sich als fruchtbarer Nährboden der gesellschaftlichen Verrohung, von Rassismus und Vernichtungsfantasien erweist. Wenn bereits 18-jährige israelische Rekruten an jedem Checkpoint jeden Palästinenser straflos demütigen, entrechten und auch töten können – was macht das mit ihrer Psyche? Werden sie anschließend, in ihrem zivilen Leben, diesen Palästinensern, ihren unmittelbaren Nachbarn, auf Augenhöhe begegnen? Sie als gleichwertige Mitmenschen anerkennen? Oder finden sie sich wieder in jener überwältigenden Mehrheit von 82 Prozent, die sich für deren gewaltsame Vertreibung ausspricht (siehe oben)?

			Die siedlerkolonialen Anteile des Zionismus haben sich verselbständigt, führen längst ihr Eigenleben, prägen Staat und Gesellschaft in Israel und haben einen Weg geebnet, der den jüdischen Staat schleichend in einen totalitären verwandelt. In keineswegs ferner Zukunft werden nicht mehr allein Palästinenser der zu bekämpfende Feind sein, sondern gleichermaßen linke und liberale, überwiegend säkulare Israelis. Teilweise geschieht das jetzt schon – so dürfen etwa Regierungsangehörige und Staatsbeamte nicht mehr mit der Zeitung Haaretz kommunizieren, prüft Netanjahus Umfeld Möglichkeiten, sie zu verbieten. Immer mehr Juden sehen ihre Zukunft offenbar seit Längerem schon nicht mehr in einem hochgradig ideologisierten, offen rechtsradikalen Großisrael. Jedenfalls verlassen vor allem gut ausgebildete und jüngere Israelis in wachsender Zahl das Land. In den zehn Jahren vor 2023 waren es in jedem Jahr durchschnittlich 37100 Israelis, 2023 dann 55400, 2024 etwa 85000. Die Zahlen variieren je nach Quelle, neuen Berechnungsmodellen zufolge sind für die zehn Jahre vor 2023 noch einmal 126000 Emigranten hinzuzurechnen. Im Zuge des Angriffs auf den Iran im Juni 2025 untersagte die Regierung Netanjahu israelischen Staatsangehörigen zeitweise die Ausreise – offenbar um eine befürchtete Massenflucht aus dem Gelobten Land zu verhindern.

			Doch »welches Programm haben die Zionisten anzubieten«, mit Hannah Arendt gefragt, »um den arabisch-jüdischen Konflikt zu lösen«?

			Die ernüchternde Antwort lautet: keines. Jedenfalls kein konstruktives. Der Mainstream-Zionismus hat sich nach 1967 für die Besiedlung und die schleichende Inbesitznahme auch des Westjordanlandes entschieden. Der israelische Rückzug aus dem Gazastreifen 2005 unter Ariel Scharon wird meist missverstanden als Friedensgeste. Stattdessen unterlag er einer Kosten-Nutzen-Rechnung: Es wurde schlichtweg zu teuer, für 5000 Siedler ein kostenintensives Besatzungsregime aufrechtzuerhalten. Stattdessen wurde die Enklave quasi »eingemauert«, die dortige Bevölkerung einer »Diät« unterzogen – als Vorstufe der heutigen Hungerspiele.

			Wenn ich Mainstream-Zionist bin, dann sage ich im Grundsatz: Das Land gehört uns, ausschließlich uns. Haaretz schelanu. Doch die biblische Verheißung von Erez Israel wird sich letztendlich erst erfüllen, wenn die Palästinenser ihr Glück irgendwo zwischen Marokko und Oman gefunden haben. (Oder auf dem Friedhof.) Dabei spielt es keine Rolle, ob ich säkular oder religiös veranlagt bin, denn auch säkulare Juden berufen sich gerne auf die Bibel als Katasteramt.

			Die vielbeschworene Zweistaatenlösung war stets wenig mehr als ein unverbindliches Mantra: Sowohl das Programm der regierenden Likud-Partei von 1977 wie auch mehrere Resolutionen der Knesset, zuletzt im Juli 2024, haben unmissverständlich klargestellt, dass es einen palästinensischen Staat westlich des Jordanflusses nicht geben kann und wird. Im Mai 2025 hat die israelische Regierung grünes Licht für die Gründung von 22 neuen Siedlungen erteilt, der größte Landraub im Westjordanland seit Jahrzehnten. Im Juli 2025 hat das israelische Parlament eine »Absichtserklärung« zwecks Annexion des Westjordanlandes verabschiedet. Mit dem Ziel, die politischen und legalen Rahmenbedingungen für eine auch formale Einverleibung voranzutreiben. Im August 2025 beschloss die Regierung, den jüdischen Siedlungsgürtel um Ostjerusalem bis fast an den Jordan auszuweiten. Damit wird das Westjordanland faktisch zweigeteilt und die Gründung eines palästinensischen Staates illusorisch – und genau das ist auch die erklärte Absicht.

			De facto hat die Annexion längst stattgefunden, doch würde sie de jure ebenfalls vollzogen, müsste der rechtliche Status der Palästinenser geklärt werden. Die selbstverständlich keine israelischen Staatsbürger werden dürften – das Land gehört uns. Der Königsweg aus diesem Dilemma? Exodus.

			

			Die Ultrarechten sind in dieser Frage immerhin ehrlich, sie reden Klartext, anders als vor ihnen die »Sozialdemokraten«. In der Sache selbst aber waren sich die politischen Lager im Grundsatz stets einig. Die Palästinenser einhegen, auf Zeit spielen, Fakten schaffen. Die Unterschiede betreffen in erster Linie die Rhetorik, das Timing und die Darstellung nach außen. Dennoch halten vor allem westliche Regierungen seit Jahrzehnten beschwörend an der Zweistaatenlösung fest, obwohl das längst zu einem sinnbefreiten Bekenntnis geworden ist. Israelische Regierungen jeglicher Couleur haben alles getan, um einen palästinensischen Staat im Westjordanland und im Gazastreifen mit Ostjerusalem als Hauptstadt, wie in zahlreichen UN-Resolutionen gefordert, unwiderruflich zu verhindern.

			Das ist der »Kern« der Gefechtslage, wie sie sich heute darstellt. Kein palästinensischer Staat, anhaltende Entrechtung und schließlich die Vertreibung der Palästinenser. Der Mainstream-Zionismus ist gegenwärtig dabei, das zu vollenden, wofür er im Grundsatz steht. Spätestens seit Netanjahu ist er allerdings nicht länger bemüht, wenigstens die diplomatische Fassade zu wahren. Erinnert sei auch an die Strategie des »Clean Break« von 1996, zugeschnitten auf Netanjahu und die Ultrarechten. Sie hebt ausdrücklich hervor, dass »unser Anspruch auf das Land«, gemeint ist das gesamte Palästina, »legitim und nobel« sei. Grundsätzlich »neu« seit dem 7. Oktober 2023 ist lediglich die Bereitschaft, die altbekannte Forderung nach dem »Transfer« zum zweiten Mal nach 1948 (eigentlich zum dritten Mal, denn auch nach dem Sechstagekrieg 1967 sind Hunderttausende Palästinenser vertrieben worden) umfassend und ohne Rücksicht auf Verluste umzusetzen, bis hin zum Genozid.

			Anstatt das Land zu teilen, hier Israel in den Grenzen des 4. Juni 1967, vor Kriegsbeginn, dort, in den seither besetzten Gebieten, ein palästinensischer Staat; anstatt einen Kompromiss anzustreben, eventuell gar ein kantonales Modell wie in der Schweiz oder eine Art Union zweier Völker, wenigstens einen kalten Frieden wie auf Zypern, erleben wir die konsequente Verwirklichung des Projektes Großisrael. Das aber fußt auf dem historisch überlebten Modell eines Siedlungskolonialismus, dessen letzte Variante, der französischen in Algerien, seit 1962 Geschichte ist. Damals galt Algerien als zu Frankreich gehörig wie etwa die Normandie, siedelten Franzosen seit den 1830er Jahren auf arabischem Land, auf Kosten und zum Nachteil der einheimischen Algerier.

			Um das den Palästinensern widerfahrende Elend zu relativieren oder in Abrede zu stellen, empfiehlt es sich, jedwedes Unrechtsbewusstsein auszuschalten. Allen voran, wie ausgeführt, mit Hilfe von deren Entmenschlichung und Dämonisierung. Der stets hilfreiche Rekurs auf Antisemitismus und Holocaust dient gleichermaßen der seelischen, psychischen Entlastung angesichts eigener Untaten wie auch der Anrufung und Beschwörung der Unterstützer Israels. Sie sind aufgefordert, dem »Free Palestine!« ein entschiedenes »Staatsräson!« entgegenzusetzen. Der Weg zu einer wie auch immer gearteten Versöhnung mit den Palästinensern erscheint dergestalt ausgeschlossen, zumindest für diese und die nächste Generation.

			Doch damit nicht genug: Die Palästinafrage durch den Einsatz maximaler Gewalt zu lösen, bedeutet zwangsläufig, den Nahen und Mittleren Osten insgesamt eigener Kontrolle zu unterwerfen. Vor allem mit dem Ziel, jeden gewaltsamen lokalen und regionalen Widerstand gegen die imperiale Anmaßung Israels wie auch der USA zu unterbinden. Die Anwendung militärischer Gewalt geht dabei oft genug einher mit politischer Erpressung, Seite an Seite mit Washington.

			

			Die Palästinenser müssen weg

			Beispiel Ägypten und Jordanien. Seit Amtsantritt im Januar 2025 übt die Regierung Trump massiven Druck auf die Regierungen in Kairo und Amman aus, Palästinenser in großer Zahl aufzunehmen. In einem ersten Schritt soll Ägypten Hunderttausende noch zu Vertreibende aus dem Gazastreifen »ägyptisieren«, anschließend dann Jordanien den palästinensischen Auswurf aus dem Westjordanland »jordanisieren«. Die Vertreibung der Palästinenser ist auf dieser »Meta-Ebene« in der Sache längst entschieden. Im Wesentlichen geht es nur noch um das richtige Timing und die richtige »Erzählung«. Zwar forciert Trump diesen Vorgang, doch wurde er bereits unter seinem Vorgänger Biden eingeleitet. Beiden nahöstlichen Ländern wird es langfristig schwerfallen, sich gegen diese für sie selbstzerstörerischen Pläne zu wehren. Sie sind schwach und finanziell abhängig von Washington, vor allem Kairo, das nach Tel Aviv die höchste finanzielle Unterstützung in der Region erhält, jährlich rund 1,3 Milliarden US-Dollar. Die Regierung von Präsident Sisi wird offenbar mit dem Angebot geködert, dem hochverschuldeten Ägypten sämtliche Staatsschulden zu streichen, die Rede ist von 150 bis 165 Milliarden US-Dollar. Zusätzlich sei Washington bereit, weitere Milliardenhilfen für den Bau von Unterkünften für 500000 bis 700000 Palästinenser im Sinai zur Verfügung zu stellen.[110]

			Dennoch lehnt die Regierung Sisi diese Einladung zum politischen Selbstmord ab – bislang jedenfalls. Würde sie sich darauf einlassen, wäre sie in den Augen der ägyptischen und arabischen Öffentlichkeit wenig mehr als ein Erfüllungsgehilfe Washingtons und Tel Avivs. Ein Komplize des Massenmordes im Gazastreifen, der die meisten Araber, im Gegensatz zu vielen ihrer Machthaber, zutiefst empört. Innenpolitisch würde Sisis Regime folglich unter Druck geraten, weiter an Legitimität verlieren und somit geschwächt. Gleichzeitig ist die palästinensische Hamas in den 1980er Jahren aus der ägyptischen Muslimbruderschaft hervorgegangen, die seit Sisis Staatsstreich 2013 als Terrororganisation gilt und verboten wurde. (Die 2012 demokratisch gewählte Regierung der Muslimbrüder unter Mohammed Mursi hatte er weggeputscht.) Dessen ungeachtet sind die Muslimbrüder in Ägypten, vor allem im ländlichen Bereich und unter den Armen, sehr präsent und wirkmächtig. Ein forcierter Exodus der Palästinenser könnte ohne Weiteres entlang des Nils eine Lunte entzünden, die einen landesweiten Aufstand auslöst, getragen von der Muslimbruderschaft.

			Wenn nun Hunderttausende Bewohner des Gazastreifens, viele, wenn nicht die meisten, dem Widerstand zugewandt, im Sinai angesiedelt würden, ohne jedwede berufliche und politische Perspektive, ohne Chance auf ein besseres Leben, dann geschieht – was genau? Aus Rache, aus Vergeltung käme es vermutlich zu regelmäßigen Angriffen der Entwurzelten auf Israel, die Tel Aviv wie üblich mit Gegenschlägen beantworten würde. Mit der Folge, dass die israelische Regierung zwangsläufig das 1978 geschlossene Friedensabkommen mit Ägypten torpedierte. Da sie aber militärisch vor Kraft kaum laufen kann, dürfte sie dieses Risiko für überschaubar halten. Zumal Tel Aviv, im Schulterschluss mit Washington, hinlänglich geübt ist in Sachen Regimewechsel. Doch welche Probleme wären damit gelöst?

			Nicht weniger düster stellt sich die Lage für Jordanien dar. Da erst einmal die Palästinenser aus dem Gazastreifen »entsorgt« werden müssen, bleibt denen im Westjordanland zunächst noch eine gewisse Gnadenfrist, ein befristetes »Bleiberecht« in ihrer Heimat. Die Richtung ist aber auch hier gewiesen: Bei seinem Besuch im Weißen Haus im Februar 2025 forderte Trump König Abdallah II. von Jordanien recht unmissverständlich auf, seinerseits Palästinenser in großer Zahl aufzunehmen.[111] Dass dergleichen Transfer-Pläne das prowestliche Jordanien zwangsläufig in seinen Grundfesten erschüttern, ungeachtet des 1994 geschlossenen Friedensabkommens mit Israel und der engen Beziehungen auch zu den USA, spielt dabei augenscheinlich nur eine untergeordnete Rolle. In Washington wie Tel Aviv sind die Prioritäten klar gesetzt: Das Projekt Großisrael soll endlich vollendet werden, egal um welchen Preis.

			Jordanien zählt knapp drei Millionen Einwohner, Palästinenser stellen rund zwei Drittel der Gesamtbevölkerung. Bei ihnen handelt es sich um Vertriebene der Nakba wie auch des Krieges von 1967 oder deren Nachfahren. Sollten König Abdallah II. und seine Regierung gezwungen werden, noch einmal Hunderttausende Palästinenser aufzunehmen, wäre der Staat Jordanien in seiner bisherigen Gestalt existenziell bedroht. Die ursprünglichen Jordanier sind überwiegend Beduinen sowie Einwanderer aus dem Kaukasus, die im Zuge der Russischen Revolution 1917/18 in Richtung Süden geflohen waren. Im damaligen Provinzflecken Amman fanden viele von ihnen eine neue Heimat und wurden dort zum Rückgrat einer modernen, städtischen Wirtschaft. Die Beduinen wiederum dominieren die Sicherheitskräfte. Demografisch wie politisch kann Jordanien nicht zum dritten Mal Palästinenser in großer Zahl aufnehmen.

			Die israelische Seite wird das kaum bekümmern, dort sind nicht allein die Ultrarechten der Meinung, dass es eines palästinensischen Staates gar nicht bedürfe – es gebe ja schon einen: Jordanien. »Palestine is Jordan« lautet die entsprechende Parole seit den 1980er Jahren. Sie fußt ihrerseits auf Plänen zur Vertreibung der Palästinenser in Richtung Transjordanien, wie sie David Ben-Gurion bereits in den 1930er Jahren vertrat.[112] Übernähmen dort tatsächlich Palästinenser die Macht, auf Kosten der übrigen Jordanier, sollten gar Staatszerfall und Bürgerkrieg die Folge sein – für das Projekt Großisrael wäre das nicht unbedingt von Nachteil: Teile und herrsche.

			Das Projekt Großisrael beruht auf zwei Säulen: der ethnischen Säuberung und dem »ewigen Krieg«. Es gilt, jeden Widerstand dauerhaft zu brechen, angefangen mit Hamas und Hisbollah in der unmittelbaren Nachbarschaft. Darüber hinaus müssen die Staaten im Nahen und Mittleren Osten soweit destabilisiert werden, gerne auch durch Regimewechsel, dass es keiner politischen oder militärischen Macht jemals gelingen kann, die Hegemonie Israels herauszufordern. Die Vorstellungen der USA gehen sogar noch weiter: Amerika will den Einfluss Russlands und Chinas in der Region insgesamt zurückdrängen und leistet sich im Iran eine weitere Kraftprobe mit den ungeliebten Weltmacht-Rivalen. Darin folgen die Israelis den Amerikanern nicht notwendigerweise, sie unterhalten gute Beziehungen insbesondere zu Moskau. Was der Partnerschaft aber keinen Abbruch tut. Und solange die USA hinter Großisrael stehen, können die Ultrarechten dort auch weiterhin nach Belieben Fakten schaffen.

			Sparta und die Siedler

			Großisrael ist ohne »ewigen Krieg« nicht zu denken, nicht zu haben, nicht zu verwirklichen. Wenn ein kleines Land und ein kleines Volk einer gesamten Region ihren Willen aufzuzwingen suchen, unter Verweis auf die eigenen, einzig relevanten »Sicherheitsbedürfnisse«, unter Berufung auf ein sakralisiertes »Existenzrecht« ohne territoriale Begrenzung, das anderen nicht einmal ein Lebensrecht zugesteht, so ernten dergleichen Spartakisten zwangsläufig Widerstand, Ablehnung und Hass. Hannah Arendts Analyse ist gültig, damals wie heute: Ein Land, zusammengehalten »durch einen äußeren Feind« und gleichzeitig »Agent ausländischer Interessen«, folgt »einer absurden Doktrin«. Die militärische Stärke Israels ist dabei mitnichten eine Lebensversicherung auf Dauer – auch Sparta ist untergegangen. Geschichte verläuft in Wellenbewegungen, und die Täter von heute können die Opfer von morgen sein und umgekehrt. Die Alternative wäre Land gegen Frieden. Ein palästinensischer Staat in den von Israel seit 1967 besetzten Gebieten, dieser Konsens der Staatengemeinschaft, in zahlreichen UN-Resolutionen festgehalten, verträgt sich jedoch, wie dargelegt, nicht mit der siedlerkolonialen Großisrael-Ideologie.

			Nichts ist daher unsinniger als die in Deutschland vorherrschende und von Bundeskanzler Merz prominent vertretene Ansicht, Israel führe einen »Verteidigungskrieg«. Es sei denn, man setzt Völkermord und einen rechtswidrigen Angriffskrieg wie zuletzt gegen den Iran mit »Verteidigung« gleich. Solcherlei Schutzbehauptungen zugunsten der »Staatsräson« ändern nichts an der Eigendynamik des »ewigen Krieges«. Was für die israelische Regierung zusätzlich den Vorteil hat, Proteste und Kritik bis hin zu den gerichtsanhängigen Korruptionsvorwürfen gegen Netanjahu überspielen zu können. Solange der Endlos-Premier im Amt bleibt, genießt er Immunität. Solange er Stärke und somit vermeintliche Sicherheit verkörpert, ist ihm Gefolgschaft gewiss.

			Politischer Fanatismus, der auf militärischer Stärke fußt, übersieht allerdings leicht das Risiko eines »Stalingrad-Moments«. Irgendwann sind die eigenen Kräfte überdehnt, auch infolge eines freidrehenden, aus Ideologie geborenen Größenwahns, und es entsteht eine Gegenbewegung. Oder aber es gibt, völlig unerwartet, ein Ereignis, eine Abfolge von Ereignissen; etwa eine überraschende Zäsur, die alle Ziele, Planungen, Gewissheiten infrage stellt und über den Haufen wirft. Angefangen mit dem Genozid an den Palästinensern selbst. Gewiss, im Zweifel lassen sich Hunderttausende von ihnen durch Hunger oder Bomben vernichten. Aber nicht alle sieben Millionen Palästinenser in Israel, dem Gazastreifen und im Westjordanland. Wer überlebt, wird auf die eine oder andere Weise Widerstand leisten, falls erforderlich auf Generationen hinaus. Das gilt auch und erst recht für die künftigen, für die erneut Heimatvertriebenen.

			In der westlichen Wahrnehmung gelten Hamas oder Hisbollah als Terrororganisationen. Die Vorstellung, dass sie Widerstand leisten gegen israelische Besatzung, fiele hierzulande in die Kategorie Antisemitismus. Es handelt sich aber in beiden Fällen um Widerstandsorganisationen, jedenfalls in den Augen ihrer Anhänger. Unabhängig von hiesigen, meist faktenresistenten »Erzählungen«, denen zufolge Teheran der Strippenzieher und Mastermind sei, sind beide, wie geschildert, entstanden als Reaktion auf israelische Besatzung. Sie haben sich in ihrer Geschichte zwar oft genug terroristischer Mittel und Methoden bedient, bleiben militärisch aber weit hinter den Möglichkeiten Israels zurück. Das gilt vor allem für die »Hamas« – die arabische Abkürzung steht für »Bewegung des islamischen Widerstandes«. Eine existenzielle Bedrohung war sie für Israel nie, auch nicht am 7. Oktober 2023. Dieser Angriff war im Übrigen aus Sicht des Völkerrechts so lange legitimer Widerstand gegen die Besatzungsmacht, bis die Hamas Zivilisten tötete oder entführte. Damit hat sie ein Kriegsverbrechen begangen.

			Und doch gelingt es der israelischen Armee, ungeachtet der Verheerungen im Gazastreifen, nicht, die Hamas auszuschalten. Es spricht für sich, wenn selbst ein maßgeblicher Mastermind der ethnischen Säuberung im Gazastreifen, der bereits erwähnte Generalmajor a. D. Giora Eiland, im Januar 2025 einräumt, dass Israel seine maßgeblichen Kriegsziele, nämlich die Hamas zu zerstören, zu entmachten und die Grenze zu sichern, nicht verwirklichen konnte. Die Hamas sei militärisch geschwächt, ihre Anführer seien getötet worden, aber von einem »Sieg«, den die israelische Armee für sich in Anspruch nehme, könne keine Rede sein.[113] Gut möglich, dass aus diesem Grund der Generalstabschef der israelischen Armee ausgetauscht wurde. Seit März 2025 bekleidet der als ausgesprochener Scharfmacher geltende Eyal Zamir dieses Amt. Doch jenseits des von ihm propagierten »härteren Zugriffs« auf den Gazastreifen gehen die dortigen Kämpfe auch unter seiner Ägide weiter, sterben weiterhin auch israelische Soldaten.[114] Das ist auch der Grund, warum sich die Armeeführung gegen die von Premier Netanjahu im August 2025 angeordnete erneute und dauerhafte Besetzung der Stadt Gaza ausgesprochen hat. Sie weiß genau, dass dieser Schritt auf einen Guerillakrieg hinausläuft, mit einer hohen Zahl von Opfern auch auf israelischer Seite.

			Israel ist seit 1967 eine völkerrechtswidrige Besatzungsmacht in den palästinensischen Gebieten. Ungeachtet des Abzuges der israelischen Armee aus dem Gazastreifen 2005 bleibt sie das nach Maßgabe internationalen Rechts dort auch weiterhin, da sie die umfassende Kontrolle über die Küstenenklave und deren Bewohner ausübt. Mit dem Ergebnis, dass diese gegenwärtig verhungern. Besatzung gebiert Widerstand. Die Hamas ist 1987 als Antwort auf ebendiese israelische Besatzung entstanden. Um der Hamas den gesellschaftlichen Rückhalt zu nehmen (nachdem sie vonseiten Tel Avivs jahrelang indirekt unterstützt worden ist, um die säkulare PLO unter Jassir Arafat zu schwächen), wäre es zwingend erforderlich, die Besatzung zu beenden. Das aber war nie geplant; stattdessen suchten und suchen sämtliche israelische Regierungen die Hamas militärisch in die Knie zu zwingen. Hier liegen die Anfänge und Ursachen des »ewigen Krieges«, und sie lassen bereits erkennen, warum der niemals enden wird. Diesen naheliegenden Zusammenhang zu begreifen, geschweige denn zu benennen, grenzt allerdings unter den Rechtgläubigen in Israel, und nicht nur dort, an ein Tabu.

			Anders gesagt: Weil man ein ursächliches Unrecht nicht aus der Welt schafft, kommt immer neues Unrecht hinzu, türmt sich auf zu einer stetig anwachsenden, länderübergreifenden Pyramide. Begleitet von einer Realitätsverleugnung, die grotesk erscheint, ja, psychopathisch anmutet. So weist die israelische Regierung jede Verantwortung für die katastrophale Lage im Gazastreifen von sich und kann dort auch keine Hungersnot erkennen. Es gebe lediglich Engpässe bei der Verteilung von Lebensmitteln, wofür die Vereinten Nationen und die Hamas verantwortlich seien. Denn, so Israels UN-Botschafter Danny Danon im Juli 2025: »Für die Hamas ist das Leiden des eigenen Volkes die beste aller Waffen.«[115]

			80 Tonnen Bomben

			Zur Erinnerung: Erst Hamas, dann Hisbollah, dann der Iran – das ist die Liste, die Israel seit dem 7. Oktober 2023 abarbeitet. Unmittelbar nach Beginn des Gaza-Krieges begann die Partei Gottes, den Norden Israels mit Raketen zu beschießen, und erklärte, sie werde den Beschuss einstellen, sobald es einen Waffenstillstand im Gazastreifen gebe. Die Armee veranlasste die Evakuierung von 60000 Bewohnern aus Nordisrael. Nach monatelangen Schusswechseln zu beiden Seiten der Grenze begann Israel am 18. September 2024 mit einem Großangriff auf den Libanon. Das Datum war nicht zufällig gewählt – am selben Tag stimmte die Generalversammlung der Vereinten Nationen über ein Gutachten des Internationalen Gerichtshofes ab. Darin wird die israelische Besatzung als illegal gebrandmarkt, Israel als Apartheid-Staat bezeichnet und zum sofortigen Abzug aus den palästinensischen Gebieten aufgefordert. Die Resolution wurde mit großer Mehrheit verabschiedet, doch fokussierten sich nicht allein israelische Medien stattdessen auf die Ereignisse im Libanon. Dort explodierten an jenem Tag gleichzeitig etwa 4000 Pager mit versteckten Sprengsätzen, die der israelische Geheimdienst vorher installiert hatte. Die explodierenden Pager töteten 37 Menschen, viele von ihnen Zivilisten, Tausende wurden zum Teil schwer verletzt, verloren etwa eine Hand und/oder ihr Augenlicht.

			Israelischer Darstellung zufolge galt der Angriff der Hisbollah, die über Pager kommunizieren würde. Das taten aber auch viele Angestellte in öffentlichen Einrichtungen, Lehrer oder Ärzte beispielsweise. Der Einsatz von verdeckten Sprengsätzen bei einem wahllosen Anschlag ist ein Verstoß gegen Artikel 7 des Protokolls über das Verbot und die Kontrolle des Einsatzes von Minen und gilt als schweres Kriegsverbrechen. Zahlreiche Staaten des Globalen Südens haben das israelische Vorgehen daher verurteilt, nicht aber westliche.

			Am 27. September 2024 warf die israelische Luftwaffe 80 Tonnen (!) Bomben auf den Bunker im südlichen Vorort Dahiyeh in Beirut ab, wo sich der Generalsekretär der Hisbollah, Hassan Nasrallah, mit seinem Führungszirkel aufhielt. Die genaue Zahl der Toten dieses Angriffs ist unbekannt, da die Bomben inmitten eines dicht bebauten Wohnviertels einen Krater von bis zu 20 Metern Tiefe und 100 Metern Breite rissen. Die Explosionen waren dermaßen gewaltig, dass in der gesamten Stadt Gebäude erbebten. Drei Tage später marschierten israelische Truppen in den Südlibanon ein und bombardierten großflächig schiitische Dörfer bis hinauf in die Bekaa-Ebene im Nordosten. Sogar die römischen Ruinen von Baalbek erhielten Treffer. Rund 1,2 Millionen Libanesen mussten auf Anweisung der Invasoren oder aus Furcht vor den Bomben ihre Häuser verlassen und in nicht-schiitische oder entlegene Gebiete flüchten. Das entspricht einem Fünftel der Gesamtbevölkerung.

			Am 27. November 2024 unterzeichneten Israel und der Libanon einen Waffenstillstand, an den sich Tel Aviv allerdings bis heute nicht gebunden fühlt. Unter verschiedenen Vorwänden greift die israelische Luftwaffe auch weiterhin regelmäßig tatsächliche und vermeintliche Ziele der Hisbollah an, mit zahlreichen Toten. Dutzende libanesische Dörfer bis hinauf zum Litani-Fluss, etwa 15 bis 20 Kilometer nördlich der Grenze, hat die israelische Armee ganz oder teilweise zerstört, zahlreiche Häuser mit Bulldozern geschleift. Als die ersten Vertriebenen in ihre verwüstete Heimat zurückkehren wollten, wurden sie erschossen. Die Armee erklärte weite Teile des Südens für die nächsten Jahre zu militärischem Sperrgebiet. Entgegen den Vereinbarungen des Waffenstillstandes zeigt sie keinerlei Bereitschaft, sich hinter die Grenze zurückzuziehen.

			Libanesischen Angaben zufolge starben bei den Angriffen zwischen September und November 2024 rund 4000 Menschen, darunter 790 Frauen und 316 Kinder. 17371 wurden verletzt. Wie schon im Gazastreifen hat Israel auch im Libanon umfassend international geächteten weißen Phosphor bei seinen Angriffen eingesetzt und vorzugsweise Journalisten, Gesundheitseinrichtungen und Rettungskräfte, aber auch Blauhelmsoldaten der Vereinten Nationen ins Visier genommen.[116] Letztere vor allem, damit sie die Gräueltaten der israelischen Armee nicht filmisch dokumentierten.[117]

			Die israelische Kriegsführung erfolgte in enger Absprache mit den USA, die erneut entscheidende Geheimdienstinformationen bereitstellten, etwa über den Aufenthaltsort von Hassan Nasrallah.[118] Ob das Waffenarsenal der Hisbollah mit Zehntausenden Raketen substanziell zerstört oder dezimiert wurde, lässt sich schwer beurteilen. Während des Angriffs auf den Iran im Juni 2025 hat sie nicht reagiert, womit sie als Teil der iranischen Vorwärtsverteidigung erst einmal obsolet geworden ist. Die Partei Gottes hat fast ihre gesamte Führungsebene verloren, doch ist sie so aufgebaut, dass die jeweiligen Stellvertreter nachrücken und, falls erforderlich, auch deren Stellvertreter.

			Fazit: Die Hisbollah ist geschwächt, möglicherweise substanziell und auf längere Zeit, aber keineswegs vernichtend geschlagen. Obwohl die Libanon-Invasion auch viele israelische Soldaten das Leben gekostet hat, ihre genaue Anzahl wird allerdings unter Verschluss gehalten, gilt dieser »Pager-Krieg« in der israelischen Öffentlichkeit als großer Erfolg und stärkte Netanjahus Image als »Macher« im Dienst israelischer Sicherheit.[119]

			

			Der Libanon brennt

			Grundsätzlich ist die libanesische Armee nicht in der Lage, israelische Angriffe abzuwehren. Vor allem die USA und die vermeintliche »Schutzmacht« Frankreich achten sehr genau darauf, dass Beirut keine Verteidigungswaffen wie etwa Boden-Luft-Raketen erhält. Israelische Bodentruppen und vor allem die Luftwaffe sollen freie Hand haben, um nach Belieben Ziele im Libanon anzugreifen. In das bestehende Vakuum der Landesverteidigung ist stattdessen seit den 1980er Jahren die Hisbollah gerückt. Zur Waffenstillstandsvereinbarung vom November 2024 gehört, dass sie entwaffnet und mit innerlibanesischen Sanktionen belegt wird. Inklusive des Ausschlusses vom Bankensystem und ihrer Isolierung im Parlament. Dergleichen Forderungen sind allerdings in weiten Teilen unrealistisch. Immerhin stellen die Schiiten die Bevölkerungsmehrheit, und dort ist die Hisbollah als Miliz wie auch als Partei tief verwurzelt.

			Um sie dennoch einzuhegen, haben insbesondere Washington und Paris großen Druck auf die Machtelite im Libanon ausgeübt. Mit dem Ziel, eine neue, handlungsfähige Regierung zu bilden, nach zwei Jahren der Interims-Lösungen. Im Februar 2025 schließlich wählte das libanesische Parlament den maronitischen Christen Joseph Aoun in das Amt des Präsidenten. Er hat vor allem zwei Aufgaben: die Hisbollah zu schwächen und die faktisch zusammengebrochene Wirtschaft des Landes wieder in Gang zu setzen. An dieser Mission kann er eigentlich nur scheitern, und die fortgesetzten israelischen Angriffe auf die Schiitenviertel im Süden Beiruts und anderswo im Land helfen nicht, seine Autorität zu mehren.

			Zur israelischen Kriegsführung gehört die systematische Zerstörung der libanesischen Landwirtschaft. Durch den Einsatz von Brandbomben und Flammenwerfern wurden mehr als 10800 Hektar Land zerstört – eine Fläche viermal größer als Beirut, in einem Land von der Größe Hessens. Rund 10 Prozent entfielen dabei auf die fruchtbarsten Anbaugebiete, insbesondere den Olivenanbau. Der ist der wichtigste Erwerbszweig der dortigen Landwirtschaft: 100000 Menschen sind in diesem Sektor tätig, die Hälfte aller Bauern. Die israelische Brandschatzung hat 47000 Olivenbäume vernichtet, 340000 Nutztiere, ebenso große Anbaugebiete von Obst und Gemüse, wobei auch die Bewässerungsanlagen teils schwer beschädigt wurden. Auch Pinienwälder wurden großflächig in Brand gesetzt. Weite Teile der Nutzflächen im Süden erklärte die israelische Armee zu Sperrgebieten. Rund die Hälfte der libanesischen Bevölkerung lebt unterhalb oder am Rande der Armutsgrenze. Der Verlust von Arbeitsplätzen in der Landwirtschaft und die infolge der Zerstörungen gestiegenen Lebensmittelpreise verstärken die Armut und den Hunger, zumal viele Bauern Subsistenzlandwirtschaft betreiben. Darüber hinaus hat die israelische Armee große Teile der Wasser-, Sanitär-, und Hygieneeinrichtungen im Südlibanon zerstört. Der wirtschaftliche Gesamtschaden dieser Politik der verbrannten Erde wird auf über eine Milliarde US-Dollar geschätzt.[120]

			Wird die Hisbollah dadurch perspektivisch gestärkt oder geschwächt? Und was sagt es aus über die Prioritäten und Qualitäten israelischer Politik, wenn die Vernichtung der Lebensgrundlagen von Palästinensern wie Libanesen ganz offensichtlich ein elementarer Bestandteil der Kriegsführung unter dem Label »Terrorbekämpfung« ist? Selbstverständlich im Dienst israelischer »Sicherheit«?

			Die Großisrael-Ideologie ist nicht friedensfähig. Je größer der Machtanspruch, je mehr erobertes Land, umso dringlicher die Notwendigkeit, mit Gewalt und Erpressung im weiten Raum von Kairo bis Teheran Fakten zu schaffen, die für Millionen Menschen auf der anderen, der nichtjüdischen Seite (potenziell) Tod, Verwüstung, wirtschaftlichen Niedergang und Staatszerfall bedeuten. Der »ewige Krieg« wird zum Perpetuum mobile und hat seiner Ausrichtung und Logik gemäß das Potenzial, einen Dritten Weltkrieg auszulösen. Während die bislang nicht existenten Atombomben in den Händen »fanatischer Mullahs« als elementare Bedrohung gelten, übersehen hiesige Auguren die Gefahr, die von real existierenden Atombomben in den Händen israelischer Rechtsextremisten ausgehen. Ebenso deren offenbar unersättlichen Appetit auf Land, das ihnen nicht gehört. Die Richtung hatte David Ben-Gurion bereits 1948 vorgegeben: »Es geht nicht darum, den Status quo zu bewahren. Wir müssen einen dynamischen Staat schaffen, der auf Expansion ausgerichtet ist.«[121] Am 12. August 2025 bekannte sich Premier Netanjahu im Interview mit dem israelischen Fernsehsender i24 zu der »Vision« eines Großisraels aus der biblischen Zeit König Salomons. Es umfasst neben dem gesamten Palästina auch Teile Ägyptens, Jordaniens, Syriens und des Libanon.

			Im Dezember 2024 unterband die israelische Armee Versuche jüdischer Siedler, im Südlibanon einen ersten Außenposten zu errichten, analog zum »klassischen« Vorgehen beim Landraub im Westjordanland.[122] Erst werden die (meist selbst nach israelischem Recht illegalen) Außenposten errichtet, im nächsten Schritt folgt dann deren Legalisierung und schließlich die Gründung der eigentlichen Siedlung. Im März 2025 erstürmten Hunderte orthodoxe Chassiden das (vermeintliche) Grab eines Rabbiners in Houla, Südlibanon, begleitet und geschützt von israelischen Soldaten.[123] Kontakte mit der einheimischen Bevölkerung mussten sie nicht befürchten, die war längst vertrieben. Solche religiösen Versammlungen unter Berufung auf Propheten oder Heilige waren im Westjordanland wiederholt Auftakt für die Neugründung von Siedlungen. Ob der Südlibanon zur neuen Frontier jüdischer Siedler wird oder nicht, bleibt vorerst abzuwarten.

			

			Pulp Fiction

			Anders steht es um den israelischen Landhunger in Syrien. Die 1967 eroberten und sofort nach dem Krieg jüdisch besiedelten Golanhöhen wurden bereits 1981 völkerrechtswidrig annektiert. Kaum war das Assad-Regime am 8. Dezember 2024 gestürzt worden, überschritt die israelische Armee die seit 1974 bestehende und von UN-Truppen geschützte Demarkationslinie auf den Golanhöhen und rückte mehrere Kilometer in Richtung Osten, Südosten und Norden vor, um strategisch wichtige Positionen einzunehmen, darunter den Berg Hermon. Es ist fast schon banal und schlussendlich völlig egal, darauf hinzuweisen, dass auch diese jüngste Landnahme nach internationalem Recht selbstverständlich in jeder Hinsicht illegal ist. Jedenfalls kontrolliert die israelische Seite seither den Zugang zu allen Wasserresourcen sowie den Zugriff auf alle für Israel, den Libanon, Syrien und Jordanien wichtigen Wasserressourcen und Quellgebiete auf dem Golan, darunter die des Jordan.

			Der Sturz Baschar al-Assads hat die Welt überrascht. Umso mehr, als er ebenso plötzlich wie unerwartet zu erfolgen schien und die Aufständischen innerhalb weniger Tage bis nach Damaskus vorrückten. Doch waren die Vorzeichen des Assad-Endes durchaus zu erkennen: eine infolge der Sanktionen weitgehend zusammengebrochene Volkswirtschaft (90 Prozent der Bevölkerung lebten am Rande oder unterhalb der Armutsgrenze), ein kriegszerstörtes Land, in weiten Teilen unter Kontrolle rivalisierender Milizen, politische Lähmung nach Jahrzehnten der Repression sowie mehrere ausländische Mächte, die von außen manipulativ Einfluss nahmen. Doch war der Zusammenbruch des Assad-Regimes weder »organisch« noch unvermeidlich, vielmehr das Ergebnis einer jahrelangen Kampagne der USA, Israels und ihrer westlichen wie regionalen Verbündeten, ähnlich wie zuvor im Irak und in Libyen. Dabei ging es nicht darum, einen brutalen Diktator zu beseitigen, der Assad selbstverständlich war. Auch nicht darum, Syrien zu »demokratisieren«. Vielmehr darum, einen weiteren Regimewechsel zum geopolitischen Nutzen der USA und Israels herbeizuführen. Mittlerweile gibt es östlich von Suez nur noch ein einziges nicht prowestliches Land, den Iran. Der Versuch, das zu ändern, ist im Juni 2025 vorerst gescheitert.

			Die Konfrontation mit Syrien hat eine längere Vorgeschichte. Seit 9/11 forderten Israel und seine Fürsprecher in den USA von der Regierung Bush, Syrien als Feindstaat zu behandeln. Vor allem, um zu verhindern, dass die in den 1990er Jahren geführten Verhandlungen zur Rückgabe der israelisch besetzten Golanhöhen an Syrien wieder aufgenommen werden. Für das Scheitern dieser Verhandlungen machte damals Präsident Clinton ausdrücklich die israelische Seite verantwortlich. Bush gab dem Drängen der Pro-Israel-Fraktion nach und verortete Syrien 2002 auf der »Achse des Bösen«.[124]

			2011, nach Ausbruch der Unruhen in Syrien im Zuge der arabischen Revolte, erteilte die Regierung Obama grünes Licht für die »Operation Timber Sycamore« zum Sturz Assads. An dieser Operation, sowohl ihrer Vorbereitung als auch Durchführung, war Israel maßgeblich beteiligt.[125] Zusätzlich ergänzt um Großbritannien, mehrere Golfstaaten und Jordanien, ebenso die Türkei. Bis zu ihrer Einstellung 2017 gaben die USA dafür eine Milliarde US-Dollar aus, Großbritannien noch einmal 350 Millionen Britische Pfund.[126] Während offiziell verlautbart wurde, es gelte, die syrische »Zivilgesellschaft« zu unterstützen und den Vormarsch des »Islamischen Staates« und anderer Dschihadisten vom Irak aus zu unterbinden, geschah genau das Gegenteil: Diese vermeintlichen Gotteskrieger erhielten stattdessen teils offen, teils verdeckt Waffen und Geld, um das Assad-Regime zu bekämpfen. Gleichzeitig besetzten reguläre US-Truppen, unterstützt von US-Söldnern, die Ölfördergebiete im Osten Syriens, um Damaskus diese Einnahmequelle zu entziehen.

			

			Noch einmal, um diese Pulp Fiction mental zu verarbeiten: Die USA und ihre Verbündeten haben radikale Dschihadisten der übelsten Sorte, darunter den »Islamischen Staat« und Al-Qaida (Ground Zero war gestern), in Syrien bewaffnet und finanziert, um die Regierung in Damaskus zu Fall zu bringen. Allerdings haben die Kämpfer nicht immer den erforderlichen Weitblick bewiesen. Abu Bakr al-Baghdadi zum Beispiel. Der Anführer des »Islamischen Saates« rief im Juni 2014 in Aleppo ein Islamisches Kalifat aus, das weite Teile Syriens und Iraks umfasste. Damit hatte er, wenn man so will, den Bogen überspannt. Nachdem die Amerikaner und ihre Verbündeten erheblichen Aufwand betreiben mussten, dieses Kalifat wieder zu zerschlagen, wurde al-Baghdadi im Oktober 2019 von einem US-Kommando liquidiert. Zur Erinnerung: Unter seiner Ägide wurden Ungläubige reihenweise geköpft und umgebracht, ganze Landstriche verwüstet und die religiöse Minderheit der Jesiden niedergemetzelt. Aber nicht aufgrund solcher Grausamkeiten dürfte er letztendlich in Ungnade gefallen sein – sein Kalifat vertrug sich schlichtweg nicht mit den anderswo gehegten Plänen zur Neuordnung der Region. Außerdem war er antiwestlich eingestellt.

			Als deutlich weitsichtiger und kooperativer erwies sich dagegen Mohammed al-Dscholani, so sein Kampfname. Heute ist der syrische Interimspräsident besser bekannt unter seinem bürgerlichen Namen Ahmad al-Scharaa. Er gehörte ursprünglich Al-Qaida an, also der 9/11-Fraktion. Zunächst im Irak, wo er 2006 von den Amerikanern inhaftiert und 2011 wieder freigelassen wurde. Daraufhin kehrte er (in Absprache?) nach Syrien zurück und gründete den syrischen Ableger von Al-Qaida, die Nusra-Front. Aus dem Zusammenschluss dieser Front mit anderen Dschihadisten-Gruppen ging 2017 die Hay’at Tahrir ash-Sham (HTS) hervor, die »Organisation zur Befreiung der Levante«. Dieser HTS, seither unter al-Scharaas Führung, gelang es im Dezember 2024, Damaskus einzunehmen.

			

			Multikulti mit Meistgesuchten

			Um ihre geopolitischen Ziele zu erreichen, zeigen die USA und ihre Verbündeten also keinerlei Berührungsängste, auch nicht mit Al-Qaida. Fast möchte man ironisch anmerken: Die Werteorientierung benötigt keinen Kompass. 2012 bereits meldete Jake Sullivan, damals Director of Policy Planning im US-Außenministerium, seiner Vorgesetzten Hillary Clinton gegenüber, damals Außenministerin, Vollzug: »Al-Qaida ist auf unserer Seite«.[127] In westlichen Medien gehypte, »gemäßigte« oder vermeintlich zivilgesellschaftlich formatierte »Rebellengruppen«, wie etwa die Freie Syrische Armee, spielten dagegen militärisch kaum eine Rolle. Sie dienten in erster Linie als Feigenblatt für das Narrativ »Freiheit« versus »Assad-Diktatur«. Um Missverständnissen vorzubeugen: Selbstverständlich war Baschar al-Assad wie zuvor schon sein Vater ein brutaler Machthaber, der ohne Rücksicht auf Verluste gegen sein eigenes Volk vorgegangen ist. Aber, wie erwähnt, ist er nicht deswegen in Ungnade gefallen. Das anzunehmen, wäre naiv. Das Assad-Regime unterhielt beste Beziehungen zu Moskau wie auch zu Teheran, und diese, aus westlicher Sicht, Mesalliance hat ihm politisch das Genick gebrochen. Außerdem war und ist man in Israel nicht geneigt, die Golanhöhen aufzugeben.

			Angesichts der US-Intervention in Syrien beschloss Russland 2015, ebenso wie zuvor der Iran, seinerseits aktiv in den Bürger- und vor allem Stellvertreterkrieg einzugreifen. Durch massive Bombardements und logistische Unterstützung der regulären Armee bis hin zum (angeblichen) Einsatz von Giftgas in »Rebellengebieten« gelang es den Assad-Kräften, die von Islamisten gehaltenen Teile Syriens sukzessive zurückzuerobern. Fast wären diese vollständig aufgerieben worden, doch setzte Ankara in Moskau durch, dass sie in der Provinz Idlib, im äußersten Nordwesten des Landes, an der Grenze zur Türkei, ein Refugium erhielten.

			Die Türkei nutzte und nutzt, auch nach dem Sturz Assads, diverse islamistische Milizen, darunter die HTS, als verlängerten Arm zur Bekämpfung der Kurden im Norden Syriens – die wiederum enge Verbündete der USA waren und sind. Im Kampf gegen jene Dschihadisten im Osten Syriens, die nicht auf dem Gehaltszettel Washingtons stehen. Überdies geht es um die Unterbrechung der Nachschubwege aus dem Iran für die Hisbollah im Libanon.

			Idlib wurde nunmehr »zum größten sicheren Zufluchtsort für Al-Qaida seit 9/11«[128], in den Worten von Brett McGurk, in der ersten Amtszeit Trumps und auch unter Biden Koordinator für den Nahen und Mittleren Osten im Nationalen Sicherheitsrat der USA. In dieser Eigenschaft war er von 2015 bis 2018 US-Sonderbeauftragter für die »Internationale Allianz gegen den Islamischen Staat«. Übrigens stellte Präsident Obama die »Operation Timber Sycamore« 2017 nicht zuletzt aufgrund der berechtigten Sorge ein, am Ende könnte das Assad-Regime zwar gestürzt, Syrien nachfolgend aber »talibanisiert« werden. Stattdessen setzten die Amerikaner weiterhin auf die wirtschaftliche und politische Isolierung Syriens, unbeschadet der katastrophalen Folgen für die Bevölkerung. Und sie zogen im Hintergrund verstärkt die Fäden.

			Seit Beginn der 2020er Jahre haben Ausbilder aus den USA, Großbritannien, Israel, der Türkei und schließlich sogar der Ukraine die HTS in Idlib systematisch militärisch geschult und politisch aufgebaut. Mit dem Ziel, ihr den Weg nach Damaskus zu ebnen.[129] Dabei spielte es keine Rolle, dass al-Scharaa auf der »Meistgesuchten«-Liste der USA stand und auf seine Ergreifung eine Belohnung von zehn Millionen US-Dollar ausgesetzt war. Sogar an seinem Image feilten seine Berater: Der Osama-Bin-Laden-Look von Mohammed al-Dscholani war nunmehr passé. Stattdessen trat Ahmad al-Scharaa während des Vorrückens auf Damaskus im gepflegten, olivgrünen Militär-Outfit auf, seither präsentiert er sich mit Anzug und Krawatte. Allein der Vollbart ist noch eine Reverenz an seine islamistische Basis.

			Doch auch in diesem Zusammenhang gilt die zutreffende Erkenntnis: It’s the economy, stupid. Im November 2020 erklärte Dana Stroul, eine leitende Beamtin im US-Außen- wie auch im Verteidigungsministerium mit Arbeitsschwerpunkt Nah- und Mittelost: »Russland und der Iran verfügen nicht über die Ressourcen, um Syrien zu stabilisieren oder wiederaufzubauen.« Während ihrer Anhörung vor einem Unterausschuss des Außenministeriums betonte sie, dass sich die syrische Wirtschaft infolge der US- und westlichen Sanktionen gegen das Land »in einer Abwärtsspirale« befinde. Jetzt sei daher »eine gute Gelegenheit« für einen »proaktiven Ansatz«. Konkret sollten die USA dazu übergehen, »den nächsten Ausbruch von Gewalt einzuleiten, um dem politischen Prozess neue Impulse zu verleihen«. Es müsse darum gehen, die Allianz zwischen Damaskus und der Hisbollah zu beenden, den Iran aus Syrien »hinauszudrängen« und »die Machtbalance in der Region zugunsten amerikanischer und israelischer Interessen zu verändern«.[130]

			Vor dem Krieg verfügte Syrien über eine stabile, wachstumsorientierte Wirtschaft mit guten Zukunftsaussichten. 2009 beschrieb der Internationale Währungsfonds die syrische Wirtschaft als stark, mit einem rapiden Wachstum des BIP im Nicht-Öl-Sektor bei geringer Staatsverschuldung.[131] Zwei Jahre später sah sich Damaskus einem rigiden Sanktionsregime ausgesetzt, das Human Rights Watch zufolge selbst humanitäre Hilfeleistungen infrage stellte.[132] Nicht allein Krieg und Gewalt trieben Millionen Syrer in die Flucht (in Europa vorzugsweise nach Deutschland, mit den bekannten Folgen, darunter der Aufstieg der AfD), sondern auch und vor allem der von den USA orchestrierte Zusammenbruch der Wirtschaft in kürzester Zeit. Es fehlte an allem, und die Inflation machte die syrische Währung faktisch wertlos. Die Wirtschaft Syriens zu zerstören, förderte zwangsläufig die Korruption und erleichterte den westlichen Sponsoren des Regimewechsels die Arbeit. 2023 erhielten einfache syrische Regierungssoldaten einen Monatssold von 25 US-Dollar. 2015 bereits bezahlte das US-Militär prowestlichen syrischen Milizionären monatlich 400 US-Dollar.[133]

			»Ein großartiger Kerl«

			Die Offensive, die das ausgemergelte Assad-Regime dann am 8. Dezember 2024 endgültig zu Fall brachte, wurde wochenlang von den Amerikanern vorbereitet. In Idlib ohnehin, aber auch im Süden halfen sie, mit Hilfe der Revolutionären Kommando-Armee (RCA) eine weitere Front aufzubauen. Dabei handelt es sich um eine sunnitische Miliz, die seit Längerem bereits im Auftrag von Amerikanern und Briten die Reste des »Islamischen Staates« bekämpft hatte. Da die USA über eine direkt an der syrisch-irakischen Grenze gelegene Militärbasis verfügen, Al-Tanf, konnten sie die RCA mühelos in Stellung bringen.[134] Die eigentlichen Kämpfe bis zur Einnahme von Damaskus dauerten nicht einmal zwei Wochen, was sich weniger der Kampfkraft der Rebellen verdankte als vielmehr der fehlenden Bereitschaft der oft seit Monaten unbezahlten Assad-Soldaten, ihr Leben sinnlos aufs Spiel zu setzen.

			Die HTS, die neuen Machthaber unter dem Kommando von Ahmad al-Scharaa, sind eine Truppe von gerade einmal 15000 bis 20000 Mann, genaue Angaben gibt es nicht. Das ist nicht viel in einem Land mit rund 25 Millionen Einwohnern. Ein Viertel bis ein Drittel ihrer Kämpfer sind ausländische Dschihadisten, viele von ihnen Uiguren. Diese Ausländer haben nachfolgend mit Wissen und Billigung der Amerikaner syrische Pässe erhalten. Bei seiner ersten Rede nach Einnahme der Hauptstadt, stilecht in der berühmten Omajjaden-Moschee, kritisierte al-Scharaa die iranische Regierung und machte deutlich, dass sie künftig keinen Einfluss auf die Geschehnisse in Syrien mehr nehmen werde.[135] Das war mit Sicherheit Musik in den Ohren seiner amerikanischen Mentoren, und die ließen sich nicht lumpen. Al-Scharaa wurde von der Terrorliste gestrichen. Im Mai 2025 empfing ihn Präsident Trump während seines Besuchs in Saudi-Arabien und fand, der neue Verbündete sei »ein großartiger Kerl«. Viel wichtiger noch war, dass Trump anschließend quasi im Alleingang beschloss, die Sanktionen gegen Syrien zum 1. Juli 2025 weitgehend aufzuheben. Die USA wie auch zahlreiche Länder der EU normalisierten ihre Beziehungen zu Damaskus.

			Das alles ist gut für Syrien und die Syrer, dennoch bietet das Gesamtbild keinen Grund zur Freude. Angefangen damit, dass die HTS die bisherige Armee, das Parlament und größere Teile der Verwaltung aufgelöst hat. Damit verloren Abertausende Jobs und Einkommen. Zwar wurde die Armee anschließend neu aufgestellt und mehrere Milizen, darunter auch kurdische und die RCA, in die Reihen der Regierungstruppen aufgenommen. Im Kern aber besteht das neue Regime aus mehreren dschihadistischen Formationen mit der HTS im Zentrum. In der Bevölkerung sind die neuen Machthaber kaum verwurzelt. Selbst die Sunniten, die Mehrheit unter Arabern wie Kurden, begegnen ihren »Glaubensbrüdern« abwartend und vorsichtig, allen voran die einflussreiche Händlerschicht in Damaskus und Aleppo. Die Legitimität der neuen Herrscher ist somit brüchig.

			Zwar haben sie bislang, von Ausnahmen abgesehen, auf Maßnahmen zur Islamisierung von Staat und Gesellschaft verzichtet, doch fast alle Schlüssel- und Führungspositionen sind mit ihren eigenen Leuten besetzt. Offenbar fehlt die Bereitschaft, Nicht-Islamisten an der Verteilung von Macht und Ressourcen zu beteiligen – kein gutes Zeichen. Auf viele Syrer wirken sie wie »Aliens«, deren Weltbild und Regierungsführung mit ihrer eigenen Lebenswirklichkeit wenig bis gar nichts zu tun haben. Al-Scharaas Leute sind eher gelitten als respektiert, und das vermutlich nur so lange, wie sie die Sicherheitslage einigermaßen unter Kontrolle behalten. Zusammengefasst: In Damaskus sind Dschihadisten aus dem Umfeld von Al-Qaida an der Macht, die sich geläutert geben (oder es sind) und die Unterstützung maßgeblicher Sponsoren genießen.

			Der Zusammenbruch des Assad-Regimes bedeutet nicht, dass dessen Nutznießer und Gefolgsleute, darunter Militärs, Parteikader oder Geheimdienstangehörige, ihre Waffen abgegeben und sich mit der neuen Ordnung abgefunden hätten. Wie brüchig der Frieden ist, zeigte sich erstmals im März und April 2025. Wochenlang gab es in der gebirgigen Küstenregion im Westen Syriens schwere Gefechte. Dort leben überwiegend Alawiten, eine religiöse Minderheit, aus deren Reihen der Assad-Clan stammt. Nicht wenige Alawiten haben über Jahrzehnte vom Ancien Régime profitiert. Zur »Aufstandsbekämpfung« rückte die neu formierte Syrische Nationalarmee in die alawitischen Gebiete vor, woraufhin der Bürgerkrieg erneut aufflammte. Diese Armee besteht überwiegend aus sunnitischen Radikal-Islamisten und HTS-Leuten, die während der Kämpfe zahlreiche Massaker unter der Zivilbevölkerung begangen haben (sollen). So zogen sie etwa von Haus zu Haus, fragten: Seid ihr Sunniten oder Alawiten? Die Antwort entschied über Leben und Tod. Aber auch alawitische Kämpfer haben wahllos Unschuldige ermordet. Schlussendlich gab es mehr als 1400 Tote, die meisten von ihnen alawitische Zivilisten.

			Syrien teilen

			Interimspräsident al-Scharaa lehnte jede Verantwortung seiner Regierung für das blutige Geschehen ab und betonte, Anhänger des Assad-Regimes hätten die Gewaltorgie ausgelöst. Er setzte eine Untersuchungskommission ein, deren magere Erkenntnisse darauf hinausliefen, dass 298 Einzeltäter für die Gewalt verantwortlich seien. Gegen sie seien Haftbefehle erlassen worden.[136] Am 13. Juli 2025, dem Tag, an dem al-Scharaa den Untersuchungsbericht erhielt, hatte bereits die nächste Gewaltwelle das Land erfasst, dieses Mal im Süden, rund um die Stadt Suwaida, eine Hochburg der Drusen, einer weiteren religiösen Minderheit. Und diese Konfliktlinie ist für den Zusammenhalt des Landes noch sehr viel gefährlicher, weil sich die israelische Armee dort als vermeintliche Schutzmacht der Drusen inszeniert und aktiv in die Kämpfe eingegriffen hat.

			Fangen wir vorne an: Innerhalb von nur 48 Stunden nach dem Sturz Assads, also zwischen dem 8. und dem 10. Dezember 2024, zerstörte Israel in der größten Luftangriffskampagne seiner Geschichte in Hunderten Angriffswellen 80 Prozent aller syrischen Militäranlagen.[137] Darunter fast die gesamte Marine, die Flugabwehr, alle Kampfjets, sämtliche Militärflugplätze einschließlich des zivilen Flughafens von Aleppo sowie rund 250 Militärdepots. Netanjahu betonte, dies sei erforderlich für die Sicherheit Israels. Konkret meinte er wohl auch, dass sich die israelische Luftwaffe damit den Weg freigebombt hat, um beim längst geplanten Angriff auf den Iran gefahrlos syrischen Luftraum durchqueren zu können.

			Gleichzeitig rückte die israelische Armee, wie erwähnt, auf den Golanhöhen vor, besetzte mehrere Dörfer und vertrieb deren Bewohner. Heute stehen israelische Panzer rund 20 Kilometer westlich vor Damaskus und etwa 20 Kilometer südlich der Hauptverkehrsstraße zwischen Beirut und Damaskus, der wirtschaftlichen Lebensader zwischen dem Libanon und Syrien. Den Grenzübergang sowie Hunderte Meter Straße zu beiden Seiten hatten israelische Bomber bereits im Herbst 2024 zerstört. Bislang ist nicht klar, wo die Grenzen der von Israel zusätzlich beanspruchten Gebiete in Syrien verlaufen werden. Netanjahu zufolge werden die Golanhöhen allerdings »auf ewig« bei Israel verbleiben.[138]

			

			Die Absichten Israels verheißen nichts Gutes. So erklärte Gideon Saar, der israelische Außenminister, nur einen Tag nach Assads Flucht: »Die Idee eines vereinten souveränen Syriens mit vollständiger Kontrolle über das ganze Land ist wenig realistisch.«[139] Der israelische Jurist und Militärberater Rami Simani sieht es ähnlich: Syrien sei »ein künstlicher Staat, der auseinandergefallen ist und niemals ein legitimes Existenzrecht hatte«.[140] Im April 2025 erklärte Finanzminister Bezalel Smotrich: »Die Kämpfe werden nicht enden, bis Hunderttausende Bewohner des Gazastreifens gehen … und Syrien geteilt ist.«[141]

			Daran arbeitet die israelische Regierung mit Nachdruck. So ließ sie verlauten, dass sie südlich von Damaskus keine syrischen Soldaten dulde und die vollständige Demilitarisierung Südsyriens erwarte.[142] Dessen ungeachtet fanden also im Juli 2025 in Suwaida schwere Kämpfe zwischen Drusen und Sunniten, vornehmlich Beduinen, statt. Die Syrische Nationalarmee rückte in Suwaida ein, es kam zu wechselseitigen Massakern, wobei die Soldaten/Milizionäre offenbar Partei für die Sunniten ergriffen. (Aus Sicht von Dschihadisten sind Nicht-Sunniten generell Ungläubige und im Zweifel nicht lebenswert.) Nachdem Israel zugunsten der Drusen in die Kämpfe eingegriffen hatte, zog sich die Armee zurück. Es brauchte Tage, bis sich die Lage einigermaßen beruhigt hatte. Am Ende gab es rund 1500 Tote, etwa 150000 Sunniten flüchteten aus der Stadt und der gleichnamigen Provinz Suwaida. Im Kern ging es auch hier, wie schon bei den Unruhen in den Gebieten der Alawiten, um die Verteilung von Macht und Ressourcen.

			Normalerweise sind die USA und Israel ein Herz und eine Seele, wenn es darum geht, sich den Nahen und Mittleren Osten untertan zu machen. In Sachen Syrien aber gibt es offenbar einen Dissens. Washington möchte das Land als Zentralstaat und Puffer gegen den Iran erhalten. Immerhin haben die Amerikaner einiges in die HTS und Ahmad al-Scharaa investiert, der sich zudem als verlässlicher Juniorpartner erweist. Israel dagegen verfolgt andere Pläne, nämlich Syrien in Kleinstaaten entlang ethnischer und religiöser Bruchlinien zu zerlegen: Teile und herrsche.

			Am 16. Juli 2025 bombardierte die israelische Luftwaffe das Verteidigungsministerium, die Kommandozentrale der Armee und die Peripherie des Präsidentenpalastes in Damaskus – um den Drusen im Süden beizustehen, wie es offiziell hieß. Das Datum markiert einen Tipping Point. Nach dieser Demütigung und öffentlichen Zurschaustellung militärischer Ohnmacht haben Ahmad al-Scharaa und seine Gefolgsleute – ganz gleich, was man von ihnen halten mag – kaum noch eine Chance, das Land unter ihrer Führung zu einen und eine wie auch immer verfasste Zentralstaatlichkeit durchzusetzen. Der Weg in Richtung Staatszerfall und endemischer Gewalt ist damit gewiesen. Syrien dürfte eine Entwicklung nehmen wie der Irak nach dem Sturz Saddam Husseins.

			Das bedeutet aber auch, dass sich Tel Aviv gegenüber Washington mit Blick auf die Ausgestaltung Syriens durchgesetzt hat. Und für die Drusen ist die Parteinahme Israels zu ihren Gunsten perspektivisch lebensgefährlich. Als tatsächliche oder als solche wahrgenommene Handlanger eines feindlichen Nachbarn laufen sie Gefahr, Opfer künftiger Pogrome zu werden.

			Seit Längerem werfen insbesondere türkische Politiker und Kommentatoren Israel vor, einen sogenannten »David-Korridor« errichten zu wollen. Demzufolge plant die israelische Regierung, ihren Einfluss in Syrien dauerhaft mit Hilfe eines Korridors zu sichern, der von den Golanhöhen nach Südosten über Suwaida, entlang der irakischen Grenze ostwärts und schließlich wieder Richtung Norden bis in die kurdischen Gebiete Syriens und weiter in jene des Irak führt.

			Sollte das zutreffen, dürften wirtschaftliche Erwägungen (Bezug von Erdöl aus Syrien und Irak) ebenso eine Rolle spielen wie geostrategische: die politische Schwächung des schiitischen Halbmonds, neue Einflusszonen mit Hilfe von Söldnermilizen (im Südlibanon zwischen 1982 und 2000 hinlänglich erprobt), Festigung bereits bestehender Allianzen mit kurdischen Gruppen in Nordsyrien und Nordirak. Dergleichen Überlegungen und Planungen sind bislang eher work in progress als in Stein gemeißelt, doch warnte Foreign Affairs, das Leitorgan des US-amerikanischen Establishments in Sachen Außenpolitik, bereits im Mai 2025 vor militärischen Auseinandersetzungen zwischen der Türkei und Israel in Syrien.[143]

			David oder Abraham?

			Ankara sieht sich durch die Hegemonieansprüche Israels unmittelbar bedroht. Nicht allein, weil die israelischen Pläne darauf hinauslaufen, den Einfluss der Türkei zugunsten der Kurden zurückzudrängen. Die türkische Regierung hat verstanden, anders als etwa die deutsche, dass diese Pläne die gesamte Region destabilisieren und zwangsläufig auch die Türkei in Mitleidenschaft ziehen werden – auch in Gestalt neuer Flüchtlingsbewegungen. Die Regierung Erdogan handelt dementsprechend »präemptiv«. Die Selbstauflösung der als Staatsfeind Nummer eins geltenden Kurdischen Arbeiterpartei PKK im Mai 2025 verdankt sich mit Sicherheit einem Deal (über den allerdings öffentlich nichts bekannt ist). Ein Ende der türkischen Angriffe im Nordirak, im Gegenzug mehr Freiheiten für die Kurden – so könnte er beispielsweise aussehen. Im Fall einer Befriedung verringert sich für Ankara eine potenziell von Israel nutzbare Angriffsfläche, nämlich der Einsatz kurdischer Milizen. Auch der Besuch des armenischen Regierungschefs Nikol Paschinjan in Ankara, im Juni 2025, auf Einladung Erdogans, dürfte vor diesem Hintergrund einzuordnen sein. Immerhin gelten beide Seiten als zutiefst verfeindet.

			Der Türkei geht es um Konfliktreduzierung, in Erwartung größerer Turbulenzen. Israelische Kommentatoren und Politiker sehen in der Türkei bereits den nächsten großen Feind, gefährlicher noch als der Iran, da NATO-Mitglied. Erdogans Unterstützung der Hamas und seine zumindest offizielle Suspendierung der Handelsbeziehungen zwischen der Türkei und Israel infolge des Gaza-Krieges machen ihn im Umfeld Netanjahus mit Sicherheit nicht beliebter.[144]

			Offiziell gibt es keinen »David-Korridor«. Oder doch? Unter den Freunden und Anhängern Großisraels ist der Doublebind offenbar eine wohlfeile Geisteshaltung. So auch in diesem Meinungsartikel der regierungsnahen Jerusalem Post, erschienen im April 2025: »Solche Narrative (über den Korridor, ML) aus arabischen, iranischen und türkischen Quellen sind eindeutig Projektionen. Sie wurzeln in den kolonialen Bestrebungen dieser Mächte und speisen sich zusätzlich aus antisemitischen und antikurdischen Motiven«, befindet der Autor. Die Überschrift des Artikels lautet allerdings »Der Abraham-Friedenskorridor: Ein strategischer Weg für Stabilität und Zusammenarbeit im Nahen Osten«.

			Statt David also Abraham – der Autor bezieht sich auf das Abraham-Abkommen von 2020, das er gerne auf Syrien erweitert sähe. Um anschließend die israelischen Pläne für diesen Korridor exakt entlang der oben geschilderten Route zu lobpreisen. Überwacht werden soll dieser von Israel und den arabischen Golfstaaten. Daraus ergäben sich fantastische Möglichkeiten »in Sicherheits- und Energiefragen, für Handel, Investitionen und die Landwirtschaft«. (Brandrodung zum Beispiel, siehe Libanon, diese Bemerkung sei dem Autor gestattet.) Deswegen sollten die USA und die »europäischen Mächte« diese Vision unterstützen, die darüber hinaus »die Teilung Syriens verhindert und den grenzüberschreitenden Terrorismus kleinhält«. Keineswegs solle der Korridor in Richtung Euphrat ausgeweitet werden, wie einige glaubten – wollte man das, wäre es längst geschehen.[145]

			

			Großisrael bedeutet »ewiger Krieg«. Denn der Landhunger seiner Anhänger und deren hegemoniale Machtansprüche sind im wahrsten Sinne des Wortes grenzenlos. Entsprechend lauert überall der Feind. Nicht allein in Gaza, im Westjordanland, im Libanon, in Syrien, im Iran oder in der Türkei. Ägypten und Jordanien nicht zu vergessen, falls diese Länder nicht freiwillig Palästinenser aufnehmen sollten. Pakistan! »Unsere wichtigste Mission ist es, dass wir ein militantes islamisches Regime davon abhalten, mit Nuklearwaffen in Berührung zu kommen, oder Nuklearwaffen daran hindern, mit einem militanten islamischen Regime in Berührung zu kommen. Das erste Regime heißt Iran, das zweite Pakistan.« O-Ton Benjamin Netanjahu.[146]

			Last, but not least Katar, dessen exzellente Beziehungen ins Weiße Haus der Israel-Lobby ein Dorn im Auge sind.[147] Außerdem sei das Golfemirat »eine Bedrohung für den Weltfrieden«, so Israels Wirtschaftsminister Nir Barakat. Die Katarer seien »Wölfe im Schafspelz« und »finanzieren den Terrorismus weltweit«, ungeachtet ihrer Vermittlungsbemühungen zwischen Israel und der Hamas – oder gerade deswegen?[148] Nicht zu vergessen die »Allianz« zwischen der Türkei und Katar, die eine »strategische Bedrohung« für Israel bedeute.[149]

			Kaum waren die ersten Bomben auf Teheran gefallen, nahm in Israel eine aggressive Medienkampagne Fahrt auf, der zufolge Katar im Pantheon der existenziellen Bedrohungen Israels gleich auf den Iran folge. So heißt es etwa in einem Artikel der Times of Israel, einem Sprachrohr der Regierung Netanjahu: »Israels gefährlichster Feind ist nicht mit Raketen oder Milizen ausgestattet. Er trägt Anzug, veranstaltet internationale Konferenzen, finanziert Elite-Universitäten und besitzt eine der mächtigsten Medien-Maschinerien der Welt«, nämlich den TV-Sender Al-Jazeera. »Katar ist mittlerweile der größte Soft-Power-Feind« Israels, der »Propaganda verbreitet und die öffentliche Meinung weltweit gegen den jüdischen Staat in Stellung bringt«. Als Antwort schlägt der Autor unter anderem vor, Katars Wirtschaft zu unterminieren, die US-Militärbasis von Katar nach Israel zu verlegen und das Golfemirat politisch wie diplomatisch zu isolieren. »Israel gewinnt eine Schlacht nach der anderen, einen Krieg nach dem anderen … Nach dem Iran gilt es, in die Soft-Power-Offensive zu gehen … Und sollte Katar sein Verhalten nicht ändern, dann müssen Israel und seine Partner die Spielregeln ändern.«[150]

			Mit anderen Worten: Zeit für einen Regimewechsel. Den nächsten.

		


		
			Das Recht auf Selbstverteidigung: Zeitenwende von Gaza bis Teheran

			Soweit die »Schöne Neue Welt« der Großisrael-Fanatiker im Geiste von Aldous Huxley. Die allerdings einen Nachteil hat: Sie könnte an der Realität zerschellen oder sich früher oder später gegen ihre Urheber wenden. Es hat lange, viel zu lange gedauert, bis auch in westlichen Staaten angesichts der Kriegsführung im Gazastreifen ein Umdenken mit Blick auf Israel zu beobachten war. Am wenigsten in den USA, mit allergrößtem Bedacht und Wenn und Aber in Deutschland, doch selbst hier beginnen die Auguren der »Staatsräson« allmählich, an ihrer Weisheit zu zweifeln. Der Tipping Point war spätestens in der zweiten Julihälfte 2025 erreicht, als die Zahl der Hungertoten langsam, aber stetig zu steigen begann. Insbesondere die grauenvollen Bilder von ausgemergelten, bis auf das Skelett abgemagerten Kleinkindern und Kindern, aber auch Erwachsenen, hat die moralischen Grundfesten in weiten Teilen westlicher Gesellschaften erschüttert. Diese Bilder vertragen sich schlichtweg nicht mit dem offiziellen Narrativ eines israelischen Verteidigungskrieges gegen die Hamas. Ganz unabhängig davon, dass ihre Ikonografie an befreite KZ-Häftlinge erinnert.

			»Ich habe mich noch nie so erschüttert gefühlt. Kinder verhungern. Sie sinken herab, eines nach dem anderen, wie Blütenblätter einer sterbenden Blume«, schrieb Francesca Albanese, UN-Sonderberichterstatterin für die besetzten palästinensischen Gebiete, am 25. Juli 2025 auf X. Jene Albanese, die an den Universitäten in München und Berlin wegen ihres »Israel-Hasses« nicht vortragen durfte. Fast ein Viertel der mehr als zwei Millionen Bewohner des Gazastreifens leidet nach Angaben des UN-Welternährungsprogramms unter endemisch hungerähnlichen Bedingungen, Tausende sind akut unterernährt. Allein im Juli 2025 sind 5000 Kinder wegen Unterernährung in speziellen Einrichtungen aufgenommen worden, fast ein Fünftel von ihnen stand kurz vor dem Hungertod. 40 Prozent der stillenden Mütter sind ebenfalls akut unterernährt und können kaum oder gar nicht stillen.

			Da das Gesundheitssystem in weiten Teilen zusammengebrochen ist, kann den betroffenen Menschen jedoch wenig oder gar nicht geholfen werden.[151] Mehr als 100 internationale Hilfsorganisationen haben am 23. Juli 2025 angesichts der Hungerkatastrophe einen dramatischen Appell an die Staatengemeinschaft gerichtet und darauf verwiesen, dass selbst die Helfer vor Ort während ihrer Arbeit vor Erschöpfung und Hunger zusammenbrechen oder ihrerseits riskieren, an den GHF-Verteilstellen erschossen zu werden.[152] Die BBC und die Nachrichtenagenturen AFP, AP und Reuters warnten zeitgleich vor dem Hungertod palästinensischer Journalisten im Gazastreifen.[153] Selbst in Washington waren die ersten kritischen Stimmen im US-Kongress zu vernehmen, die mehr Hilfslieferungen verlangten, ohne jedoch Israel als Verursacher der Katastrophe beim Namen zu nennen.[154]

			Die Hungersnot im Gazastreifen ist politisch gewollt und Teil einer sadistischen Kriegsstrategie. Mit dem Ziel, die Palästinenser in die »humanitäre Stadt« in Rafah zu zwingen, in den Exodus. Amichai Elijahu, Minister für Kulturelles Erbe, erklärte am 24. Juli 2025: »Die Regierung intensiviert ihre Bemühungen, den Gazastreifen auszulöschen. Gott sei Dank, wir rotten dieses Übel aus … Der gesamte Gazastreifen wird jüdisch sein.« Israel befinde sich im Krieg und versuche, »diese Monster zu töten«. Und: »Es gibt keinen Hunger im Gazastreifen. Aber das ist nicht unser Problem. Soll sich die Welt darum kümmern.«[155]

			Ähnlich sieht es Ministerpräsident Netanjahu. In einem Interview mit dem »White House Faith Office« erklärte er am 27. Juli 2025: »Man wirft Israel vor, wir würden eine Kampagne des systematischen Aushungerns im Gazastreifen betreiben. Was für eine dummdreiste Lüge. Eine solche Kampagne gibt es nicht, und es gibt auch keine Hungersnot im Gazastreifen.« Diese Haltung, der zufolge es dort keinen endemischen Hunger gebe, ist in der israelischen Öffentlichkeit sehr weit verbreitet. Verantwortlich für die Krise sei demzufolge allein die Hamas, die systematisch Hilfsgüter stehle, um anschließend »Israel beschuldigen zu können«, glaubt Netanjahu. Nicht einmal die US-Regierung hat allerdings Hinweise auf dergleichen Diebstähle. Im Übrigen, so Israels Premier, fehle es nicht an Korridoren für Hilfslieferungen, und die Vereinten Nationen sollten endlich aufhören, nach »Entschuldigungen für ihr Nichtstun zu suchen«.[156]

			Dummdreiste Lügen

			Gemeint sind dieselben Vereinten Nationen, die Israel nach Kräften sabotiert, bis hin zum Verbot aller UNRWA-Aktivitäten. Dieselben Korridore, die Israel seit Monaten geschlossen hält. Am 15. und 16. Juli 2025 trafen sich hochrangige Vertreter aus 30 Staaten überwiegend des Globalen Südens im kolumbianischen Bogotá und verlangten einen sofortigen Waffenstillstand im Gazastreifen, das Ende der Blockade und ein Waffenembargo gegen Israel. Die Forderung verhallte erwartungsgemäß ungehört, doch verstand sich die Konferenz als politisches Signal an Washington. Umso mehr, als auch Francesca Albanese geladen war, gerade erst sanktioniert von den USA.[157] Am 21. Juli 2025 forderten 25 europäische Staaten plus Kanada, Australien und Neuseeland, mithin 28 Länder, ihren Verbündeten Israel in einer gemeinsamen Erklärung auf, den Gaza-Krieg »sofort zu beenden« und die Versorgung der Bevölkerung mit Hilfsgütern zu gewährleisten. Sie kritisieren »die tröpfchenweise Verabreichung von Hilfsgütern und die unmenschliche Tötung von Zivilisten, darunter Kinder, während sie versuchen, ein Minimum an Wasser und Lebensmitteln aufzutreiben«.[158] Es versteht sich von selbst, dass die Bundesregierung nicht zu den Mitunterzeichnern gehörte. Doch zeigt die dichte Abfolge an diplomatischen Bemühungen weltweit, dass da politisch etwas in Bewegung geraten ist.

			Netanjahu mag diese oder andere Erklärungen und Appelle als »dummdreiste Lüge« abtun und den wachsenden internationalen Druck ignorieren. Das ändert aber nichts daran, dass sich die Großwetterlage im Juli 2025, innerhalb von gerade einmal zwei Wochen, deutlich zuungunsten Israels verändert hat. Nicht zu vergessen die Ankündigung Frankreichs (sowie, unter Vorbehalt, jene Großbritanniens und Kanadas), Palästina im September 2025 anlässlich der alljährlichen Generalversammlung der Vereinten Nationen als Staat anzuerkennen. Das haben bereits zahlreiche europäische Länder getan, zuletzt Norwegen, Irland, Spanien und Slowenien, aber Frankreich, Kanada und Großbritannien sind die ersten G7-Staaten. Insoweit hat diese Anerkennung durchaus (symbolisches) Gewicht. Vor diesem Hintergrund ist auch die UN-Konferenz in New York vom 28. bis 30. Juli einzuordnen. Unter der Co-Direktion von Frankreich und Saudi-Arabien ging es darum, der Zweistaatenlösung neue Impulse zu verleihen. Die USA und Israel haben die Konferenz boykottiert, Berlin entsandte lediglich einen Diplomaten aus der zweiten Reihe.

			Wenn die Verbündeten vorsichtig auf Distanz zu Israel gehen, geschieht das nicht unbedingt aus neu entdeckter Solidarität mit den Palästinensern. Größer noch dürfte die Sorge sein, dass der Völkermord im Gazastreifen außer Kontrolle gerät. Auch in westlichen Hauptstädten wird es Entscheider geben, die das Konzept der »humanitären Stadt« oder der »Gaza-Riviera« verstanden haben. Mit allen Folgen, juristisch und politisch, die sich daraus für die Unterstützer Israels noch ergeben könnten. Die für westliche Staaten ungewohnt deutliche Tonlage gegenüber Tel Aviv ist, wenn man so will, auch eine »Präventivmaßnahme« aus Gründen des Selbstschutzes. Nicht zuletzt, um die eigene Glaubwürdigkeit zu wahren. Auch gegenüber der eigenen Bevölkerung, in der die Sympathiewerte für Israel längst deutlich gesunken sind. Sogar 74 Prozent der Deutschen befürworten laut Umfrage mehr Druck auf Israel.[159]

			Die israelische Regierung reagiert auf diese »Bedrohungslage«, indem sie auf Zeit spielt und die eigene Propaganda verstärkt. Den wenigsten ist bewusst, dass Israel über ein ganzes Propaganda-Ministerium verfügt, das offiziell den Namen Ministerium für strategische Angelegenheiten und Hasbara trägt. »Hasbara« bedeutet »Erklärung« und meint die Verbreitung großisraelischer Narrative, häufig in Form von Desinformation, Informationskrieg (Einsatz von Bots in den sozialen Medien zum Beispiel, gerne bei Online-Kommentaren im Kontext medialer Berichterstattung zu Israel) oder »PsyOps« – Kommunikationsaktivitäten, die darauf abzielen, das Denken, Verhalten und die Einstellungen bestimmter Zielgruppen im Sinne Tel Avivs zu beeinflussen. Dieses Ministerium arbeitet eng mit proisraelischen Lobbygruppen zusammen.

			Die akute und sich verschärfende Hungersnot im Gazastreifen wird vorzugsweise geleugnet, siehe Netanjahu im Gespräch mit dem »White House Faith Office«. Oder aber die Großisrael-Freunde werfen Nebelkerzen. Sehr beliebt und reichweitenstark sind etwa kurze Hasbara-Videos, in denen ein Erzähler vor einer Kulisse aus voll bepackten Lkw mit Hilfsgütern auftritt und rhetorische Fragen stellt: Hungersnot? Welche Hungersnot? Es ist doch alles da! Essen für alle, ohne Ende! Und an wem liegt es, dass die Menschen hungern müssen? An der Hamas und den Vereinten Nationen! Warum verteilen die denn diese Hilfsgüter nicht? Teilweise werden dergleichen Fragen gar nicht mehr gestellt, weil die Propagandisten davon ausgehen, dass die Zuschauer, längst rechtschaffen empört, die erwünschte Antwort ohnehin schon kennen.[160]

			Was dergleichen Videos selbstverständlich nicht fragen: Wem gehören denn diese Lieferungen? Möglicherweise der Gaza Humanitarian Foundation? Hätte sie Anlass, sich beim Entladen über Gebühr anzustrengen? Oder stehen die Lkw zu Hunderten aufgereiht, entsandt von internationalen Hilfsorganisationen, weil die israelische Armee sie nicht weiterfahren lässt und die Verteilung verhindert? Und wer soll diese Verteilung organisieren, wenn die Vereinten Nationen nur sehr eingeschränkt Zugang zum Gazastreifen erhalten und die UNRWA, die sie in der Vergangenheit organisiert hat, von Israel als »Terrororganisation« eingestuft wurde? Ungeachtet solcher Ablenkungsmanöver ist jedoch niemand außer der Besatzungsmacht Israel völkerrechtlich zuständig und verantwortlich für die Verteilung der Hilfsgüter.

			Seltene Krankheiten

			Eine weitere propagandistische Strategie besteht darin, die emotional bewegenden Bilder ausgehungerter Menschen infrage zu stellen oder zu relativieren. Auslöser dieser Kampagne war das ikonische Foto einer Mutter, die ihr verhungerndes Kind auf den Armen hält. Dessen Rücken besteht nur noch aus Haut und Knochen. Das Kind heißt Mohammed al-Matuk, zum Zeitpunkt der Aufnahme am 22. Juli 2025 war es ein Jahr und sieben Monate alt. Das Foto machte Furore, weil es die New York Times auf ihrer Titelseite veröffentlichte. Auch andere Leitmedien, darunter die BBC, haben es prominent publiziert. Die entsprechenden Reaktionen ließen nicht lange auf sich warten. »Diese Kinder sind Opfer des viralen Dschihads der Hamas« titelte die Welt.[161] Die Neue Zürcher Zeitung erklärte: »Ein Foto eines abgemagerten Kleinkinds in Gaza ging um die Welt – es prägte die Schlagzeile der New York Times. Doch der Junge war schon vor der Hungersnot schwer krank.«[162] In das gleiche Horn stießen zahlreiche internationale wie vor allem deutsche Medien, bis hin zum Deutschen Journalisten-Verband. Entweder fragten sie: »Wie echt sind die Bilder aus Gaza?« (Süddeutsche Zeitung, 3. August 2025), oder sie erklärten: »Wie Gaza-Bilder instrumentalisiert werden« (ZDFheute Faktencheck, 30. Juli 2025).

			Der Perlentaucher, eine hiesige Feuilleton-Presseschau, beklagte, »wie manipulativ Medien Bilder abgemagerter Kinder einsetzen, … dass Bilder von Kindern mit seltenen Krankheiten bewusst eingesetzt werden, einen allgemeinen Zustand zu illustrieren.« Überdies lebe Israel »in der paradoxen Situation, die Bevölkerung eines gegen das Land Krieg führenden Feindes versorgen zu müssen.«[163] Der deutsche Feingeist, unbeleckt von Sachkenntnis und Völkerrecht, weiß sich hier eins mit dem israelischen Regierungssprecher David Mencer: »Wacht auf, Leute. Die Hilfe, die wir leisten, dient dazu, uns zu töten. Punkt.«[164]

			Und somit ist die Welt wieder halbwegs in Ordnung. Wenn Kinder verhungern, dann wegen der Hamas oder weil sie sowieso schon an seltenen Krankheiten leiden – die so selten sind, dass sie allerdings reihenweise daran sterben. Vor Ort im Gazastreifen lassen sich Krankheiten generell kaum mehr behandeln, da es nur noch eine rudimentäre medizinische Infrastruktur gibt, dank israelischer Zerstörung. Wie zynisch muss ein Meinungsmacher sein, um eine tatsächliche oder vermeintliche »Vorerkrankung« als Entlastung für die Besatzungsmacht zu deuten? Bezeichnend ist auch die Quelle dieser – Information. Diese verdankt sich maßgeblich dem britisch-amerikanischen Journalisten David Collier. »Aufrecht für Israel. Zionist. Jude«, so die Selbstdarstellung auf seinem Instagram-Account.[165] Sein Spezialgebiet ist »Antisemitismus innerhalb antizionistischer Aktivitäten«.[166] Eigenen Angaben zufolge hat er die »BBC-Hamas Connection«[167] entlarvt, die das Foto mit Mohammed al-Matuk viral gehen ließ. Collier hat generell ein kritisches Auge auf die systematischen »Desinformationskampagnen« der Hamas geworfen, die Israel zu delegitimieren suchten. So meinte er nachweisen zu können, dass die israelische Armee keineswegs 107 palästinensische Journalisten bis Januar 2024 getötet habe (bis Juli 2025 waren es bereits 232), wie die Hamas sowie unkritische westliche Medien fälschlicherweise behauptet hätten. Denn die vermeintlichen Journalisten seien in Wirklichkeit Terroristen gewesen.[168]

			So geht Hasbara. Und es funktioniert, siehe oben.

			Parallel dazu spielt die israelische Regierung, wie erwähnt, auf Zeit. Am 27. Juli 2025 erklärte sie sich zu einer täglichen Waffenruhe von zehn Stunden bereit, auch durften wieder Lkw mit Hilfsgütern in den Gazastreifen einfahren. Am 28. Juli waren es, je nach Quelle, 80 bis 100. Zur Erinnerung: Zur vollständigen Versorgung des Gazastreifens sind täglich mindestens 221 Lkw-Ladungen erforderlich, ideal wären 500 bis 600, in den Monaten vor Jahresende 2024 erreichten gerade einmal 105 ihr Ziel. Das Ergebnis dieses Publicity Stunts vom 28. Juli war absehbar: Hungernde und verzweifelte Menschen plünderten die Lkw – Wasser auf den Mühlen der Hasbara. Keine drei Tage später waren die zusätzlichen Hilfslieferungen schon wieder unterbrochen. Am 4. August beispielsweise durften gerade einmal 36 Lkw einfahren.[169] Zur israelischen Strategie gehört es offenbar, die Versorgung jenseits der GHF nach Gusto zuzulassen, dann wieder einzustellen – je nach gebotener Außendarstellung.

			Derweil gehen die Bombardierungen weiter, sterben wie gehabt Menschen an Hunger oder Kugeln, gerade auch an den GHF-Verteilstellen. Allein am 30. Juli 2025 wurden dort 70 Verhungernde erschossen.[170] Nicht ohne Grund warfen erstmals zwei israelische Institutionen, die Menschenrechtsorganisation B’Tselem und Physicians for Human Rights (PHRI), der Regierung Netanjahu einen Völkermord im Gazastreifen vor.[171]

			Breaking News

			Unterdessen »drohte« Kanzler Merz Israel erstmals mit Konsequenzen: »Sollte Israel die humanitäre Lage nicht schnell verbessern, behalten wir uns Maßnahmen vor.« Welcher Art, sagte er nicht. Ungeachtet solcher rhetorischer Nichtigkeiten zeigte sich etwa die Süddeutsche Zeitung schwer beeindruckt. Die rein symbolische Wiederaufnahme der Hilfslieferungen führt sie am 29. Juli 2025 allen Ernstes auch auf das Einwirken des Kanzlers zurück. Er habe »öffentlich und nicht zuletzt … in einem Telefonat mit Ministerpräsident Benjamin Netanjahu immer deutlicher erkennen lassen, dass das Ende seiner Geduld mit der israelischen Kriegsführung in Gaza erreicht ist … Die Hilfslieferungen sind nun endlich wieder im größeren Maßstab (?!, ML) angelaufen. Zumindest zum Teil hat das womöglich auch damit zu tun, dass die Botschaft aus Berlin langsam ankommt. Für Merz würde das einen kleinen Erfolg bedeuten …«[172] Dient solche Schönfärberei dem Festhalten an Wunschbildern? Um nicht Klartext zu reden oder unguten Worten wie »Völkermord« aus dem Weg zu gehen?

			Überdies kündigte die Bundesregierung an, sich an einer Luftbrücke für den Gazastreifen zu beteiligen. »Wir wissen, dass das für die Menschen in Gaza nur eine ganz kleine Hilfe sein kann. Aber immerhin, es ist ein Beitrag, den wir gerne leisten wollen«, so Merz. Eine größere Hilfe wäre es »für die Menschen in Gaza« zweifelsohne gewesen, hätte der Kanzler nicht erst im August 2025 beschlossen, keine deutschen Waffen mehr zu liefern, die sie anschließend töten. Aber das ist wahrscheinlich zu christlich gedacht. Die hiesigen Waffenlieferungen an Israel sind lediglich in Teilen ausgesetzt, nicht grundsätzlich eingestellt. Umso erstaunlicher (bezeichnender?), dass sich allen voran führende »Christ«-Demokraten darüber rechtschaffen zu empören vermochten. Nichts verteidigen Menschen verbissener als verinnerlichte Glaubenssätze, in diesem Fall die »Staatsräson«.

			Von Jordanien aus flog die Bundeswehr also einen weiteren Publicity Stunt, versorgte den Gazastreifen vorübergehend aus der Luft, gemeinsam mit Jordanien und den Vereinigten Arabischen Emiraten. Solche Aktionen hatte es 2024 bereits gegeben, ebenfalls unter Beteiligung der Bundeswehr. Der Abwurf von Hilfsgütern aus der Luft erweist sich aber als ineffektiv und viel zu teuer. Außerdem ist das Verfahren für wartende Menschen am Boden potenziell lebensgefährlich. Entsprechend verhalten reagierten Hilfsorganisationen auf die deutsche Ankündigung. »Humanitäre Hilfsgüter aus der Luft abzuwerfen, ist eine sinnlose Initiative, die nach Zynismus riecht«, so Jean-Guy Vataux, der Notfallkoordinator der Hilfsorganisation Ärzte ohne Grenzen.[173]

			Doch selbst dieser Symbolismus geriet in den Fokus der Hasbara und Großisrael zugeneigter Sprachrohre. So berichtete die Welt nach der ersten Abwurf-Aktion, unter Berufung auf deutsche Sicherheitskreise, dass angeblich »50 bis 100 Prozent der Hilfsgüter, die in den Gazastreifen gelangten, von der Hamas oder anderen kriminellen Organisationen abgezweigt« würden, worüber sich die Bundesregierung selbstverständlich »besorgt« zeigt.[174] Etwas schlichter in der Anmutung Bild: »Merz besorgt: Hamas krallt sich fast alle Hilfsgüter!«[175] Der Tagesspiegel verweist auf einen Sprecher des Berliner Verteidigungsministeriums: Man könne nicht nachverfolgen, »in welche Hände die Hilfslieferungen bei den ›Drop-off‹-Flügen kämen«, weil »wir kein Personal vor Ort am Boden haben«.[176] Potztausend! Das nennt man wohl Breaking News.

			Diese Form der Berichterstattung ist ein anschauliches Beispiel dafür, wie man mit Hilfe von Behauptungen, Placebo und Pi mal Daumen (»50 bis 100 Prozent«) nicht sachlich informiert, wohl aber, und zwar mit nur wenigen Sätzen, ein erwünschtes Narrativ erzeugt/bestätigt. Nicht den verhungernden Menschen gilt die Aufmerksamkeit, sondern einer moralisierenden Aufwallung: Helfen die »Guten« gar den »Bösen«?

			Was der Leser selbstverständlich nicht erfährt, ist das eigentlich Interessante: Im Juni 2025 bestätigte Premier Netanjahu, dass Israel im Gazastreifen kriminelle Clans bewaffnet, um die Hamas zu bekämpfen. In einem Video fragt er: »Was soll daran falsch sein? Das hilft, israelischen Soldaten das Leben zu retten. Darüber groß zu reden, nützt nur der Hamas.« Diesen Clans wird allerdings vorgeworfen, systematisch Hilfslieferungen zu plündern.[177]

			Glück auf!

			Viel effektiver wäre die Versorgung des Gazastreifens auf dem Landweg. Das aber würde den Willen voraussetzen, Israel massiv unter Druck zu setzen, auch mit Hilfe von Sanktionen. Dazu aber sind westliche Staaten bis dato nicht bereit oder in der Lage. Am allerwenigsten die USA und Deutschland. Russland sanktionieren, Syrien unter Assad sanktionieren – kein Problem. Aber Israel? Nicht allein die Allianz zwischen Washington und Tel Aviv mahnt die übrigen Wertepartner zur Vorsicht. Mehr noch sind sie Gefangene ihrer bisherigen Realitätsverleugnung mit Blick auf Israel, ungeachtet der jahrzehntelangen Vorgeschichte völkerrechtswidriger Besatzung. Jetzt erkennen sie eine Wirklichkeit, die sie zwingt, verinnerlichte Glaubensgewissheiten infrage zu stellen. Und zwar in einem rasanten Tempo. Sanktionen zu verhängen, bedeutet immer auch: Die Guten handeln wider die Bösen. Israel ist aber bislang zu den Guten gezählt worden. Was also tun?

			Im Juni 2025 zeigten sich 17 von 27 EU-Ländern bereit, das Assoziierungsabkommen mit Israel zu suspendieren. Dieses Abkommen, im Jahr 2000 geschlossen, ermöglicht es dem jüdischen Staat, quasi ohne Zölle mit seinem wichtigsten Handelspartner, der Europäischen Union, Handel zu treiben. Doch gelang die Suspendierung nicht. Sie scheiterte erwartungsgemäß am Widerstand vor allem Deutschlands.

			Tel Aviv verfolgt einen unmissverständlichen Plan: die Verwirklichung Großisraels. Angefangen mit der Vertreibung der Palästinenser unter Einsatz der Hungerwaffe bis hin zum Völkermord. Wie wird die israelische Regierung auf den wachsenden internationalen Druck reagieren? Indem sie, wie erwähnt, verstärkt auf Hasbara setzt und auf Zeit spielt. Sie wird hier und da Zugeständnisse machen, etwa durch die gelegentliche Öffnung zusätzlicher Hilfskorridore. Möglicherweise sogar Verhandlungsbereitschaft signalisieren. Doch ganz gleich, wozu sie sich bereit erklären mag – es wird nie mehr sein als eine Showeinlage. An ihrem grundsätzlichen Ziel wird sie festhalten.

			Das Einzige, was den Großisrael-Ideologen gefährlich werden könnte, wäre die Einstellung oder substanzielle Reduzierung der Waffenlieferungen aus den USA und auch aus Deutschland, von wo Israel unter anderem U-Boote, Marineschiffe, Panzer-Ersatzteile, Artilleriegeschosse und Munition bezieht. Nicht minder bedrohlich wären Sanktionsandrohungen vonseiten der US-Regierung. Danach sieht es aber nicht ansatzweise aus, den evangelikalen Christen und proisraelischen Lobbygruppen sei Dank.

			Angesichts der Schnelllebigkeit unserer Zeit ist aber nicht gesagt, dass dies auf Dauer so bleiben muss. Und sei es, dass der Dealmaker im Weißen Haus zu dem Schluss gelangt, das Projekt Großisrael werde für Amerika schlichtweg zu teuer. Oder aber, und auch diese Variante ist nicht abwegig: Israels Alleingänge etwa in Syrien schaden den Interessen der USA in der Region auf Dauer mehr, als Washington zu akzeptieren bereit ist.

			Doch erst einmal geht alles weiter wie gehabt. Am 7. August 2025 beschloss das Sicherheitskabinett der Regierung Netanjahu die vollständige Einnahme der Stadt Gaza. Ursprünglich war vorgesehen, den gesamten Gazastreifen zu besetzen, doch scheiterte dieser von Netanjahu favorisierte Plan offenbar am Widerstand der Armeeführung. Nicht aus Rücksicht gegenüber den Palästinensern, sondern aus Sorge vor einem Abnutzungskrieg mit hohen Eigenverlusten. In der Sache macht das kaum einen Unterschied, da die israelische Armee zu dem Zeitpunkt ohnehin bereits 75 Prozent des Gazastreifens besetzt hielt und die Bewohner aus diesen Gebieten vertrieben hat. Jenseits des üblichen Geschwätzes rund um Geiselbefreiung und Sieg über die Hamas geht es um die weitere Forcierung der ethnischen Säuberung in Richtung »humanitärer Stadt«. Der Evakuierungsbefehl für Gaza bedeutet, dass erneut mehr als eine Million Menschen ihre Sachen packen müssen. Ein weiterer Exodus der Walking Dead, den viele nicht überleben werden. Unterwegs zum nächsten, wahrscheinlich letzten Zwischenstopp auf ihrem Weg in die endgültige Vertreibung.

			Zur Konfliktlösung trägt die israelische Regierung damit selbstverständlich nicht bei. Das ist aber auch gar nicht die Absicht. Netanjahus Fantasiepläne, arabische Staaten sollten zu einem späteren Zeitpunkt die Kontrolle über den Gazastreifen übernehmen, sind eben das – Phantasmen. Das eigentliche Ziel ist und bleibt die Zwangsumsiedlung aller Palästinenser und die jüdische Neubesiedlung des Gazastreifens. Eine Intervention aus Washington steht auch weiterhin nicht zu befürchten. Kurz vor der Entscheidung des Sicherheitskabinetts erklärte Trump dann auch, es liege allein an den Israelis, ob sie den Gazastreifen vollständig besetzten.[178]

			Im Nahen und Mittleren Osten haben die maßgeblichen Akteure längst verstanden, dass Großisrael auch für sie selbst eine existenzielle Bedrohung bedeutet. Diese Akteure sind, neben dem Iran, die Türkei, Ägypten und Saudi-Arabien. Vor allem die türkische Unterstützung der Muslimbrüder hatte in der Vergangenheit wiederholt Zerwürfnisse mit Kairo und Riad zur Folge. Vieles spricht aber dafür, dass die drei Staaten in dieser Frage ihre Gegensätze überwinden und die Zusammenarbeit verstärken werden, auch mit dem Iran. Dabei geht es nicht um »Antiamerikanismus« oder »Antisemitismus«, sondern um Selbstbehauptung und Selbstermächtigung angesichts eines Widersachers, dessen Hybris keine Grenzen kennt.

			Und ebendieser Größenwahn könnte durchaus das bereits angesprochene »Stalingrad-Moment« des Projektes Großisrael einleiten. Dann vor allem, wenn Regierung und Armee beschließen, in Syrien verstärkt militärisch einzugreifen, um den David- oder Abraham-Korridor tatsächlich zu verwirklichen. Das wäre eine Einladung an alle Dschihadisten dieser Welt, dort in den Heiligen Krieg zu ziehen. Die Irrationalität der israelischen Führung ist ausgeprägt genug, um sich von solchen, geradezu auf der Hand liegenden Schlussfolgerungen nicht weiter beeindrucken zu lassen. In diesem Fall allerdings könnte sie sich eher früher als später genötigt sehen, mit eigenen Bodentruppen tief auf syrisches Gebiet vorzurücken. »Glück auf!«, bliebe da nur zu wünschen. Anzunehmen, die USA könnten nach ihren Erfahrungen im Irak und in Afghanistan geneigt sein, den Israelis hier beizustehen, gar mit eigenen Bodentruppen, wäre zumindest eine sehr optimistische Annahme.

			»Unfassbare Botschaften«

			Jenseits aller Tragik, die dem Projekt Großisrael für die Menschen in der Region innewohnt, allen voran den Palästinensern, trägt es auch den Keim der Selbstzerstörung in sich. Einmal mehr sei an die Worte Hannah Arendts erinnert. Es sollte zu denken geben, wenn 82 Prozent der jüdischen Israelis die gewaltsame Vertreibung der Palästinenser aus dem Gazastreifen befürworten. Wenn sie selbst also mit ihren Nachbarn nicht zusammenleben mögen – warum sollten dann umgekehrt Palästinenser und Araber das wollen? Und was bedeutet das für den Fall, dass sich die Machtverhältnisse eines Tages grundlegend verändern?

			Gewiss, es fehlt in Israel nicht an Demonstrationen gegen die Regierung Netanjahu. Die aber richten sich in erster Linie gegen deren fehlende Bereitschaft, die Freilassung der Geiseln auf dem Verhandlungsweg zu erwirken. Die Palästinafrage, konkret die Lage der Menschen im Gazastreifen, spielt dabei nur eine untergeordnete Rolle.

			Der israelische Publizist Ori Goldberg beschreibt es so: »Wenn Sie jetzt hören, dass mehr und mehr Israelis gegen den Hunger und gegen den Genozid protestieren, so verlangt das nach einer Fußnote. Palästinensische Bürger (Israels, ML) haben ihre Stimme erhoben. Einige Tausend Juden melden sich ebenfalls seit einiger Zeit zu Wort. Vielleicht sind nochmals tausend Juden hinzugekommen. Das ist die Größenordnung des ›Wachstums‹, von dem wir hier reden. Der Zusammenbruch jedweder ethischen Norm geht einher mit dem (geistig-moralischen, ML) Kollaps der Institutionen und des Staates an sich … Für Netanjahu und seine Regierung gibt es weder Hunger noch einen Genozid.« In der israelischen Gesellschaft bestünden keine verbindlichen Normen und Prinzipien mehr. Die geistig-moralische Implosion setze sich auf allen Ebenen fort. »Die Bilder aus Gaza haben tief unten in der kollektiven israelisch-jüdischen Seele etwas aufgewühlt – und das hat nichts zu tun mit Mitleid oder Mitgefühl. Die Palästinenser, die da auf so extravagante Art und Weise ihr Leben aushauchen, scheinen der Nachwelt zweierlei unfassbare Botschaften zu hinterlassen. Erstens: Juden können einen Völkermord begehen. Zweitens: Es kann tatsächlich zwei Gesellschaften zwischen dem Fluss und dem Meer geben, die einen Völkermord erlitten haben.

			Das aber ist unmöglich. Das erschüttert nicht allein unseren ewigen Opferstatus; es fegt gleichermaßen unsere Einzigartigkeit hinweg. Das ist wie beim Highlander, davon kann es nur einen geben. Entweder gibt es eine einzige Gesellschaft, die alles für sich beanspruchen darf, den alleinigen Opferstatus und das alleinige Recht auf schrankenlose Aggression, oder aber gar keine. Diese Haltung ist Konsens unter den Israelis, und sie ist es, die Israels Abstieg in die Hölle begleitet.«[179]

			Was sehr viele Juden innerhalb wie außerhalb Israels vollkommen zu unterschätzen scheinen, ist der abgrundtiefe Hass, ist die Wut, welche die Menschenverachtung des israelischen Vorgehens weltweit auslöst, nicht allein in der arabisch-islamischen Welt. Dort gab es schon immer Kritik am israelischen Vorgehen gegenüber den Palästinensern. Aber solche Kritik war selten antijüdisch geprägt – dieses Urteil erlaubt sich der Autor nach Jahrzehnten der Beschäftigung mit der Region zu fällen. Ob das so bleibt, wird sich zeigen. Einen ausgeprägten, gar mörderischen Antisemitismus wie in Europa hat es in der Geschichte der arabisch-islamischen Welt nie gegeben. Das bedeutet nicht, dass es Juden dort stets gut gegangen wäre oder sie keine Diskriminierung erfahren hätten. Aber Pogrome sind ein europäisches Phänomen. Allein deswegen ist die in Deutschland gerade von konservativer Seite gerne bemühte Mär eines »importierten Antisemitismus« eben doch sehr hilfreich bei der Relativierung eigener Schuld und Verantwortung. Was nicht heißt, dass es unter Einwanderern mit arabischen und/oder muslimischen Wurzeln keinen Antisemitismus gibt. Vielfach ist er Ausdruck von Wut und Verzweiflung angesichts der deutschen Komplizenschaft mit israelischen Verbrechen. Der Antisemitismus innerhalb dieser Gruppe ist vermutlich nicht größer und auch nicht kleiner als umgekehrt die Ablehnung von Islam und Muslimen innerhalb der deutschen Mehrheitsgesellschaft.

			Wohin sind die meisten Juden geflüchtet, nachdem sie im späten 15. Jahrhundert aus Spanien und Portugal vertrieben wurden? In das Osmanische Reich. Hätten sie das getan, wenn sie dort ihres Lebens nicht sicher gewesen wären? Zu ernsthaften Spannungen zwischen Juden und Arabern kam es erst im Zuge der israelischen Staatsgründung 1948 und der Nakba. Nunmehr galten Juden vielfach als Feinde der Araber und Agenten des Westens. Die jahrzehntelange Erfahrung von Demütigung und Ohnmacht gegenüber Israel mag erklären, warum Hitlers Mein Kampf auf Arabisch ein Bestseller werden konnte. Gerade unter einfachen Menschen, die vielfach von Juden reden, wenn sie Israelis oder israelische Politik meinen. Aber das ist eine sprachliche Ungenauigkeit, die nicht per se auf eine antijüdische Gesinnung schließen lässt. Anders sieht es aus unter Islamisten, aber die sind ein Fall für sich und auf niemanden gut zu sprechen außer sich selbst.

			Die Realität wie auch die Chiffre »Gaza« sät jenen Hass, den Juden weltweit als neuen Antisemitismus oder als emotionale Abkehr von allem Jüdischen ernten werden. Dabei geht es nicht um einen Stürmer-Antisemitismus Nazi-Style. Eher um eine Kreuzung aus Verachtung und Ablehnung, die Gewalt keinesfalls ausschließt. Mit einem israelischen Pass durch die Welt zu reisen, wird außerhalb der USA, Deutschlands und des einen oder anderen Landes wenig Freude bereiten. Mehr noch, es könnte gefährlich oder zumindest unangenehm werden.

			So gingen etwa im Sommer 2025 Videos viral, die zeigen, wie sich etwa das Personal in Restaurants in Spanien[180] oder Italien[181] unter Verweis auf Gaza weigerte, israelische Kunden zu bedienen. Ähnliche Berichte gab es aus anderen Ländern, darunter Österreich.[182] Auf der griechischen Insel Syros verhinderten aufgebrachte Einwohner den Landgang israelischer Touristen von Bord eines israelischen Kreuzfahrtschiffes.[183] Im Juli 2025 musste die Eröffnung der Berliner Zweigstelle einer bekannten Restaurantkette aus Tel Aviv nach massiven Protesten (»Stop Feeding Genocide!«) verschoben werden. Auch die für den August geplante Eröffnung scheiterte. Der Miteigentümer Shahar Segal war bis zum 6. Juli Sprecher der Gaza Humanitarian Foundation.[184] Dergleichen Vorfälle dürften erst der Anfang sein.

			Die Niederlande im Visier

			Darüber hinaus erwecken die staatlichen Aktivitäten Israels offenbar auch innerhalb Europas zunehmend Misstrauen. Die niederländische Nationale Koordinierungsstelle für Terrorismusbekämpfung und Sicherheit (NCTV) stufte Israel am 27. Juli 2025 erstmals als Bedrohung für die nationale Sicherheit ein. In ihrem Bericht zur »Bedrohungsanalyse durch ausländische Staaten 2025« führt die Behörde an, dass Israel gezielte Desinformationskampagnen betreibe und versuche, politisch Einfluss auf die Niederlande zu nehmen. Ein zentraler Vorfall, auf den sie sich bezieht, ereignete sich im November 2024. Nach gewaltsamen Ausschreitungen von Fans des Fußballvereins Maccabi Tel Aviv in Amsterdam, unter anderem hatten sie Jagd auf Araber oder südländisch aussehende Menschen gemacht, verbreitete das Hasbara-Ministerium ein Dokument mit falschen Anschuldigungen. Es wurde an niederländische Politiker und Journalisten verschickt und unterstellte mehreren Personen ohne jegliche Beweise Kontakte zur Hamas. Dieses Dokument diente daraufhin der Bauernpartei BBB als »Beleg« für angebliche Verbindungen zwischen niederländischen NGOs und Terrororganisationen. Obwohl das Dokument vollständig gefälscht war, diente es als Grundlage für politische Entscheidungen und die Diskreditierung missliebiger Personen. Mehrere Minister, darunter der Ressorts für Justiz, Sicherheit und Außenpolitik, kritisierten diese Vorgehensweise Israels scharf.

			Des Weiteren verweist der NCTV-Bericht auf die zunehmenden Drohungen Israels, im Einklang mit den USA, gegen den Internationalen Gerichtshof und den Internationalen Strafgerichtshof, beide in Den Haag. Letzterer hatte im November 2024 einen Haftbefehl gegen Netanjahu wegen des Verdachts auf Beteiligung an einem Völkermord erlassen. Der Bericht warnt, dass der politische Druck die Unabhängigkeit und Funktionsfähigkeit beider Institutionen gefährde.[185]

			Die Einschätzung Israels als Risikofaktor ist für sich genommen für einen europäischen Staat bereits bemerkenswert. Umso mehr jedoch, als die Beziehungen zwischen Den Haag und Tel Aviv traditionell sehr gut und eng waren. Außerdem sind die Niederlande einer der wichtigsten Handelspartner Israels. Doch hat Den Haag, anders als Berlin, die israelische Kriegsführung im Gazastreifen von Anfang an scharf kritisiert. Bereits im Februar 2024 hat das Berufungsgericht in Den Haag entschieden, dass die Niederlande keine Komponenten für F-35 Kampfflugzeuge mehr nach Israel liefern dürfen. Andernfalls bestünde die Gefahr einer Mitverantwortung für Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht im Gazastreifen. (Was übrigens im Umkehrschluss bedeutet, dass da auf die Bundesregierung als zweitgrößtem Waffenlieferanten noch eine gewaltige Klagewelle zurollen dürfte, inklusive Entschädigungsforderungen. Nicaragua hat bereits im März 2024 Klage gegen Deutschland vor dem Internationalen Gerichtshof wegen Beihilfe zum Völkermord eingereicht.) Auch ist der Unmut über das israelische Vorgehen in der holländischen Bevölkerung sehr viel stärker ausgeprägt als etwa in Deutschland. Im Juni 2025 gingen bei der größten Demonstration seit 20 Jahren mehr als 100000 Menschen in Den Haag auf die Straße und forderten Sanktionen gegen Israel.

			Was eine Frage aufwirft, die keineswegs aus der Luft gegriffen erscheint. Wird der Staat Israel auf Dauer überleben oder einen Weg nehmen wie einst die Sowjetunion oder die DDR? Der Letzte macht bitte das Licht aus? Aluf Benn, Chefredakteur von Haaretz, beschrieb es im Juni 2025 so: »Die Zeichen des Zerfalls sind unübersehbar: eine grassierende Gewaltkriminalität, tiefe gesellschaftliche Risse und Hoffnungslosigkeit. Die Abhängigkeit von Trumps Amerika ist dermaßen groß, dass sogar israelische Linke in dem erratischen Präsidenten einen Erlöser und Friedensbringer sehen, während die Rechten auf ihn hoffen, um die Entvölkerung des Gazastreifens zu erreichen. Die Israelis, die jede Woche mit ihren Kindern nach Australien ausreisen, verweisen mit derselben Entschlossenheit auf die ungute Richtung, die Israel nimmt, wie sich die israelische Armee daran ergötzt, wieder ›einen führenden Hamas-Kommandanten liquidiert‹ zu haben …« Die politische Führung des Landes entferne sich immer weiter von der Wirklichkeit, lebe in ihrer eigenen Scheinwelt aus Wunschdenken und Realitätsverleugnung.[186]

			Zionismus – keine gute Idee?

			Bemerkenswert sind auch die Ansichten des israelischen Historikers Tom Segev. Anlässlich seines 80. Geburtstages erklärte er im April 2025 in einem Interview: »Ich fange an, darüber nachzudenken, ob das nicht möglicherweise von vorneherein falsch war, dieses ganze zionistische Projekt. Die meisten Israelis sind Flüchtlinge oder die Nachkommen von Flüchtlingen. Keine Zionisten, sondern Flüchtlinge. Nun werden Sie möglicherweise sagen: ›Nun, das rechtfertigt ja den Zionismus, weil der das Land geschaffen hat, in das sie alle kommen konnten.‹ Wir dürfen aber nicht vergessen, dass die Mehrheit der Holocaust-Überlebenden nicht gekommen ist, um in Israel zu leben. Sie sind gekommen, aber sie wollten nicht wirklich in diesem Land leben. So gesehen ist der Zionismus nicht gerade eine großartige Erfolgsgeschichte. Er garantiert den Juden auch keine Sicherheit. Es ist sicherer für Juden, außerhalb von Israel zu leben.«[187]

			Die einzige Vision, die Israel gegenwärtig erkennen lässt, ist die eines Großisrael, eines »ewigen Krieges«. Und daran dürfte sich auf absehbare Zeit nichts ändern. Auch deswegen, weil sich die geopolitischen Interessen Washingtons und Tel Avivs in weiten Teilen überschneiden. Das erklärt, warum die US-Regierung Israel mit den modernsten Waffen ausstattet. Alle israelischen Kampfjets und die meisten Bomben und Raketen, die Israel einsetzt, stammen aus den USA. Einer Untersuchung der Brown University zufolge haben die Amerikaner allein im ersten Jahr nach dem 7. Oktober 2023 Kriegsgerät im Wert von rund 18 Milliarden US-Dollar an Israel geliefert – so viel wie nie zuvor innerhalb eines Jahres seit Beginn der Waffenlieferungen 1959.[188] Die Kosten hierfür tragen überwiegend die Steuerzahler in den USA.[189]

			Das bedeutet im Klartext, dass Washington, die Regierung Biden wie auch die Trump-Administration, im Grundsatz einverstanden waren und sind mit dem israelischen Vorgehen. Der Völkermord im Gazastreifen ficht Washington nicht an – Hunderttausende Iraker beispielsweise sind, beginnend 1990 nach dem irakischen Einmarsch in Kuweit, zunächst mörderischen Sanktionen, dann, seit 2003, Krieg und Gewalt zum Opfer gefallen. Maßgeblich zu verantworten von den USA.

			Allein 500000 irakische Kinder sind infolge der Sanktionen gestorben, an Hunger oder fehlender medizinischer Versorgung. Auf die Frage, ob das diesen Preis, also den Tod von einer halben Million Kindern wert war, antwortete Madeleine Albright: »Wir denken, dass es das wert war«.[190] Als sie das sagte, 1996, war sie UN-Botschafterin der USA, anschließend (1997–2001) Außenministerin. Warum also sollte das Schicksal Gazas die amerikanische Machtelite betrüben? Zumal der »ewige Krieg« keine israelische, sondern eine amerikanische Erfindung ist – man denke an den »War on Terror«. Kritisch könnte es für Israels Pläne allerdings werden, sollten allzu viele lebende Skelette allzu lange über amerikanische Fernsehschirme geistern. In dem Fall könnte die Stimmung kippen, möglicherweise auch an der MAGA-Basis.

			In Gaza lässt die Trump-Administration geschehen, in Syrien zieht sie im Hintergrund die Fäden. Warum aber fühlte sie sich berufen, den Iran anzugreifen? Zum einen infolge des Drängens Israels und der Israel-Lobby: Weg mit dem Schurkenstaat, der uns wie euch im Wege steht. Zum anderen haben die Amerikaner damit Russland und China, den Verbündeten Teherans, eine klare Botschaft übermittelt. Wir überlassen euch den Iran nicht kampflos, so wie wir namentlich China die Weltmärkte gleichermaßen nicht kampflos überlassen werden.

			Der Iran ist, wie ausgeführt, seit Jahrzehnten eine israelische Obsession, angeführt von Netanjahu. Das letzte verbliebene Land in der Region, das israelischen und amerikanischen Hegemoniebestrebungen widersteht. Pläne, den Iran anzugreifen, gab es auf israelischer Seite seit Jahren. Warum aber der Angriff ausgerechnet im Juni 2025?

			Gewiss, der Dreischritt war gesetzt: Erst Hamas, dann Hisbollah, dann Regimewechsel in Teheran. Die offizielle Begründung »Präventivkrieg« ist Nonsens, da der Iran keineswegs kurz vor dem Besitz einer Atombombe stand oder steht, wie dargelegt. Der entscheidende Grund für dieses Timing in einem Wort: Vorwärtsverteidigung. Israels Kriegsführung im Gazastreifen stand bereits massiv in der Kritik, der Haftbefehl gegen Netanjahu ist kein Ruhmesblatt, und im Hintergrund wartet noch immer das Votum des Internationalen Gerichtshofes vom Juli 2024 auf Vollstreckung, dem zufolge die israelische Besatzung der palästinensischen Gebiete nach Maßgabe des Völkerrechts illegal ist. Israel wird aufgefordert, die Gebiete zu räumen, einschließlich der Siedler, und den Palästinensern für die seit 1967 zugefügten Schäden Kompensation zu leisten.

			So banal es klingen mag, suchte der Iran-Krieg zu diesem Zeitpunkt die Reihen hinter Israel erneut zu schließen. Was zunächst ja auch gelungen ist: Für rund zwei Wochen war das Thema Gaza weitgehend aus den Medien verschwunden. Zugutekam Netanjahu und den Seinen dabei, dass westliche Regierungen die Politik Irans wie auch dessen Atomprogramm in der Regel nicht sachlich beurteilen, sondern entlang verinnerlichter Glaubenssätze: Der Iran greift nach der Bombe. Der Iran will Israel vernichten. Der Iran ist ein Terrorstaat. Der Iran unterdrückt Frauen. Alternativ »die Mullahs«.

			Anders gesagt: Die geostrategischen Interessen der Europäer sind in der Causa Iran denen Israels und der USA ähnlich. Mindestens aber folgt man hier den entsprechenden amerikanischen Vorgaben. Das dürfte erklären, warum die europäischen Reaktionen auf den israelischen Angriff ganz anders ausfielen als die nach dem russischen auf die Ukraine. Dass der Weg vom Messen mit zweierlei Maß hin zu purer Heuchelei nur ein sehr kurzer ist, mag auch daran zu ermessen sein, dass westliche Entscheider nicht etwa Israel aufforderten, die Bomben- und Raketenangriffe sofort einzustellen, sondern stattdessen vom Iran verlangten, den Gegenbeschuss auf Israel umgehend zu beenden.

			Wer wen angreift

			Frankreichs Präsident Emmanuel Macron stellte sich unmissverständlich auf die Seite Israels: Das iranische Atomprogramm sei eine Bedrohung für die globale Sicherheit.[191] Der britische Premier Keir Starmer betonte »Israels Recht auf Selbstverteidigung«[192] angesichts der Bedrohung durch das iranische Atomprogramm. Wortgleich die Aussage von EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen, ergänzt um einige Plattitüden rund um »Zurückhaltung« und »Diplomatie«.[193] Dito eine gemeinsame Erklärung der G7-Staaten.

			Auch die Bundesregierung zeigte volles Verständnis. Verteidigungsminister Boris Pistorius (SPD) betonte, Israel habe jedes Recht, sich zu verteidigen, »auch präemptiv«. Man »sehe sehr deutlich, von wem die Bedrohung ausgeht«, sagte er und meinte den Iran.[194] Das Auswärtige Amt postete am Tag des israelischen Angriffs auf X: »Wir verurteilen mit Nachdruck den willkürlichen iranischen Angriff auf israelisches Territorium.«[195] Die Aussage zeugt entweder von schwarzem Humor oder aber kognitiver Dissonanz. Eine Verurteilung des israelischen Vorgehens findet sich auf deutscher Regierungsseite nirgendwo.

			Das Highlight in diesem Zusammenhang ist und bleibt aber die Aussage von Kanzler Merz, der zufolge israelische Rechtsextremisten die »Drecksarbeit für uns alle« erledigten. Und weiter: »Ich kann nur sagen, größten Respekt davor, dass die israelische Armee, die israelische Staatsführung den Mut gehabt hat, das zu machen.« Als er das im ZDF-Interview zu Protokoll gab, hatte es im Iran bereits mindestens 200 Tote gegeben, die meisten von ihnen Zivilisten, und im Gazastreifen mindestens 50000, die meisten von ihnen Zivilisten.

			Abgesehen vom Inhalt – Ruhm und Preis dem Aggressor – ist die Verrohung seiner Sprache bemerkenswert. So mag ein Mafiaboss reden. Verwendet ein Politiker von Rang einen Begriff wie »Drecksarbeit«, zumal in solchem Zusammenhang, so signalisiert er damit unmissverständlich, dass ihm Diplomatie, um im Sprachbild zu bleiben, »scheißegal« ist. Das kann gerade in Fragen von Krieg und Frieden sehr schnell sehr gefährlich werden.

			Darüber hinaus erklimmen der Kanzler wie auch seine westlichen Amtskollegen einen weiteren markanten Gipfel in Sachen Doppelmoral. Wenn sie Israels völkerrechtswidrigem Angriffskrieg applaudieren, die russische Invasion in der Ukraine dagegen verurteilen und darauf mit massiven Sanktionen reagieren, so sind sie erkennbar nicht universellen Rechtsnormen verpflichtet, sondern dem Wolfsrudel, dem Stammesdenken. Die vielbeschworene »regelbasierte Ordnung« gilt offenkundig nur gegenüber Widersachern, Gegnern und Feinden, nicht aber bei Freunden oder Verbündeten. Damit unterminiert die hiesige, die westliche Politik nicht allein die letzten Reste ihrer Glaubwürdigkeit im Globalen Süden, sondern auch in nicht geringen Teilen der eigenen Bevölkerung. Jedwede »Moral«, auf die sich dergleichen Akteure auf internationaler Ebene von nun an berufen mögen, darf und wird der Rest der Welt künftig mit Achselzucken quittieren.

			Es fehlte nicht an Kritik an Merz’ Aussagen, in Deutschland und weltweit. Doch »wo ist das Problem?«, fragte der Kanzler lächelnd in einem nachfolgenden Interview. Eine gute Antwort darauf gab Robert Malley, Iran-Beauftragter unter Präsident Obama und Mitarchitekt des Atomabkommens mit dem Iran 2015: »Dass die USA und Europa dieser Logik des (israelischen, ML) Präventivkrieges folgen, ohne die Gefahren oder die eklatanten Verstöße gegen das Völkerrecht zu bedenken, ist schlichtweg erschütternd.«[196]

			Außenminister Johann Wadephul (CDU) postete am 13. Juni 2025, dem Tag des israelischen Angriffs, auf X: »Die Lage im Nahen Osten hat sich über Nacht dramatisch verändert. Israel hat gezielte Angriffe gegen iranische Nuklearanlagen geflogen. Der Iran reagiert mit Hunderten Drohnen-Angriffen. Diese Entwicklung ist mehr als besorgniserregend.«

			Man beachte den Subtext: Israel agiert »gezielt«, also rational und verantwortungsbewusst. Der Iran dagegen schießt hundertfach, übersetzt: blindwütig durch die Gegend, handelt also irrational und verantwortungslos. Auf dieser Irrationalität, wie sie dem Orientalen landläufig zu eigen ist, gründet offenbar Wadepuhls »Besorgnis« – nicht etwa auf dem zugrunde liegenden Akt eines illegalen Angriffskrieges.

			Der ehemalige Chef der Internationalen Atomenergiebehörde IAEA in Wien, der ägyptische Diplomat Mohammed El-Baradei, reagierte auf diesen Post wie folgt: »Hat Ihnen, Sir, jemand gesagt, dass gezielte Angriffe auf Atomanlagen nach Artikel 56 des Zusatzprotokolls zu den Genfer Konventionen, denen Deutschland beigetreten ist, verboten sind? Und dass die Anwendung von Gewalt in internationalen Beziehungen nach Artikel 2 Absatz 4 der UN-Charta generell verboten ist, mit Ausnahme des Rechts auf Selbstverteidigung im Fall eines bewaffneten Angriffs oder nach Ermächtigung des Sicherheitsrates im Fall kollektiver Sicherheitsmaßnahmen? Vielleicht möchten Sie sich mit den Grundprinzipien des Völkerrechts vertraut machen …«[197] Eine schallende Ohrfeige für den deutschen Außenminister, auf X mehr als eine Million Mal angeklickt. Damit dürfte El-Baradei das Stimmungsbild außerhalb der hiesigen Wertegemeinschaft gut eingefangen haben.

			Der israelische Krieg zielte nicht allein auf die Atomanlagen und ballistischen Raketen Irans, sondern auf einen Regimewechsel. Das hat Israels Premier Netanjahu in einem ausführlichen Interview mit Fox News am 15. Juni 2025 einmal mehr klargestellt. Die Regierung in Teheran sei »sehr schwach«, und sobald die Iraner die Chance erhielten, sich gegen das Regime zu erheben, »würden 80 Prozent der Bevölkerung diese theologischen Gangster rauswerfen«.[198]

			Verteidigungsminister Israel Katz ging noch weiter und erklärte Revolutionsführer Khamanai zu einem »zweiten Hitler«, dem es nicht erlaubt werden dürfe, »weiterhin zu existieren«.[199] Netanjahu seinerseits mochte nicht ausschließen, dass Israel ihn ins Visier nimmt: »Niemand im Iran sollte Immunität genießen.«[200] Präsident Trump äußerte sich ähnlich und erklärte vor den US-Bombenabwürfen auf den Iran: »Wir wissen genau, wo sich der sogenannte ›Oberste Revolutionsführer‹ aufhält. Er ist ein leichtes Ziel, aber er ist in Sicherheit dort, wo er jetzt ist. Wir werden ihn nicht ausschalten (töten!), jedenfalls nicht jetzt.«[201]

			Dieser Gleichklang der Herzen zwischen Tel Aviv und Washington illustriert einmal mehr, dass sie weitgehend an einem Strang ziehen. Auch daran abzulesen, dass die Amerikaner ihr entbehrliches Botschaftspersonal in Bagdad und anderen Hauptstädten der Region noch vor Kriegsbeginn abgezogen haben, also vorab informiert waren. Offenbar hatte Trump der israelischen Seite zunächst von einem Angriff abgeraten, ihm dann aber zugestimmt.

			Ein Löwe im Blutrausch

			Der Denkfehler hinter dem Konzept Regimewechsel liegt in der Annahme, ein angegriffenes Volk könnte oder wollte sich von einem Aggressor »befreien« lassen. Weder haben sich die Iraker infolge der Sanktionen gegen Saddam Hussein erhoben noch die Palästinenser infolge des israelischen Bomben- und Hungerterrors gegen die Hamas noch die Iraner gegen ihre politische Führung. Allein der Duktus der zitierten Aussagen wird auch den größten Regimegegner zur Vorsicht mahnen. Dann vor allem, wenn die Bomben in unmittelbarer Nachbarschaft niedergehen oder eigene Familienangehörige zu den Opfern gehören. Tatsächlich hat der Angriff auf den Iran den Rückhalt der politischen Führung in der Bevölkerung eher gestärkt. Viele, wenn nicht die meisten Iraner haben durchaus verstanden, dass die Existenz ihres Landes auf dem Spiel steht. Denn weder Israel noch die USA haben bislang signalisiert, dass ihnen mit Blick auf die Zukunft Irans mehr vorschwebt als dessen Destabilisierung und Schwächung. Außer vielleicht der Wiedereinführung der Monarchie. Wie eingangs bereits erwähnt: Die Erinnerung an den Sturz Mossadeghs 1953 ist im kollektiven Gedächtnis der Iraner noch immer deutlich präsent.

			Israels Kriege und Militäroperationen tragen oft biblische Namen, »ein Akt des Missbrauchs der jüdischen Tradition und Kultur, um das Töten von Menschen zu beschönigen und als ›jüdische‹ Tat darzustellen«, so das Bündnis für Gerechtigkeit zwischen Israelis und Palästinensern.[202] Der Iran-Krieg erhielt den Namen »Rising Lion« (Sich erhebender Löwe), entnommen Kapitel 23, Vers 24 des Buches Numeri:

			»Ein Volk wie ein Löwe, der aufsteht,/ wie ein Raubtier, das sich erhebt./ Es legt sich nicht hin,/ bevor es die Beute gefressen hat/ und das Blut der Erschlagenen getrunken hat.«

			Will heißen: Die bibelkundigen Namensgeber sehen Israel als ein blutrünstiges Raubtier, begierig, das Blut seiner Feinde zu trinken. Wie realitätsabgewandt muss die Regierung Netanjahu sein, um ernsthaft anzunehmen, die Iraner sehnten sich nach ihrer »Befreiung« durch einen solchen »Löwen«? Darüber hinaus ist der Leu das Wappentier der iranischen Monarchie, was für sich genommen fast schon eine Drohung ist.

			Die israelische Luftwaffe flog massive Angriffswellen während des Zwölftagekrieges. Ziele waren Militäranlagen, insbesondere die Luftabwehr, mehrere, aber bei Weitem nicht alle atomaren Einrichtungen. Mehr noch aber, und das ist bezeichnend, wurden zivile Einrichtungen vor allem in Teheran angegriffen, darunter Krankenhäuser, Hochhäuser, Wohnblocks, das Gebäude des iranischen Fernsehens bei laufendem Sendebetrieb, ein Gefängnis. Erst die israelische Armee, dann auch der US-Präsident forderten die Bewohner Teherans auf, bestimmte Bezirke in kürzester Zeit zu verlassen, was Zehntausende zur Flucht veranlasste. Gleichzeitig töteten israelische Einheiten, teilweise im Einsatz vor Ort, mehrere führende Generäle und den Oberbefehlshaber der Revolutionsgarde, ebenso zahlreiche Atomwissenschaftler.

			Zu den größten Schwächen der iranischen Armee gehörte die völlig unzureichende Luftabwehr, die den israelischen Angriffen wenig bis gar nichts entgegenzusetzen hatte. Die zweite große Schwachstelle der Iraner war Human Intelligence: Die israelische Seite verfügt seit Langem bereits, vermutlich auch mit Hilfe iranischer Regimegegner, über ein bemerkenswertes Detailwissen etwa über den Aufenthaltsort von Zielpersonen. Das erlaubte ihr einmal mehr, führende Vertreter Irans »gezielt zu töten«. Technologisch ist die israelische Armee in der Lage, unter Einsatz europäischer und amerikanischer Satelliten Spionage zu betreiben. Das war hier offenbar ebenso der Fall.[203]

			Aus israelischer Sicht war der Iran-Krieg ein Booster der eigenen Moral: Die Angriffswellen signalisierten Tatkraft, Macht und Entschlossenheit und erschienen oberflächlich von Erfolg gekrönt – anders als der Gaza-Krieg. Teheran seinerseits reagierte mit zahlreichen Angriffswellen, mangels schlagkräftiger Luftwaffe kamen Hunderte ballistische Raketen und Drohnen zum Einsatz. Ein Teil der Raketen wurde abgefangen, auch mit US-Hilfe, andere erreichten ihre Ziele mit teils erstaunlicher Präzision. Die Militärzensur erlaubte nur Aufnahmen getroffener ziviler Ziele: Zerstörte Wohnanlagen in Tel Aviv, Ramat Gan, Haifa oder Beersheva etwa. Israelische Hauseigentümer hatten sechs Wochen nach dem Krieg 45000 Anträge auf Schadensersatz bei den zuständigen Stellen eingereicht, mit Forderungen in Höhe von 1,47 Milliarden US-Dollar.[204]

			Nachdem bekannt wurde, dass die Regierung Netanjahu den Tod von bis zu 4000 israelischen Zivilisten in diesem Krieg »eingepreist« hatte, versuchten Tausende Israelis zu flüchten. Da die Flughäfen geschlossen waren und die Regierung faktisch eine Ausreisesperre für ihre Landsleute verhängt hatte, bestachen sie vielfach Bootseigentümer, die sie nach Zypern bringen sollten – für Jachten und Privatboote gibt es beim Verlassen des Hafens keine Passkontrolle.[205]

			Zehn Tage nach Kriegsbeginn, am 22. Juni 2025, bombardierte die US-Luftwaffe die drei größten iranischen Nuklearanlagen in Fordow, Natanz und Isfahan (»Operation Mitternachtshammer«). Dabei warfen sieben B-2-Tarnkappenbomber mehr als ein Dutzend bunkerbrechende Bomben ab, von denen jede einzelne mehr als 13 Tonnen wog. Präsident Trump behauptete anschließend, das iranische Atomprogramm sei nunmehr »vollständig« zerstört. Dagegen spricht allerdings, dass die Nuklearanlagen großflächig im Land verteilt sind. Darüber hinaus zeigen Satellitenaufnahmen vom 19. und 20. Juni »ungewohnte Aktivitäten« rund um Fordow, konkret zahlreiche Lkw, die von dort aus offenbar zu anderen Zielen aufbrachen.[206] Womit beladen? US-Geheimdienste wiesen darauf hin, dass die Bomben lediglich den Eingangsbereich in Fordow zerstört hätten, nicht aber die unterirdischen Bunkeranlagen. Das iranische Atomprogramm sei lediglich um »einige Monate« zurückgeworfen worden.[207]

			Mit Bibi im Team

			»Ich möchte Premierminister Bibi Netanjahu danken und gratulieren. Wir haben als Team zusammengearbeitet wie vielleicht noch nie ein Team zuvor. Wir haben einen weiten Weg zurückgelegt, um diese entsetzliche Gefahr für Israel zu beseitigen. Ich möchte dem israelischen Militär für den großartigen Job danken, den sie da geleistet haben«, erklärte Trump anlässlich seiner offiziellen Bekanntgabe des US-Bombardements.[208] Diese Danksagung ist auch insoweit bemerkenswert, als Washington und Teheran bis zum Kriegsbeginn in Oman über das iranische Atomprogramm verhandelt hatten. Offenbar nicht ernsthaft, von amerikanischer Seite?

			Bis kurz vor dem Iran-Krieg galt das iranische Atomprogramm nicht als unmittelbare Bedrohung, jenseits von Hasbara und politischem Chorgesang. »Dass sich Trump auf diesen massiven Schlag gegen den Iran eingelassen hat, unter Verweis auf eine vermeintliche nukleare Abschreckung, ist in meinen Augen die gefährlichste rote Linie, die er in seiner bisherigen Amtszeit überschritten hat«, kommentierte Wes J. Bryant, vormaliger Militärberater des Pentagon. Israels Operationen von Gaza bis Teheran im Großen und Ganzen zu unterstützen und mitzutragen, schaffe die Grundlagen für einen weiteren »War on Terror«, für einen weiteren »ewigen Krieg«.[209]

			

			Und Jennifer Kavanagh, Direktorin der militärischen Denkfabrik Defense Priorities, fragte: »Den Iran während der Atomverhandlungen mit dem Iran anzugreifen, untergräbt Trumps Friedensbemühungen anderswo auf der Welt, einschließlich derer mit Putin. Warum sollte Russland, sollte irgendein Land auf Diplomatie setzen, wenn der Eindruck entsteht, dass Trump im Zweifel ganz andere Pläne hegt?«[210]

			Mit seinem Dank an »Bibi« hat der Präsident ebenfalls klargestellt, dass die USA über Vorbereitung und Verlauf des israelischen Krieges gegen den Iran nicht allein informiert waren, sondern ihn aktiv mitgetragen haben, als Teil des »Teams«. Umso überraschender, dass Trump den Waffengang zwei Tage nach dem B-2-Bombardement für beendet erklärte.

			Mehrere Gründe dürften hier ausschlaggebend gewesen sein: Die Sorge vor einer Eskalation, vorgetragen nicht zuletzt von den arabischen Golfstaaten. Die Gefahr eines nicht mehr zu kontrollierenden Flächenbrandes unter Einbeziehung Russlands und Chinas. Die gravierenden möglichen Folgen einer kriegsbedingten Schließung der Straße von Hormus, die ein Fünftel der globalen Erdöl- und LNG-Exporte passieren müssen, für die Weltwirtschaft.

			Und dann ist da Israel selbst. Oberflächlich gesehen war der Krieg ein »Erfolg« für den Angreifer. Diesen Eindruck legen auch die Opferzahlen nahe: Mehr als 1000 Tote und 5000 Verletzte im Iran, die meisten von ihnen Zivilisten. In Israel 31 Tote und 3200 Verletzte, überwiegend Zivilisten. Aber, so der frühere CIA-Analyst Ray McGovern im Gespräch mit der Berliner Zeitung: »Trump hat sich von seinen neokonservativen Beratern einreden lassen, die Israelis würden den Luftraum über Teheran kontrollieren und ein Sieg über den Iran sei möglich. Doch dann wurde seinen Gefolgsleuten klar, dass die Israelis eine Niederlage einstecken würden. Haifa wurde bombardiert (die Hafenanlagen, die wichtigsten in Israel, wurden erheblich zerstört, ML), Flugplätze, das israelische Verteidigungsministerium und die Zentrale des Mossad. Die Patriot-Raketen waren nicht in der Lage, die iranischen Hyperschallraketen abzufangen. Und der Iran hat eine Menge davon. Trump wollte einen Waffenstillstand vereinbaren, bevor Israel handlungsunfähig wird.« Die Iraner hätten offenbar unter dem Druck von Russland und China zugestimmt.[211]

			Während des Krieges hatte sich Ayatollah Khamanai nicht öffentlich gezeigt, sicher auch mit Blick auf die Todesdrohungen gegen ihn vonseiten der USA und Israels. Erst am 5. Juli 2025 ließ er sich wieder sehen, bei einer religiösen Zeremonie am Vorabend von Aschura, des höchsten schiitischen Feiertages, an dem des Martyriums von Imam Hussein gedacht wird, des »Herrn der Märtyrer«. Es wäre naheliegend gewesen, dass er eine Rede gehalten hätte, die dessen Kampf gegen eine feindliche Übermacht aus Glaubensfeinden im 7. Jahrhundert auf die Gegenwart überträgt. Das geschah aber nicht. Er nahm gewissermaßen als einfacher Gläubiger an dem Gottesdienst teil, hielt keinerlei Ansprache. Und darin liegt eine Botschaft, die in die politische Zukunft Irans weist.

			Zweimal bereits hatte sich Khamanai während des Krieges in vorher aufgezeichneten Reden an die Bevölkerung gewandt. Bemerkenswert ist jedoch die dritte Rede, die am 26. Juni ausgestrahlt wurde, also unmittelbar nach Kriegsende. Darin wies er Trumps Forderung nach einer »Kapitulation« zurück und betonte, der Iran habe durch seinen Angriff auf die US-Militärbasis in Katar »Amerika einen Schlag ins Gesicht verpasst«. Der verstand sich als Antwort auf die US-Bombardements der Atomanlagen und war den USA vorab mitgeteilt worden. Eine eher symbolische Vergeltung, bei der jenseits von allerdings erheblicher Zerstörung niemand zu Schaden kam.

			Entscheidender an dieser Rede war aber etwas ganz anderes, nämlich die »De-Islamisierung« seiner Rhetorik. Zwanzigmal nahm Khamanai darin Bezug auf die »Nation« und den »Iran«, aber nur einmal, indirekt, auf den Islam. Bezog er sich auf Gott, sprach er nicht von Allah, sondern vom »Allmächtigen«, wobei er das persische Wort »Parvadegar« benutzte – äußerst ungewöhnlich für einen islamischen Geistlichen, zumal den Revolutionsführer. Er begann seine Rede mit der Begrüßung »Salam«, dem traditionellen islamischen Gruß, und »Dorud«, dem vorislamischen iranischen Gruß – unter Mullahs grenzt das fast schon an Blasphemie. Wiederholt betonte er die Größe und geschichtliche Bedeutung der iranischen Zivilisation, sagte unter anderem: »Unser kultureller und zivilisatorischer Reichtum ist Hunderte Male größer als jener der USA.« Wo immer er auf die Historie verwies, betonte er die Bedeutung der iranischen Antike, ohne weiter auf den Islam einzugehen. Das ist allein deswegen bemerkenswert, weil aus Sicht islamischer Kleriker, ob sunnitisch oder schiitisch, die vorislamische Zeit in der Regel als eine Ära der Unwissenheit und Dunkelheit gilt.

			Vom Gottesstaat zum Nationalstaat

			Die Reden des Revolutionsführers sind traditionell Indikatoren für den Weg, den die Islamische Republik nimmt, einschließlich Kurskorrekturen. Diese Rede markiert nichts weniger als eine historische Zäsur – weg von der Islamischen Republik hin zu einer neu vermessenen Republik, die auf dem iranischen Nationalismus beruht.

			Wie eingangs ausgeführt, hat sich die Machtbalance in den letzten Jahren zunehmend von den Klerikern auf die Revolutionsgarde verlagert. Hatte der irakisch-iranische Krieg die Grundlage für das Konzept der Heiligen Verteidigung gelegt, die mit dem israelisch-amerikanischen Angriff einen weiteren Booster erhielt, so folgte auf diese jüngste Aggression gleichermaßen ein »Säkularisierungsschub«. Formal mag der Iran eine Islamische Republik bleiben. De facto wird er aufhören, eine Theokratie zu sein und sich endgültig national und republikanisch verorten. Entsprechend werden die Mullahs weiterhin an Macht verlieren, wird die velayat-e faqih, die Herrschaft der religiösen Rechtsgelehrten, an ihr Ende kommen. Nutznießer dieser Entwicklung ist die Revolutionsgarde, im Idealfall der Iran insgesamt. Sofern sie mit größeren Freiheiten für die Bevölkerung einhergeht, angefangen mit den Bekleidungsvorschriften.

			Anders als in Tel Aviv und Washington beabsichtigt, wird es in Teheran mitnichten zu einem Regimewechsel kommen. Infolge der Anmaßung der beiden imperialen Mächte hat sich die Herrschaftselite ganz im Gegenteil neu formatiert und insofern einen Vertrauensvorschuss neu hinzugewonnen, als die Iraner in bangen Tagen erfahren durften, was die Alternative wäre: Krieg, Elend, Staatszerfall, westliche Vorherrschaft, möglicherweise ein neuer Schah.

			Es ist wirklich bemerkenswert: Kaum war Khamanais Rede am 26. Juni 2025 ausgestrahlt worden, da schwenkten die medialen Sprachrohre und die Regierungspropaganda bereits auf die neue Linie ein. Islamische Symbole und Referenzen rückten in die zweite Reihe. Stattdessen traten ganz andere Helden in den Vordergrund, entnommen dem vorislamischen Epos Schahnameh, im Deutschen bekannt als Buch der Könige. Dieses Nationalepos der farsisprachigen Welt erzählt die Geschichte Persiens vor der islamischen Eroberung im 7. Jahrhundert.

			Ein ikonisch abgeleitetes Motiv ist bereits fest etabliert, in den Medien ebenso wie etwa auf Häuserwänden oder Werbetafeln: Es zeigt einen vorislamischen Schützen im Jesus-Look, der einen Bogen in die Höhe hält. Doch statt des Pfeils justiert er eine Rakete. Auf der Hand, welche die Sehne spannt, liegen weitere Hände heutiger Menschen, die offenbar ein Sakko tragen (jedenfalls kein religiöses Gewand) – zu sehen sind nur Teile der Unterarme.

			Vor diesem Hintergrund erschließt sich auch, warum Khamanai aus Anlass der Aschura-Feierlichkeiten keine Ansprache gehalten hat. Man kann die Bedeutung des geschilderten, rasant vollzogenen »Gesinnungswandels« innerhalb der iranischen Nomenklatur nicht deutlich genug hervorheben. Hier offenbart sich, um es noch einmal klar und deutlich festzuhalten, eine historisch zu nennende Zäsur.

			Wohin die Reise im Einzelnen geht, ob der Übergang vom Gottesstaat zum Nationalstaat reibungslos gelingt oder von (gewaltsamen) Erschütterungen begleitet sein wird, in welchem Zeitrahmen er verlaufen mag, das alles lässt sich gegenwärtig nicht ermessen. Für eine sachliche Einordnung iranischer Politik jenseits von »Terrorregime« ist das Wissen um diese Zusammenhänge aber essenziell. Eine ernsthafte Auseinandersetzung mit dem Iran sollte sich nicht allein auf Fragen rund um Demokratie oder Diktatur fokussieren, für oder wider Revolution, Religion oder Ideologie. Die moderne Geschichte Irans ist gleichermaßen geprägt von den anhaltenden Herausforderungen rund um die nationale Sicherheit und den Staatsaufbau.

			Was folgt auf den Iran-Krieg im Juni 2025? Auf iranischer Seite die Einsicht in die Notwendigkeit, sich neu zu erfinden. Nicht allein nach innen, auch nach außen. Das Konzept der Vorwärtsverteidigung hat sich deshalb erst einmal überlebt. Auf Verbündete kann sich Teheran im Verteidigungsfall nicht verlassen. Der Raketenbeschuss der jemenitischen Huthis auf Israel während des Krieges war militärisch eher von symbolischem Nutzen. Die Hisbollah ist vorerst geschwächt. Dass sie über keine Raketen mehr verfügt, glauben allerdings nicht einmal die Israelis. Die Zeit ist durchaus ein Faktor aufseiten Teherans. Sollte sich die Sicherheitslage in Syrien dramatisch verschlechtern, wird hier einmal mehr die Stunde auch schiitischer Milizen schlagen. Der Landweg in Richtung Hisbollah wäre dann ohne Weiteres wiederherzustellen. Die »Achse des Widerstands« ist in der Defensive, aber keineswegs gebrochen.

			

			Die iranische Führung weiß natürlich, dass ihr Land den USA und Israel militärisch unterlegen ist. Doch ist sie lernfähig und weiß, wo ihre Schwächen liegen: im Bereich der Luftabwehr, der Radarsysteme und der Bekämpfung israelischer Infiltration. Daraus wird man Konsequenzen ziehen. Ungeachtet der zahlreichen Angriffswellen ist es den Israelis nicht gelungen, das Atom- und Raketenprogramm Irans vollständig zu zerstören – ebenso wenig den Amerikanern. Beide Angreifer dürften verstanden haben, dass der Iran ein zäher Gegner ist. Sein größter Aktivposten sind die Hyperschallraketen, die der israelischen Flugabwehr schwer zugesetzt und wahrscheinlich dazu beigetragen haben, dass Trump den Krieg vorzeitig beendete – meilenweit entfernt vom erklärten Ziel eines »Regimewechsels«.

			Hinzu kommen die unkalkulierbaren Folgen eines anhaltenden Krieges gegen den Iran. Eine Bodeninvasion ist faktisch ausgeschlossen. Dafür ist das Land zu groß und zu gebirgig, die Erinnerung an den Irak-Krieg zu lebendig. Von den Kosten ganz zu schweigen. Trumps Geschäftspartner, insbesondere in Saudi-Arabien und den Vereinigten Arabischen Emiraten, werden ihm erklärt haben, was ein längerer Krieg in der Region für sie bedeutet – im Zweifel ihren Untergang. Und die Straße von Hormus ist geopolitisch und wirtschaftlich zu wichtig, um ihre Schließung zu riskieren. Ganz unabhängig von der Frage, wie sich Russland und China im Fall einer Eskalation verhalten würden.

			Nüchtern gesehen gibt es zwei Möglichkeiten. Die USA und in ihrem Gefolge Israel akzeptieren den Iran als die Regionalmacht, die er ist. Das bedeutet, den eigenen Hegemoniebestrebungen und Regimewechselplänen zu entsagen und Teheran ein ernsthaftes Verhandlungsangebot zu unterbreiten, jenseits von Drohungen und Sanktionen. Gewiss wird man sich in Washington der Risiken einer weiteren Konfrontation bewusst sein. Ebenso gut könnte die Regierung Trump aber auch zu dem Schluss gelangen, dass es darauf keine Rücksicht zu nehmen gilt. Eine Hegemonialmacht, die ihrem Vormachtstreben entsagt – es wäre der erste Wolf, der zum Vegetarier wird.

			Realistischer ist die Annahme, dass Washington wie auch Tel Aviv den nächsten Waffengang bereits planen. Ihre erklärten Kriegsziele jedenfalls haben sie im Juni 2025 nicht erreicht. Die iranische Führung ihrerseits hat wenig Anlass, der Regierung Trump auch nur ansatzweise zu trauen. Der US-Präsident hat 2018 das JCPOA-Atomabkommen in die Tonne getreten und 2025 während laufender Verhandlungen Israel grünes Licht für den Angriff erteilt. Im Interview mit Al-Jazeera erklärte Irans Präsident Masoud Peseschkian im Juli 2025, seine Regierung sei bereit zu Verhandlungen, werde aber an der friedlichen Nutzung der Atomenergie festhalten, einschließlich der Urananreicherung – das sei auch eine Frage des »Nationalstolzes«. Diese Anreicherung aber suchen die USA und Israel dem Iran generell zu verwehren, was de facto auf ein Verbot auch von Atommeilern hinausliefe. Mit Blick auf Trumps verkündete Waffenruhe äußerte sich Peseschkian skeptisch. Man bleibe »auf jedes Szenario vorbereitet«, auch auf weitere Angriffe. »Israel hat uns schwere Schläge versetzt, aber auch wir haben Israel schwere Schläge versetzt, die sie allerdings zu verbergen suchen.«[212]

			Anders als von Trump gefordert, wird Teheran keinesfalls »kapitulieren«. Nach wie vor gibt es keinerlei Hinweise, dass die iranische Führung den Bau einer Atombombe plant. Doch könnte man es ihr verdenken?

		


		
			Ausblick: Nichts wird gut, außer wir handeln selbst

			Wenig deutet darauf hin, dass sich »der Bogen des moralischen Universums der Gerechtigkeit zuneigt«, so der indische Philosoph Pankaj Mishra angesichts der Tragödie im Gazastreifen. Ebenso wenig zeichnet sich eine Erneuerung des Denkens ab, gar die Bereitschaft zum Perspektivwechsel aufseiten maßgeblicher Akteure. Je schnelllebiger die großen Krisen unserer Zeit aufscheinen, umso kürzer die Schatten, die sie werfen. Das öffentliche Wort versinkt in Phraseologie und politischer Korrektheit bis hin zur Realitätsverleugnung: Israel greift den Iran an, doch als der eigentliche Angreifer gilt der Iran. Gut möglich, dass diejenigen scheitern werden, die als Menschen empfinden und denken, nicht als Marionetten der Macht. Was zählt Empathie in einer Welt, deren politische Spielregeln Vorherrschaft legitimieren, nicht etwa Ausgleich und Kompromiss?

			Vielleicht sind die Geschehnisse im Nahen und Mittleren Osten der Vorbote einer neuen Ära, die sich längst ankündigt, aber noch nicht vollendet ist: nihilistisch und selbstzerstörerisch. Die Zeit offener Grenzen, individueller Freiheitsrechte und international gültiger Rechtsnormen scheint sich jedenfalls ihrem Ende zuzuneigen.

			Die deutsche Politik ist weltweit ein Phänomen, weil sie im Namen einer vermeintlich höheren Moral verinnerlichten Glaubensgewissheiten folgt, weniger nationalen Interessen oder rationalen Erwägungen. Das mag verschiedene Ursachen haben. Eine entscheidende ist die Annahme, das absolut Böse der jüngeren deutschen Geschichte gebiete, nunmehr und für alle Zeit auf der richtigen, der guten Seite zu stehen. Das ist ein sehr ehrgeiziges Anliegen und insofern gescheitert, als dieser kategorische Imperativ lange schon zu einem moralistischen Dogma geronnen ist, zu einer säkularen Form der Heilsgewissheit, die sich im Alleinbesitz der Wahrheit wähnt.

			Moralismus schließt indessen jede Form der diskursiven Ethik aus, weil er aus sich selbst heraus bereits monotheistisch veranlagt ist und seiner eigenen Logik gemäß auch sein muss. Es gibt nur den einen Gott, so wie es nur die eine Wahrheit geben kann. Und die muss nicht vernunftbegründet sein, solange sie sich nur »gut anfühlt«, eine kollektive Identität oder emotionale Zugehörigkeit verspricht und Nachdenken erfolgreich durch Emphase ersetzt. Wer widerspricht, ist Ketzer, auf jeden Fall kein Guter.

			Genau darin liegt das Übel der »Staatsräson«. Der Begriff verheißt Offenbarung, ist aber ein inhaltliches Nichts, tragfähig wie Wasser in einem Sieb. Gemeint ist der Glaube, wie erwähnt, dass die richtigen Lektionen aus dem Dritten Reich und der Judenvernichtung gezogen habe, wer sich heute vorbehaltlos hinter jede noch so fragwürdige israelische Regierung stellt. Ohne Zweifel war der Holocaust eines der größten Verbrechen in der Menschheitsgeschichte. Millionen Juden wurden systematisch ermordet. Doch nicht nur sie, auch Sinti und Roma, politische Gegner, Behinderte, Homosexuelle, Zwangsarbeiter, slawische »Untermenschen«. 27 Millionen Sowjetbürger starben infolge des deutschen Angriffskrieges.

			Was folgt daraus? Für jede Gruppe eine eigene »Staatsräson«? Oder stattdessen ein anderer Umgang mit dem Vermächtnis jüngerer deutscher Geschichte, nämlich ein universeller? Auschwitz als Chiffre für ein globales »Nie wieder!«, für ein politisches wie moralisches Aufbegehren gegen jede Form staatlich organisierter Menschenverachtung?

			

			Deutsche Machteliten verstehen historisches Erinnern normativ und beziehen sich dabei vorrangig auf eine einzige, singuläre Gruppe. Daraus leitet sich die »Staatsräson« mit ihrer unbedingten Solidarität zu Israel ab. Doch welches Israel ist gemeint, innerhalb welcher Grenzen? Beinhaltet diese Solidarität den Schulterschluss mit gewaltbereiten, mörderischen Siedlern? Mit völkerrechtswidrigem Landraub? Mit einer rechtsextremen Regierung? Was genau bedeutet in diesem Zusammenhang »Solidarität«?

			In letzter Konsequenz: Ist es möglich, geschweige denn geboten, den einen, vergangenen Faschismus aufzuarbeiten, indem man einem anderen, gegenwärtigen seine Reverenz erweist? Kann es tatsächlich angehen, unter Verweis auf den einen Völkermord Beihilfe für einen anderen zu leisten? Ihn diplomatisch wie politisch »abzufedern«? Durch Waffenlieferungen gar aktiv zu befördern?

			Die hiesige »Staatsräson« erweist sich ihrem Wesen nach als undemokratisch und autoritär, weil sie gegen Grundprinzipien einer jeden Demokratie verstößt: universelle Menschenrechte und Gleichheit vor dem Gesetz zu wahren und zu verteidigen. Geblendet vom Pathos der eigenen moralischen Grandezza, hüllen sich deutsche Entscheider in Schweigen, während gleichzeitig der Internationale Gerichtshof, der maßgeblich als Antwort auf deutsche Verbrechen gegründet wurde, massivem Druck aus den USA und Israel ausgesetzt ist, angegriffen, delegitimiert und sabotiert wird. Als einziges Land der Welt hat sich Deutschland als Reaktion auf die Klage Südafrikas gegen Israel wegen des Vorwurfs des Genozids auf die Seite Israels gestellt – was nicht einmal die USA getan haben. Mehr als ein Dutzend Staaten haben sich dagegen der Klage Südafrikas angeschlossen, darunter Spanien.

			Die »Staatsräson« ist ein wichtiges Fundament auch der Eigenlegitimation hiesiger Machteliten, nach innen wie nach außen. Das erklärt wesentlich, warum in Deutschland, ähnlich wie in den USA, Proteste gegen das Massensterben im Gazastreifen mit unerbittlicher juristischer Härte verfolgt, kriminalisiert und nötigenfalls niedergeknüppelt werden. Das gibt es vergleichbar in keinem anderen europäischen Land (ausgenommen Ungarn und Österreich, dort aber in milderer Form). Hiesige Auguren schätzen es nicht, wenn ihre Weisheiten infrage gestellt werden. Und sie erscheinen ohne Weiteres bereit, den Rechtsstaat auszuhöhlen, um ihre Deutungshoheit durchzusetzen.

			Die unbedingte Solidarität mit Israel, auch international lange ein Ausweis untadeliger »Wiedergutmachung«, hat sich außenpolitisch längst in ihr Gegenteil verkehrt. Der Großteil der Welt, allen voran der Globale Süden, verachtet Deutschland mittlerweile für seine Komplizenschaft mit der israelischen Vertreibungs- und Vernichtungspolitik. Dass dieses Land der zweitgrößte Waffenlieferant für den Massenmord an den Palästinensern ist, hat sich bis in die hintersten Ecken herumgesprochen.

			Es gelten übrigens in der Bundesrepublik klare gesetzliche Regeln, die Waffenlieferungen in Konfliktregionen und an Staaten, denen Kriegsverbrechen oder Völkermord vorgeworfen werden, untersagen. Die Bundesregierung hält sich aber an vielerlei Fronten nicht an die geltenden Bestimmungen. Hinzu kommt, dass Deutschland die Genozid-Konvention der Vereinten Nationen von 1948 mitunterzeichnet hat. Damit ist Berlin nicht allein verpflichtet, keinen Völkermord zu begehen, sondern gleichermaßen gehalten, ihn nicht durch Beihilfe anderswo zu ermöglichen oder geschehen zu lassen.

			Die hochgepriesene »Erinnerungskultur« hat sich ebenso wie die »Staatsräson« längst in eine Sackgasse begeben. Aus dieser herauszufinden, setzt voraus, sich neu zu erfinden. Die gegenwärtige wie auch die vorherige Bundesregierung hat Deutschland schweren Schaden zugefügt, weil sie einen fragwürdigen Moralismus über das Völkerrecht gestellt hat und weiterhin stellt. Ungeachtet der humanitären Katastrophe im Gazastreifen belässt sie es bei Appellen an die Regierung Netanjahu, sie möge doch bitte ihr Verhalten ändern.

			Gewiss, der Tonfall hat sich verschärft, und im August 2025 hat Kanzler Merz die Waffenlieferungen ausgesetzt, wie erwähnt. Allerdings wurden alle Rüstungsgüter, deren Ausfuhr bereits zugesagt worden war, dennoch ausgeliefert. Lediglich neue Exportgenehmigungen wurden teilweise suspendiert. Geschuldet war dies der israelischen Ankündigung, die Stadt Gaza einzunehmen und dauerhaft zu besetzen. Das damit einhergehende humanitäre Desaster angesichts der geplanten Vertreibung von mehr als einer Million Menschen war dann doch wohl zu sehr Menetekel, selbst unter Maßgabe der »Staatsräson«. Hier die Notbremse zu ziehen, erschien Merz offenbar geboten – zu Recht, wenngleich viel zu spät. Davon abgesehen belässt es die Bundesregierung jedoch weiterhin bei Worten und handelt nicht. Obwohl sie es ohne Weiteres tun könnte, es fehlt ja nicht an internationalen und EU-Initiativen, denen sie sich anschließen könnte, um die israelische Regierung unter Druck zu setzen. Als da wären: die Anerkennung Palästinas als Staat, die Aussetzung des EU-Assoziierungsabkommens mit Israel, Sanktionen analog zu denen gegenüber Russland oder dem Syrien Assads. Und allen voran natürlich die dauerhafte Einstellung aller deutschen Waffenlieferungen an Israel sowie die Beendigung der militärischen Zusammenarbeit.

			Doch schafft es die Regierung Merz nicht einmal, sich der Mehrheit der UN-Staaten anzuschließen, die einen sofortigen Waffenstillstand und den unbegrenzten humanitären Zugang in den Gazastreifen verlangt. Der Eindruck liegt nahe, dass sie bis heute nicht verstanden hat oder verstehen will, dass es der israelischen Kriegsführung mitnichten um »Terrorbekämpfung« geht, sondern um die systematische Zerstörung der Lebensgrundlagen aller Palästinenser unter israelischer Besatzung.

			Was es braucht, wäre ein grundlegender Perspektivwechsel. Angefangen mit der Einsicht, dass es ein Fehler der internationalen Gemeinschaft war, allen voran der westlichen Staaten, die Palästinafrage über Jahrzehnte weitgehend sich selber zu überlassen. Womit man indirekt der israelischen Logik gefolgt ist, der zufolge sich die Besatzung schon irgendwie »managen« ließe und es einer grundsätzlichen Lösung nicht bedürfe. Mit dieser passiven Haltung hat die Staatengemeinschaft nachfolgenden israelischen Regierungen jenen Freiraum gewährt, dessen sie bedurften, um ihr Siedlungsprojekt mehr oder weniger ungestört voranzutreiben. Heute gibt es keine Return-Taste mehr. Israel hat längst Fakten geschaffen, die nicht mehr rückgängig zu machen sind. Mehr noch, die Großisrael-Ideologie und ihr Markenkern, der »ewige Krieg«, drehen gewissermaßen frei. Diese Melange enthält alle Zutaten einer künftigen Katastrophe.

			Die deutsche Haltung sowohl im Umgang mit Israel als auch hinsichtlich des Iran-Krieges offenbart ein beängstigendes Maß an Realitätsverleugnung. Maßgebliche Entscheider sind offenbar nicht in der Lage, in der Wirklichkeit zu lesen. Stattdessen folgt ihre Wahrnehmung verinnerlichten Glaubensgewissheiten, die nicht etwa primär auf nationalen Interessen beruhen, sondern im Umfeld hohler Rhetorik rund um eine nebulöse »Werteorientierung« angesiedelt sind. Namentlich die tonangebenden »Transatlantiker« erweisen sich als unfähig, europäische und deutsche Belange zu benennen, geschweige denn zu vertreten, und folgen blind den Vorgaben aus den USA – selbst dort, wo es für Deutschland auf einen wirtschaftlichen Niedergang hinausläuft. Diesen Niedergang aber mögen hiesige Entscheider nicht erkennen. Oder ist er ihnen egal, hoffen sie auf ein Wunder? Sind sie möglicherweise längst unmündige Gefangene ihrer jeweiligen Peergroups, getragen von gestrigen Weltbildern?

			So halten es maßgebende Entscheider tatsächlich für eine gute Idee, die politischen Beziehungen zu Russland und China wie auch den Handel mit ihnen so weit wie möglich zurückzufahren, um stattdessen die Abhängigkeit von den USA noch weiter zu erhöhen – mit dem erklärten Ziel, sich von den Ultimaten der Regierung Trump, etwa in Zollfragen, unabhängiger zu machen. Finde den Fehler!

			Das Thema soll hier nicht vertieft werden, doch unterstreicht dieser Hinweis, dass sich das geistige Unvermögen der Macht- und Meinungseliten in diesem Land keineswegs auf den Nahen und Mittleren Osten beschränkt. Das ist leider kein Trost, mag hoffentlich aber ein Ausrufezeichen sein. Ein Weckruf mit der Absicht, die Notwendigkeit einer Kurskorrektur aus dem Inneren der Gesellschaft heraus zu erkennen.

			Dabei gilt es nicht, die Welt neu zu erfinden. Ein Anfang wäre schon damit gemacht, sich allen Empörungsritualen zu verweigern. Und beispielsweise Texte oder Aktionen kluger Vordenker neu zu entdecken, die zu Unrecht in Vergessenheit geraten sind. Der folgende Auszug ist dem Essay »Sind wir unfähig zum Frieden?« entnommen, den der Arzt, Psychoanalytiker und spätere Mitbegründer der deutschen Sektion der »Internationalen Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges« (IPPNW), Horst-Eberhard Richter (1923–2011), im Mai 1980 veröffentlichte. Damals war die Zeit des NATO-Doppelbeschlusses, einer neuen Phase der Hochrüstung zwischen Ost und West. Richters Essay trug wesentlich zum Entstehen der westdeutschen Friedensbewegung in den 1980er Jahren bei. Er liest sich bestürzend aktuell:

			»In der internationalen Politik wurde unlängst offen diskutiert, dass die aktuelle Weltlage stark an die Vorphase des Ersten Weltkrieges erinnere … Wir beobachten eine eskalierende Strategie der Konfrontation, obwohl aus weltpolitischer Verantwortung genau umgekehrt mit allen Energien um die Wiederherstellung von Kooperation und Vertrauen gerungen werden müsste.

			Wie reagieren wir als Bürger nun auf diese Situation? Nahezu die Hälfte unserer Bevölkerung glaubt laut Umfragen an die Möglichkeit eines Krieges. Die Leute sind betroffen, aber sie rühren sich kaum. Was hat das eigentlich zu bedeuten? Wie können Menschen in Passivität und zumindest äußerlicher Gelassenheit … bejahen, dass ein großer Krieg bevorstehen könnte? Warum reagieren wir so, als handele es sich hier um ein unbeeinflussbares Naturereignis, obwohl in dieser Angelegenheit doch alles, was geschieht, in der Macht menschlicher Berechnung und Entscheidung liegt?

			Wir Bürger fühlen uns in einen seltsam unmündigen Zustand versetzt, der uns zugleich die Sprache verschlägt. Auch wenn wir gewiss keine Aussicht haben, die weltpolitischen Prozesse direkt zu beeinflussen, so ist doch der Zustand unserer Sprachlosigkeit und unserer stumpfen Unbeweglichkeit absolut unangemessen. Wir widersprechen unserem eigenen Selbstbild einer mündigen demokratischen Gesellschaft, wenn wir gegen hunderterlei harmlosere Missstände mit imposanten Bürgerinitiativen aufbegehren, dagegen dem Anschein nach willig und unkritisch hinnehmen, was unsere Existenz mehr als alles sonst bedroht.

			Einer der Gründe für die weitverbreitete resignative Passivität dürfte darin liegen, dass die Atomkriegsgefahr für das menschliche Fassungsvermögen kaum noch zu erfassen ist … Es gibt Wahrheiten, die so entsetzlich sind, dass man alle Anstrengungen darauf verwendet, sie zu verdrängen bzw. zu verharmlosen. Je weniger man selbst das System beeinflussen kann, in das man eingeordnet und von dem das eigene Tun in erheblichem Maße bestimmt wird, umso mehr möchte man darauf bauen, dass das gute Gewissen in dem System selbst steckt. Man versucht alles Mögliche, um diese Überzeugung gegen gegenteilige Erfahrungen zu verteidigen, und konsumiert deshalb dankbar eine entsprechende Propaganda des Systems. Man belügt sich, aber man kann damit besser schlafen.«

			Soweit Horst-Eberhard Richter 1980. Ein Jahr später versammelte sich eine Million Menschen aus dem Umfeld der Friedensbewegung im Bonner Hofgarten und verlangte ein Ende des Rüstungswahns. Obwohl die heutige Weltlage mindestens genauso bedrohlich ist, wie sie es damals war, wäre eine solche Großdemonstration gegenwärtig kaum vorstellbar. Das hat verschiedene Gründe, drei erscheinen wesentlich. Die Sorge um die eigene, die private, familiäre Zukunft angesichts einer Wirtschaftslage, die keine Verbesserung erwarten lässt, veranlasst breite Teile der Mittelschichten, sich »den Parteien der Mitte« zuzuwenden – in der irrigen Annahme, dort vertrete man ihre Interessen, dort würde man sich ihrer annehmen. Der Blödel-Werbespruch »Hier werden Sie geholfen« bringt diese Illusion gut auf den Punkt.

			Zum Zweiten hat die unselige Identitätspolitik ganze Arbeit geleistet und die Gesellschaft umfassend atomisiert. Richter verweist darauf, dass Bürger »gegen hunderterlei harmlosere Missstände mit imposanten Bürgerinitiativen aufbegehren«. Heute gibt es kaum noch Bürger mit ebendiesem Bewusstsein, nämlich Bürger zu sein. Wohl aber bunte Communities vorzugsweise rund um Genderthemen, die unter Gerechtigkeit oder Fortschritt vor allem Privilegien für die jeweils eigene Sub- und Subsubgruppe verstehen. Wokeness inklusive.

			Schließlich ist Identitätspolitik die Schwester der politischen Korrektheit und ihrer zahlreich streunenden »Faktenchecker«. Sie achten darauf, dass nach Möglichkeit niemand aus der Reihe tanzt und der Mainstream gewahrt bleibt. Im Zweifel steht frühmorgens die Polizei mit einem Durchsuchungsbeschluss vor der Haustür, weil jemand einen Politiker als das bezeichnet hat, was er in der Regel auch nicht ist. Ein kluger Kopf.

			JEDOCH: Mehr und mehr Menschen wenden sich angewidert ab. Suchen nach neuen Ideen, sehnen sich nach anderen Verhältnissen, ahnen oder begreifen, was da auf sie zukommt. Auf uns alle. Die Palästinafrage ist in dem geschilderten globalen Mobile nur ein Baustein, allerdings ein zentraler, ein wesentlicher. Der Völkermord im Gazastreifen wird in der »Erinnerungskultur« künftiger Generationen keinen geringeren Raum einnehmen als der deutsche Völkermord zuvor. Das gilt auch für Deutschland selbst, wo Einwanderer der zweiten oder dritten Generation, also die mit dem berühmten »Migrationshintergrund«, am lautesten ihre Stimme gegen das erheben, was in Gaza geschieht – und dafür einen hohen Preis bezahlen.

			Es hilft kein Zetern und Klagen, es braucht eine breite gesellschaftliche Bewegung gegen den Wahnsinn, der uns umgibt. Gegen die Dummheit und den Zynismus. Jeder ist gefordert, in seinem Umfeld das ihm Mögliche zu tun. Angefangen damit, der allumfassenden Lüge zu widerstehen. Wer ernsthaft annimmt, er sitze vor dem Fernseher in der ersten Reihe der gut Informierten, ist selber schuld.

			Was also tun? Joseph Beuys folgen, zum Beispiel. Der Titel seiner ersten Ausstellung 1965 in Düsseldorf lautete: »Wie man dem toten Hasen die Bilder erklärt«. Die Aktion, die Beuys am Abend der Vernissage aufführte, ist in die Kunstgeschichte eingegangen. Beuys saß, mit einem toten Hasen auf dem Arm, in einer Ecke am Fenster. Ein Bein des Schemels war mit Filz umwickelt. Dieses Mal trug er nicht seinen charakteristischen Hut. Stattdessen klebte eine Schicht aus Honig und Blattgold auf seinem Gesicht und dem Kopf. Beuys sagte dazu: »Hier ist die Betonung des Kopfes und damit des Denkens. Ich goss einen großen Topf Honig über meinen Kopf und klebte darauf Blattgold im Wert von fast 200 Mark. Das war sehr schön.« Zuvor war Beuys mit dem toten Hasen auf dem Arm in der Galerie hin und her gelaufen und hatte ihm die ausgestellten Bilder präsentiert. Der Künstler: »Ich wollte, dass sich die Menschen in ihrem egoistischen Fehlverhalten gegenüber der Wirklichkeit so sehen, wie sie eben sind. Ihnen mal zeigen, dass sogar ein toter Hase noch viel mehr … weiß als der Mensch mit seinem verkorksten … Intellekt.«

			Was also tun? Neue Wege gehen, ungewohnte Wege gehen. Widerständig werden, seiner inneren Stimme folgen, über sich selbst hinauswachsen, anders denken. Angefangen damit, dem toten Hasen die Bilder zu erklären. Das, was ist, klar und deutlich zu benennen. Ein Völkermord ist ein Völkermord ist ein Völkermord. Ein Angriffskrieg ist ein Angriffskrieg ist ein Angriffskrieg. Und immer so weiter – bis der Horizont sich auf breiter Ebene weiten und der Hofgarten sich erneut füllen möge.
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